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1 ALLGEMEINER ÜBERBLICK  

1.1 SOZIOÖKONOMISCHE  
KENNZAHLEN 

Wirtschaftswachstum 
Die österreichische Wirtschaft wuchs 
2006 real um 3,3% und 2007 um 3,4%. 
Das Wachstum lag damit über dem EU-
27-Durchschnitt. Ab der zweiten Jahres-
hälfte 2008 ist auf Grund der sich ver-
schlechternden weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen mit einer Wachs-
tumsabschwächung zu rechnen. Das 
Österreichische Institut für Wirtschafts-
forschung (WIFO) geht von einem realen 
BIP-Wachstum von 2,3% im Jahr 2008 
und 1,4% im Jahr 2009 aus. 
Beschäftigung 
Die Beschäftigungsquote erhöhte sich 
gemäß Arbeitskräfteerhebung von 68,6% 
im Jahr 2005 auf 70,2% 2006 und 71,4% 
2007. Die Beschäftigungsquote der 
Frauen stieg von 62% auf 64,4% und die 
der Männer von 75,4% auf 78,4%. Ein 
nicht unwesentlicher Anteil des Beschäf-
tigungswachstums ist auf vermehrte Teil-
zeitarbeit der Frauen zurückzuführen. In 
der Folge ist laut EUROSTAT die Teil-
zeitarbeit in Österreich von 2005 bis 
2007 um 10,0%, die Vollzeitarbeit um 
3,3% angestiegen. Dennoch waren von 
den rund 176.900 neu entstandenen Be-
schäftigungsverhältnissen 56% Vollzeit-
arbeitsplätze. 
An der generellen Verbesserung der Be-
schäftigungszahlen konnten im über-
durchschnittlichen Ausmaß Bevölke-
rungsgruppen mit erhöhten Arbeits-
marktproblemen teilhaben, die Gegens-
tand dieses Berichts sind. 
Die Beschäftigungsquote älterer Men-
schen (55- bis 64-Jährige) erhöhte sich 
von 31,8% im Jahr 2005 auf 38,6% im 
Jahr 2007 (28% Frauen, 49,8% Männer). 
Dazu trugen neben der konjunkturellen 

Entwicklung auch entscheidend politi-
sche Maßnahmen – Pensionsreform und 
zielgruppenspezifische arbeitsmarktpoli-
tische Programme – bei. 
2006 und 2007 gab es auch deutliche 
Zunahmen bei der Jugendbeschäftigung. 
Die Beschäftigungsquote der 15- bis 24-
Jährigen stieg von 2005 bis 2007 von 
53,1% auf 55,5%, bei den Frauen von 
49,4% auf 51,5% und bei den Männern 
von 56,8% auf 59,6%. Die verbesserte 
Beschäftigungssituation steht u.a. im Zu-
sammenhang mit einer deutlichen Anhe-
bung der Mittel für arbeitsmarktpolitische 
Jugendprogramme. 
Bei den AusländerInnen nahm die Be-
schäftigungsquote gemäß Arbeitskräfte-
erhebung von 61,9% auf 63,8% zu. Die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede 
sind bei den AusländerInnen jedoch 
deutlich stärker ausgeprägt als bei den 
InländerInnen und haben sich seit 2005 
vergrößert. Die Beschäftigungsquote 
ausländischer Frauen betrug 2005 
52,9% und 2007 53,3% und die der 
Männer stieg von 71,4% im Jahr 2005 
auf 74,5%. Besonders niedrig ist die Be-
schäftigungsquote türkischer Frauen, sie 
ging in diesem Zeitraum von 30,5% auf 
27,3% zurück. Unter den TürkInnen be-
trägt der geschlechtsspezifische Unter-
schied bei der Arbeitsmarkteinbindung 
40%-Punkte. 
Die Beschäftigungsquote der Personen 
mit maximal Pflichtschulabschluss ist 
überproportional von 47,2% im Jahr 
2005 auf 51,9% im Jahr 2007 angestie-
gen (Männer von 55,2% auf 58,8%, 
Frauen von 41,3% auf 47,2%). Dennoch 
haben Personen mit maximal Pflicht-
schulabschluss (ISCED 0-2) eine um 
30%-Punkte geringere Erwerbseinbin-
dung als Personen mit darüber hinaus-
gehenden Ausbildungen (ISCED 3-6). 
Gesundheitliche Einschränkungen führen 
zu starken Erwerbsbarrieren. Laut EU-
SILC 2006 beträgt die Beschäftigungs-
quote von Personen mit Behinderungen 
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im engeren Sinn1 34% (Männer 37% und 
Frauen 31%). Bei behinderten Personen 
im weiteren Sinn2 liegt die Arbeitsmarkt-
einbindung bei 55% (62% bei Männern 
und 49% bei Frauen). Werden Verwal-
tungsdaten des Ausgleichstaxfonds he-
rangezogen, die die Personengruppe der 
„begünstigten Behinderten“ (Personen 
mit einem Feststellungsbescheid nach 
dem Behinderteneinstellungsgesetz, den 
Landesbehindertengesetzen oder dem 
Opferfürsorgegesetz) ausweisen, beträgt 
deren Beschäftigungsquote im Jahr 2007 
67%. 
Arbeitslosigkeit 
Die Arbeitslosenquote ging von 5,2% im 
Jahr 2005 auf 4,4% 2007 zurück. Die 
Arbeitslosigkeit von Frauen (5%) ist hö-
her als die von Männern (3,9%). 
Überdurchschnittlich hohe Arbeitslosen-
quoten haben junge Personen (15- bis 
24-Jährige) mit 8,7% (2007). Der starke 
Anstieg bis 2005 (10,3%) konnte in den 
letzten beiden Jahren auf Grund umfas-
sender Jugendausbildungs- und Be-
schäftigungsprogramme wieder rück-
gängig gemacht werden. 
Laut Arbeitskräfteerhebung 2007 liegt 
auch die Arbeitslosigkeit von Personen 
mit maximal Pflichtschulabschluss (8,6% 
insgesamt, 8,6% Männer, 8,5% Frauen) 
und von AusländerInnen (9,5% insge-
samt, 8,6% Männer, 10,7% Frauen) über 
der durchschnittlichen Arbeitslosenrate. 
Die Arbeitslosenrate für behinderte Per-
sonen im engeren Sinn beträgt gemäß 
SILC 2006 13% (Frauen 10%, Männer 
16%). Der gestiegene Mitteleinsatz für 
Beschäftigungsmaßnahmen für Men-
                                            
1 Behinderte im engeren Sinn: Dazu gehören 
Personen, die bei der SILC-Befragung angaben, 
eine subjektiv wahrgenommene starke Beein-
trächtigung bei der Verrichtung alltäglicher Arbei-
ten, die mindestens schon 6 Monate andauert, zu 
haben. 
2 Behinderte im weiteren Sinn: Dazu gehören 
Personen, die bei der SILC-Befragung angaben, 
chronisch krank zu sein. 

schen mit Behinderungen bewirkte, dass 
seit Mitte 2007 die Arbeitslosigkeit dieser 
Bevölkerungsgruppe wieder rückgängig 
ist. 
Die Langzeitarbeitslosenrate betrug 2006 
1,3% und 2007 1,2%. 
Im Hinblick auf Bekämpfung von sozialer 
Ausgrenzung sind Haushalte, in denen 
keine Person erwerbstätig ist, eine zent-
rale Zielgruppe. 2005 lebten 8,7% der 
18- bis 59-Jährigen in erwerbslosen 
Haushalten (9,6% der Frauen und 7,7% 
der Männer), 2007 ging der Anteil auf 
7,6% (8,7% bei den Frauen und 6,5% bei 
den Männern) zurück. 
Niedrige Erwerbseinkommen 
Erwerbstätigkeit verhindert nur dann fi-
nanzielle Ausgrenzung, wenn damit ein 
ausreichendes Erwerbseinkommen er-
zielt werden kann. 2006 hatten gemäß 
SILC 4,6% der 15- bis 64-jährigen er-
werbstätigen Personen (6,5% der Frau-
en, 3% der Männer) einen Stundenver-
dienst unter dem Wert, der bei einer wö-
chentlich 40-stündigen Beschäftigung 
einem Monatsverdienst von EUR 1.000 
brutto (14x pro Jahr) entspricht. 
Der Unterschied zwischen den durch-
schnittlichen Brutto-Stundenverdiensten 
von Männern und Frauen gemessen an 
den durchschnittlichen Brutto-
Stundenverdiensten der männlichen Be-
schäftigten lag laut EU-SILC 2006 bei 
20%. Dieser so genannte „Gender-Pay-
Gap“ nahm seit 2003 um 3 %-Punkte zu, 
blieb jedoch in den letzten 10 Jahren in-
nerhalb der statistischen Schwankungs-
breite. 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Eine höhere Erwerbsbeteiligung der 
Frauen erfordert ein ausreichendes An-
gebot an Betreuungseinrichtungen. In 
der Arbeitskräfteerhebung geben 7% der 
erwerbsfernen bzw. teilzeitbeschäftigten 
Frauen an, wegen unzureichender 
Betreuungseinrichtungen für Kinder, älte-
re und behinderte Personen keine Er-
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werbstätigkeit aufzunehmen bzw. die 
Erwerbsintensität nicht zu erhöhen. 
Bildungschancen 
Vorschulische Einrichtungen (Kinder-
betreuungseinrichtungen) verbessern die 
(u.a. sprachlichen) Voraussetzungen für 
die schulische Laufbahn. 2006 besuch-
ten Kinder mit nichtösterreichischer 
Staatsbürgerschaft im geringeren Aus-
maß als österreichische Kinder Kinder-
betreuungseinrichtungen. Von den 3- bis 
5-jährigen österreichischen Kindern be-
suchten 85% und von den ausländischen 
Kindern 76% einen Kindergarten. Die 
Besuchsquote von Kindern aus Nicht-
EU-Staaten war noch deutlich geringer. 
Während bis zum Jahr 2004 der Anteil 
der frühen SchulabgängerInnen (Anteil 
der 18- bis 24-Jährigen, die maximal ei-
nen Pflichtschulabschluss haben und 
aktuell keine Schule oder Aus- und Wei-
terbildung besuchen) kontinuierlich auf 
8,6% (Männer 9,5%, Frauen 7,9%) ge-
sunken ist, ist von 2004 bis 2007 ein ge-
genläufiger Trend festzustellen. Der An-
teil der frühen SchulabgängerInnen be-
trug 2007 10,9% (11% Männer, 10,2% 
Frauen). Überproportional ist der Anteil 
der frühen SchulabgängerInnen bei den 
Jugendlichen mit ausländischer Staats-
bürgerschaft angestiegen, er beträgt 
2007 28,9% (Männer 27,7%, Frauen 
29,9%). 
Armutsgefährdung 
Die Armutsgefährdungsquote 2006 liegt 
mit 12,6% im unteren Drittel der EU-27-
Staaten. Sie schwankt seit 1995 zwi-
schen 11% und 13%. Die Quote bei 
Frauen ist mit 14% höher als bei Män-
nern (11%), was vor allem die erhöhte 
Armutsgefährdung von Alleinerzieherin-
nen (27%) und Pensionistinnen in Ein-
personenhaushalten (28%) widerspie-
gelt. 
Die am stärksten von niedrigen Pro-
Kopf-Haushaltseinkommen betroffenen 
Gruppen sind Personen in Haushalten 

mit Langzeitarbeitslosen (40% Armutsge-
fährdungsquote), Pensionistinnen in Ein-
personenhaushalten (28%), weiters 
MigrantInnen3 (28%), AlleinerzieherInnen 
(27%), Personen in Haushalten mit drei 
und mehr Kindern (16%) und Personen 
mit Behinderungen (17%). 
14% aller Kinder und (der sich in Ausbil-
dung befindlichen und wirtschaftlich ab-
hängigen) Jugendlichen unter 27 Jahren 
sind armutsgefährdet. Kinder in einem 
Ein-Eltern-Haushalt haben ein überpro-
portionales Armutsrisiko von 27%. Kinder 
mit Eltern in einem Mehrpersonenhaus-
halt mit drei oder mehr Kindern haben 
ein Armutsgefährdungsrisiko von 17%. 
Kinder aus Haushalten mit Migrationshin-
tergrund4 haben mit 39% das höchste 
Armutsgefährdungsrisiko.  
Unter den Erwerbstätigen in Österreich 
liegt der Anteil jener Personen, die trotz 
Erwerbsarbeit ein Haushaltseinkommen 
unter der Armutsgefährdungsschwelle 
beziehen (so genannte „Working Poor“), 
bei 7%. Bei den Nicht-Erwerbstätigen ist 
die Armutsgefährdungsquote mehr als 
doppelt so hoch (19%).  
Für die Gruppe der Über-65-Jährigen 
liegt die Armutsgefährdung nach sozia-
len Transfers bei insgesamt 16% (20% 
für Frauen und 11% für Männer). 
Die wesentliche Ursache für niedriges 
Pro-Kopf-Haushaltseinkommen ist für 
Haushalte mit Personen im erwerbsfähi-
gen Alter v.a. die fehlende oder unzurei-
chende Erwerbseinbindung. Die Quote 
der monetären Armutsgefährdung von 
Haushalten mit Kindern, in denen die 
Mutter nicht erwerbstätig ist, ist dreimal 
höher als in Haushalten mit erwerbstäti-
gen Müttern. Durch die Erwerbstätigkeit 
                                            
3 Darunter zu verstehen sind Personen mit nicht 
österreichischer Staatsbürgerschaft aus Nicht-
EU/EFTA-Ländern. 
4 Zumindest eine Person im Haushalt hat eine 
Staatsbürgerschaft eines Nicht-EU/EFTA-Landes 
bzw. wurde aus einem dieser Länder eingebür-
gert. 
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von Müttern wird in AlleinerzieherInnen-
haushalten die Armutsgefährdung von 
48% auf 19%, in Mehrpersonenhaushal-
ten (mehr als eine erwachsene Person 
im Haushalt) mit einem Kind von 13% 
auf 4%, in Mehrpersonenhaushalten mit 
zwei Kindern von 21% auf 4% und in 
Mehrpersonenhaushalten mit drei und 
mehr Kindern von 21% auf 13% redu-
ziert. Bei Personen im Erwerbsalter mit 
starken gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen geht im Falle einer Erwerbstätig-
keit der behinderten Person die monetä-
re Armutsgefährdung von 42% auf 10% 
zurück. 
Für nicht erwerbstätige Personen liegen 
die wesentlichen Gründe für ein Ein-
kommen unter den Armutsgefährdungs-
schwellen in den Zugangsvoraussetzun-
gen zu den Sozialleistungssystemen und 
den Höhen der Transferleistungen. Die 
im Teil 2 beschriebenen Reformen im 
Rahmen der bedarfsorientierten Min-
destsicherung haben das Ziel, den Zu-
gang zu verbessern und die Leistungs-
höhen an die Armutsgefährdungsschwel-
len-werte anzuheben. 
Niedrige Einkommen haben v.a. dann 
spürbare Auswirkungen auf die materiel-
len Teilhabechancen, wenn Haushalte 
für längere Zeit damit auskommen müs-
sen. Gemäß SILC gelingt es ca. der Hälf-
te der armutsgefährdeten Haushalte, 
spätestens nach einem Jahr ein Ein-
kommen über den Armutsgefährdungs-
schwellenwerten zu erzielen. Dies ge-
schieht v.a. dann, wenn die Erwerbsin-
tensität des Haushalts gesteigert wird. 
Seit den 1990er Jahren hat die Dauer-
armutsgefährdung abgenommen. 1997 
waren 63% der Armutsgefährdeten min-
destens 2 Jahre armutsgefährdet, 2006 
waren es 52%. 
Auch wenn insgesamt der Anteil der 
Personen mit niedrigen Einkommen in 
den letzten 10 Jahren ziemlich konstant 
geblieben ist, so deutet der Indikator 
„volkswirtschaftliche Armutslücke“ darauf 

hin, dass am unteren Ende der Einkom-
mensverteilung eine Verbesserung ein-
getreten ist. 1996 wären 0,95% des BIP 
erforderlich gewesen, um allen Personen 
ein Mindesteinkommen in der Höhe der 
Armutsgefährdungschwellenwerte zu 
ermöglichen. 2006 lag die „volkswirt-
schaftliche Armutslücke“ mit 0,8% des 
BIP deutlich darunter. Ursachen für diese 
Entwicklung sind der Anstieg der Be-
schäftigungsquote, die überproportionale 
Anhebung der Mindestpensionen und die 
gestiegene Umverteilungswirkung der 
Sozialleistungen. Diese Faktoren bewir-
ken auch eine deutlich geringere Ein-
kommensungleichheit als im EU-
Durchschnitt. Das Einkommensquintils-
verhältnis (d.h. um welchen Faktor das 
Durchschnitts-Pro-Kopf Haushaltsnetto-
einkommen des bestverdienenden Fünf-
tels höher ist als das des untersten Ein-
kommensfünftels) lag 2006 bei 3,7 
(2004: 3,8). Der EU-25-Durchschnitt lag 
2006 bei 4,8%. 
Die gesetzliche Rentenversicherung 
Im Jahresdurchschnitt 2007 betrug die 
Zahl der Versicherungsverhältnisse in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
3.431.308. Gegenüber 2006 ist die Zahl 
der Versicherungsverhältnisse um 
78.987 oder 2,4% gestiegen. Zum über-
wiegenden Teil ist die Steigerung auf die 
Zunahme um 76.093 Versicherungsver-
hältnisse oder 2,7% bei den Unselbst-
ständigen zurückzuführen. 
Von den Gesamteinnahmen der Renten-
versicherung stammten im Jahr 2007 
EUR 23,11 Mrd. oder 80,8% aus Beiträ-
gen für Versicherte (2006: EUR 22 Mrd. 
oder 80,4% der Gesamteinnahmen). Die 
Entwicklung der Aufwendungen der Ren-
tenversicherung wird in erster Linie durch 
den Rentenaufwand bestimmt, der 2007 
EUR 25,07 Mrd. (2006: EUR 24,04 Mrd.) 
oder 87,6% der Gesamtausgaben be-
trug. Gegenüber dem Vorjahr stieg der 
Rentenaufwand um 4,3%. Die Steige-
rung ist einerseits durch die gestiegene 
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Zahl der ausbezahlten Rentenleistungen, 
andererseits durch Struktureffekte (neu 
anfallende Renten sind höher als wegfal-
lende Renten) sowie durch die jährliche 
Rentenanpassung verursacht. Der Rest 
des Aufwandes entsteht durch Zahlun-
gen der Rentenversicherungsträger für 
Mindestrentenleistungen (Ausgleichszu-
lage), Beiträge zur Krankenversicherung 
für RentnerInnen sowie Leistungen der 
Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation. 
Im Dezember 2007 bezogen 239.515 
Personen eine Mindestrente. Gegenüber 
Dezember 2006 war dies eine Steige-
rung um 9.761 oder 4,2%. Der Anteil der 
MindestrentenbezieherInnen an allen 
RentenbezieherInnen ist von 11% im 
Dezember 2006 auf 11,3% im Dezember 
2007 gestiegen. Grund dafür ist die au-
ßertourliche Erhöhung der Richtsätze für 
die Mindestrente. 
Die Differenz zwischen dem Aufwand der 
Rentenversicherung und den Einnahmen 
wird aus Steuermitteln des Bundes fi-
nanziert (Bundesbeitrag). Der Bundes-
beitrag zur Rentenversicherung - die so 
genannte Ausfallhaftung des Bundes - 
betrug 2007 EUR 4,43 Mrd., was gegen-
über 2006 einer Steigerung um 1% bzw. 
EUR 45 Mio. entspricht. Berücksichtigt 
man sämtliche Zahlungen des Bundes 
an die Rentenversicherung (Ausfallhaf-
tung, Partnerleistung in der Pensionsver-
sicherung der Selbstständigen, Ersätze 
für den Ausgleichszulagenaufwand und 
Ersatzzeitenfinanzierung durch den Bund 
für Zeiten des Bezugs von Wochengeld, 
Krankengeld, Präsenz- und Ausbil-
dungsdienst, Zivildiener und Übergangs-
geldbezieherInnen), so ergeben sich 
Bundesmittel in Höhe von EUR 6,92 Mrd. 
(2006: EUR 6,75 Mrd.). Der Anteil der 
Bundesmittel an den Gesamtausgaben 
der Pensionsversicherung ist damit von 
24,7% (2006) auf 24,2% (2007) leicht 
gesunken. Die Beitragsdeckungsquote in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
im Gegenzug von 75,3% im Jahr 2006 
auf 75,8% im Jahr 2007 gestiegen. Zu-

sätzlich werden Ersatzzeiten / Teilversi-
cherungszeiten für Zeiten der Kinderer-
ziehung bzw. Arbeitslosigkeit aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds bzw. der 
„Gebarung Arbeitsmarktpolitik“ finanziert. 
Die Rentenbelastungsquote (das Ver-
hältnis von ausbezahlten Leistungen zu 
Versicherungsverhältnissen) lag 2007 
bei 617 (2006: 624). Die rückläufige Be-
lastungsquote ist auf die Verringerung 
der Belastungsquoten in der Rentenver-
sicherung der Unselbstständigen (von 
610 auf 604) und vor allem die schon seit 
Jahren zu beobachtende sinkende Be-
lastungsquote in der Rentenversicherung 
der gewerblich und freiberuflich Selbst-
ständigen zurückzuführen. In der Ren-
tenversicherung der Bauern setzt sich 
der steigende Trend (zuletzt von 1.092 
auf 1.117) weiter fort. 
Das durchschnittliche Rentenantrittsalter 
bei den Direktrenten (Alters- und Invalidi-
tätsrenten) betrug im Jahr 2007 
58,1 Jahre (Männer: 59,0 Jahre, Frauen: 
57,2 Jahre). Im Vergleich zum Vorjahr 
hat es sich geringfügig – um etwa ein 
Monat - erhöht, was ausschließlich auf 
einen etwas späteren Rentenantritt bei 
den Frauen zurückzuführen ist. Frauen 
gingen 2007 um 1,8 Jahre früher in Ren-
te als Männer. 
Bei den Altersrenten (Männer: 
62,8 Jahre, Frauen: 59,5 Jahre) beträgt 
der Geschlechterunterschied 3,3 Jahre, 
bei den Invaliditätsrenten (Männer: 
53,9 Jahre, Frauen: 50,6 Jahre) eben-
falls 3,3 Jahre. 
Pflege 
Der Anteil der über 75-Jährigen unter 
den BundespflegegeldbezieherInnen be-
trug im Monat Dezember 2007 68,5%. 
Auf Grund der demografischen Entwick-
lung ist zu erwarten, dass gerade der 
Anteil der Hochaltrigen zunehmen wird. 
Da pflegebedürftige Menschen zu rund 
80% zu Hause betreut werden, soll das 
Pflegegeld vor allem helfen, die Betreu-
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ung zu Hause besser zu organisieren; 
ein Ausbau der ambulanten und stationä-
ren Dienste ist zur Unterstützung dieser 
Entwicklung daher notwendig. 
Gesundheit 
Ergebnisse einer Analyse der Daten aus 
der „Österreichischen Gesundheitsbefra-
gung 2006/2007“ zeigen, dass gut gebil-
dete Personen seltener Rauchen, selte-
ner extremes Übergewicht haben und 
häufiger Vorsorgeuntersuchungen in An-
spruch nehmen. Der Grad der Bildung 
wirkt sich aber auch auf die gesund-
heitsbezogenen Lebensstil-Faktoren aus. 
Der negative Einfluss geringer Bildung 
auf den gesundheitsbezogenen Lebens-
stil und das Vorsorgeverhalten setzt sich 
auch in der allgemeinen Selbsteinschät-
zung des eigenen Gesundheitszustan-
des fort.  
 
Einfluss der sozialen Lage auf den 
gesundheitsbezogenen Lebensstil 
und das Vorsorgeverhalten 

 

Eine österreichische Gesamtstrategie in 
der Gesundheitsförderung und Präventi-
on, die über den Bereich des Gesund-
heitssektors hinausgeht, ist daher anzu-
streben - Gesundheitsförderung bedarf 
einer bereichsübergreifenden Gesamtpo-
litik („Health in All Policies“). 

Rauchen 
(täglich) 

Extremes Über-
gewicht 

(Adipositas) 

Vorsorge1)   
(PSA-Test2)  / 

Mammographie)  

Gesundheits-
zustand  

„sehr gut / gut“ 
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

 

in Prozent (altersstandardisiert) 
Höchste abgeschlossene Schulbildung 
  Pflichtschule 35,3 26,9 13,3 18,6 38,4 57,0 69,5 67,5
  Lehre/BMS3) 33,0 24,2 13,1 10,7 50,2 77,1 78,0 78,8
  Höhere-/Hochschule 17,3 16,6 7,7 7,1 53,6 76,8 87,7 85,3
  Gesamt 27,8 21,3 11,8 12,0 48,8 69,4 78,8 77,4
Erwerbsstatus 
  Erwerbstätig 32,0 26,1 11,5 9,3 40,8 80,2 87,6 86,1
  Arbeitslos 46,1 44,0 11,5 21,8 29,8 75,7 68,7 56,5
Migrationshintergrund4) 
  keiner 26,4 21,2 11,3 11,3 51,3 70,2 79,9 79,2
  Ehem. Jugoslawien5), 
Türkei 41,0 28,5 16,9 23,0 20,9 56,6 66,7 62,0
Q: STATISTIK AUSTRIA, Sozio-demographische und sozio-ökonomische Determinanten der Gesundheit, Wien, 2008. 1) In die 
Analyse einbezogen wurden Männer und Frauen über 40 Jahren; die angeführten Prozentwerte sind nicht altersstandardisiert. - 
2) PSA-Test auf Prostata-Krebs (PSA = Prostata-spezifisches Antigen). - 3) BMS = Berufsbildende Mittlere Schule. - 4) Migrati-
onshintergrund ist gegeben, wenn Staatsbürgerschaft oder Geburtsland nicht Österreich ist. - 4) Ohne Slowenien.  
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1.2 ALLGEMEINER STRATEGISCHER 
ANSATZ  

Das österreichische Sozialsystem basiert 
auf einem umfassenden Ansatz, der uni-
verselle Transferleistungen, ein gut aus-
gebautes System der sozialen Sicherung 
und steuerliche Maßnahmen umfasst. 
Durch diese Transferleistungen werden 
die Ungleichheit und die Armutsgefähr-
dung deutlich reduziert und der soziale 
Zusammenhalt gefördert. Nach unten 
wird das System durch die Sozialhilfe 
abgesichert, die ab 2009 durch die be-
darfsorientierte Mindestsicherung ver-
einheitlicht und modernisiert wird und 
künftig eine noch bessere und einfacher 
zugängliche Absicherung darstellen wird. 
Ergänzt wird dieses System durch um-
fassende Maßnahmen zur Förderung der 
Chancengleichheit, der Verbesserung 
der Beschäftigungsfähigkeit und zur Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt. Vervoll-
ständigt wird das Gesamtsystem durch 
gut ausgebaute soziale Dienste. 
Dieses System wird von einem breiten 
gesellschaftlichen Konsens getragen und 
insbesondere auch von einer aktiven und 
gut funktionierenden Sozialpartnerschaft 
unterstützt. Nicht-
Regierungsorganisationen (NROs) spie-
len eine wesentliche Rolle im Bereich der 
Erbringung von sozialen Dienstleistun-
gen. Einerseits sind sie in allen Feldern 
der sozialen Wohlfahrt (Wohnungslosen-
arbeit, Jugendwohlfahrt, Pflege und 
Betreuung, Arbeit für Menschen mit Be-
hinderung, Sozialberatung, Familienar-
beit, Flüchtlingsarbeit, Integrationsarbeit, 
Ausbildungsarbeit, Krankenversorgung, 
internationale Katastrophenhilfe etc.) im 
Auftrag der öffentlichen Hand tätig. An-
dererseits werden auch teils in jenen Be-
reichen Dienste aufgebaut, wo Lücken 
bestehen. Zudem gehen von den NROs 
auch wichtige Impulse für die Weiterent-
wicklung des Sozialsystems aus, innova-
tive und kreative Projekte dienen oft als 
Best-Practice-Beispiele. Die Studie „Leis-

tungen der NROs in der Armutsbekämp-
fung“ vom Juni 2006 zeigt auf, dass rund 
560 gemeinnützige Einrichtungen allein 
in der Armutsbekämpfung tätig sind. 
Das österreichische Sozialsystem wird 
laufend weiter entwickelt, um auf neue 
Herausforderungen (demografische Ent-
wicklung; wirtschaftlicher und sozialer 
Wandel) zu reagieren und um die soziale 
Absicherung und die Chancen benach-
teiligter Bevölkerungsgruppen zu 
verbessern.  
Die österreichische Strategie stimmt mit 
den übergeordneten Zielen Offenen Me-
thode der Koordinierung (OMK) für Sozi-
alschutz und soziale Eingliederung über-
ein. Diese Ziele sind: 
a) sozialer Zusammenhalt, Gleichbe-

handlung von Männern und Frauen 
und Chancengleichheit für alle durch 
angemessene, zugängliche, finan-
ziell tragfähige, anpassungsfähige 
und effiziente Sozialschutzsysteme 
und Maßnahmen für soziale Integra-
tion; 

b) wirksame Interaktion zwischen den 
Lissabon-Zielen "stärkeres Wirt-
schaftswachstum", "mehr und bes-
sere Arbeitsplätze" und "größerer 
sozialer Zusammenhalt", unter Ein-
beziehung der EU-Strategie für 
nachhaltige Entwicklung; 

c) gute Governance, Transparenz und 
Einbeziehung von Interessengrup-
pen bei der Gestaltung, Umsetzung 
und Überwachung politischer Maß-
nahmen. 

ad a) 
Zentrale Ziele der österreichischen Stra-
tegie für die Jahre 2008-2010 sind: 
Es ist ein zentrales gesellschaftspoliti-
sches Anliegen, allen Kindern und Ju-
gendlichen die bestmöglichen Entwick-
lungschancen zu bieten. Die Maßnah-
men umfassen unter anderem monetäre 
Transfers, geeignete Rahmenbedingun-
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gen für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, ausreichendes Angebot an Kin-
derbetreuungseinrichtungen und Maß-
nahmen zur Verbesserung der Chancen 
benachteiligter Kinder. 
Österreich unterstützt die Zielsetzungen 
auf europäischer Ebene, die die zentrale 
Rolle der Beschäftigung für die Förde-
rung der sozialen Eingliederung und für 
die Gewährleistung der finanziellen 
Nachhaltigkeit der Sozialversicherungs-
systeme betonen. Dementsprechend 
stellen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Beschäftigungsbefähigung und zur 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt für 
benachteiligte Gruppen eine wichtige 
Säule der österreichischen Politik dar.  
Eine zentrale Maßnahme in diesem Zu-
sammenhang ist die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung, die im Zusammenwir-
ken mit anderen Maßnahmen die Armut 
bekämpfen soll und den Zugang benach-
teiligter Gruppen zum Arbeitsmarkt för-
dern soll. 
Ein besonderer Fokus wird auf Perso-
nengruppen mit einer erhöhten Armuts-
gefährdung und Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt gelegt. Für Langzeitarbeits-
lose, ältere Menschen, Frauen, Men-
schen mit Behinderungen, Personen mit 
Migrationshintergrund und Personen mit 
geringer Ausbildung werden daher zahl-
reiche Maßnahmen ergriffen, um ihre 
berufliche und soziale Integration zu 
verbessern. Die Maßnahmen setzen im 
Sinne einer präventiven und nachhalti-
gen Strategie vielfach bereits im Vor-
schulalter an. 
Im Pensionsbereich werden nach den 
umfassenden Reformen der Jahre 2000-
2004, die das österreichische Pensions-
system langfristig auf eine solide finan-
zielle Basis gestellt haben, Anpassungen 
zur sozialen Abfederung vorgenommen 
sowie weitere Maßnahmen ergriffen, um 
die Anreize des Pensionssystems für 
längeres Verbleiben im Arbeitsmarkt wei-
ter zu stärken. Dadurch wird das Pensi-

onssystem in Übereinstimmung mit den 
gemeinsamen Zielen weiter entwickelt. 
Im Gesundheitsbereich steht die öster-
reichische Strategie in voller Überein-
stimmung mit den gemeinsamen Zielen. 
Die Schwerpunkte sind eine integrierte 
Gesundheitsversorgung auf der Basis 
einer nachhaltigen Finanzierung, eine 
verbindliche Qualitätsarbeit und die wei-
tere Verbesserung der Zugänglichkeit 
und Leistbarkeit der Gesundheitsversor-
gung. Besondere Schwerpunkte stellen 
Gesundheitsförderung und Prävention 
dar. 
Die weitere Verbesserung der Pflege und 
Betreuung älterer Menschen stellt einen 
besonderen Schwerpunkt der österrei-
chischen Bundesregierung dar. Umfas-
sende Maßnahmen zur Sicherstellung 
einer legalen, leistbaren und qualitätsge-
sicherten Betreuung zu Hause und zur 
Unterstützung pflegender Angehöriger 
sind in der Umsetzungsphase. Weitere 
Maßnahmen in den Bereichen Zugäng-
lichkeit, Qualität und Nachhaltigkeit der 
Langzeitpflege werden derzeit in Ar-
beitsgruppen vorbereitet. 
ad b) 
Österreich unterstützt nachdrücklich die 
vom Europäischen Rat mehrfach geäu-
ßerte Feststellung, dass das Sozialsys-
tem als Produktivkraft anzusehen ist. 
Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozi-
alpolitik können und sollen positiv zu-
sammenwirken und einander gegenseitig 
unterstützen. 
Als Beispiele seien die Bekämpfung der 
Kinderarmut, eine möglichst hohe Er-
werbsbeteiligung und die Gesundheits-
versorgung angeführt. 
Erstere verbessert die Lebenschancen 
über den gesamten Lebenszyklus hin-
weg und verringert die „Vererbung“ von 
Armut. Damit wird über das kurzfristige 
Ziel der Armutsreduktion hinaus eine 
langfristige Investition nicht nur in die 
Menschen, sondern auch in die Volks-
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wirtschaft getätigt (z.B. größere Wahr-
scheinlichkeit einer Beschäftigung, ge-
ringere Wahrscheinlichkeit des Bedarfs 
von Sozialleistungen). Österreich ergreift 
in diesem Zusammenhang eine Vielzahl 
von Maßnahmen, die im Kapitel 2 näher 
dargestellt sind. 
Eine möglichst hohe Erwerbsbeteiligung 
reduziert die Armutsgefährdung bei 
gleichzeitiger Entlastung des Staats-
haushaltes und fördert das Wachstum 
durch ein größeres Angebot an Arbeits-
kräften. Dabei sind allerdings eine an-
gemessene Qualität der Arbeitsplätze 
und insbesondere ein ausreichender 
Mindestlohn die Voraussetzung für einen 
Beitrag zur nachhaltigen Armutsbekämp-
fung. Österreich hat in diesem Zusam-
menhang einige wichtige Maßnahmen 
ergriffen, die in Kapitel 2 näher ausge-
führt werden (insb. Einbeziehung der 
freien DienstnehmerInnen in die Sozial-
versicherung und Vereinbarung eines 
Mindestlohns von EUR 1.000). 
Eine umfassende, qualitativ hochwertige, 
allgemein zugängliche und leistbare Ge-
sundheitsversorgung hat ebenfalls signi-
fikante volkswirtschaftliche Auswirkun-
gen, die zum Teil erst mittel- und langfris-
tig wirksam werden. Gute Gesundheit ist 
die Voraussetzung für längeres Verblei-
ben im Arbeitsmarkt, geringere Kranken-
stände und höhere Produktivität. Dazu 
kommt natürlich noch der gar nicht quan-
tifizierbare Wert, den gute Gesundheit 
und Gesundheitsversorgung für die Le-
bensqualität der Menschen hat. Auch in 
diesem Bereich sind zahlreiche Maß-
nahmen vorgesehen. 
Das BMSK wird eine Studie in Auftrag 
geben, um das Zusammenwirken der 
verschiedenen Politikbereiche im Rah-
men der Strategie von Lissabon und der 
Offenen Methode der Koordinierung für 
Sozialschutz und soziale Eingliederung 
genauer zu analysieren. 
 

ad c) 
Zum übergeordneten Ziel c) - gute Go-
vernance, Transparenz und Einbezie-
hung von Interessengruppen bei der 
Gestaltung, Umsetzung und Überwa-
chung politischer Maßnahmen - darf auf 
die Ausführungen in Kapitel 1.3 „Better 
Governance“ verwiesen werden.  

1.3 BETTER GOVERNANCE 
Bei der diesjährigen Strategieberichter-
stellung wurde versucht, dem Thema 
„Better Governance“ durch voraus-
schauende Planung auf Basis der 2006 
im Rahmen der ersten Berichtsperiode 
der gestrafften OMK für Sozialschutz und 
soziale Eingliederung gesammelten Er-
fahrungen noch besser zu entsprechen. 
Dem Ziel einer möglichst frühzeitigen 
und umfassenden Einbindung aller rele-
vanten Akteure folgend, wurde daher mit 
den Vorbereitungen für die Berichtspha-
se 2008-2010 bereits 2007 begonnen. 
Alle im vorliegenden Kapitel dargestell-
ten Maßnahmen dienen der bestmögli-
chen Einbindung aller beteiligten Stake-
holder und zielen darüber hinaus auf ei-
ne bessere Koordinierung zwischen den 
im Bereich der Lissabon-Strategie und 
der OMK für Sozialschutz und soziale 
Eingliederung laufenden Vorbereitungs-
arbeiten ab. 
Vorbereitende Maßnahmen 
Bereits im Herbst 2007 wurden auf Basis 
der bestehenden gemeinsamen Ziele der 
gestrafften OMK für Sozialschutz und 
soziale Eingliederung mögliche Schwer-
punktthemen durch die hauptsächlich 
betroffenen Ministerien - Bundesministe-
rium für Soziales und Konsumenten-
schutz (BMSK) und Bundesministerium 
für Gesundheit, Familie und Jugend 
(BMGFJ) - ausgearbeitet. Diese The-
menliste wurde im Oktober allen relevan-
ten Akteuren (Ministerien, Länder, Städ-
te- und Gemeindebund, Sozialpartner, 
NRO-Dachorganisationen) zur Kenntnis 
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gebracht und im Rahmen einer Kick-Off-
Veranstaltung für die neue Berichterstel-
lungsphase am 26. November 2007 im 
Beisein des Herrn Bundesminister Bu-
chinger sowie einer Vertreterin der Euro-
päischen Kommission diskutiert. Neben 
der inhaltlichen Diskussion der Schwer-
punkte wurde den Akteuren auch die 
weitere Vorgehensweise bei der Bericht-
erstellung näher gebracht; die Vertreterin 
der Europäischen Kommission skizzierte 
gleichzeitig die Vorstellungen ihrer Insti-
tution hinsichtlich der neuen Berichts-
phase. Nach der Sitzung erhielten die 
Akteure noch die Möglichkeit, schriftlich 
zu den vorgeschlagenen Themen-
schwerpunkten Stellung zu nehmen. Un-
ter Bezugnahme auf die Beiträge der 
Akteure, die im Rahmen einer interminis-
teriellen Sitzung nochmals ausführlich 
diskutiert wurden, ist schließlich ein ers-
ter Berichtsentwurf erstellt worden.  
Berichterstellung und Einbindung der 
Akteure 
Die für die Berichtskapitel „Nationaler 
Aktionsplan Soziale Eingliederung“, „Na-
tionale Strategien für Pensionen“ und 
„Nationale Strategien für Gesundheit und 
Langzeitpflege“ jeweils federführend zu-
ständigen Abteilungen des BMSK bzw. 
des BMGFJ haben nach Akkordierung 
der Berichtsschwerpunkte für den ersten 
Entwurf ihrer jeweiligen Beiträge wieder-
um die für sie relevanten Akteure (Minis-
terien, Länder, Sozialpartner, NROs etc.) 
konsultiert.  
In einer zweiten Konsultationsrunde wur-
de der erste Berichtsentwurf an alle Ak-
teure mit dem Ersuchen um Stellung-
nahme verschickt. Auf Basis dieser Bei-
träge wurde der Berichtsentwurf überar-
beitet und im Rahmen einer zweiten 
Veranstaltung im Beisein des Herrn 
Bundesministers Buchinger präsentiert 
und diskutiert. Die Akteure hatten auch 
nach der Sitzung noch die Möglichkeit, 
ein weiteres Mal schriftlich zum überar-

beiteten Berichtsentwurf Stellung zu 
nehmen.  
Das BMSK hat sich bei der Erstellung 
des österreichischen Berichts über Stra-
tegien für Sozialschutz und soziale Ein-
gliederung zur Verbesserung der Einbe-
ziehung der Akteure an den auf Initiative 
des Bundeskanzleramtes und des Bun-
desministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
entwickelten Standards der Öffentlich-
keitsbeteiligung5 orientiert. Im Sinne 
größtmöglicher Transparenz wurden die 
schriftlich eingelangten Stellungnahmen 
der Akteure auf der Homepage des 
BMSK veröffentlicht6. Der Stellenwert der 
Beteiligung der Akteure an der Erstellung 
des nationalen Berichts über Strategien 
für Sozialschutz und soziale Eingliede-
rung wurde dadurch zum Ausdruck ge-
bracht, dass bei beiden Veranstaltungen 
mit den Akteuren der Herr Bundesminis-
ter anwesend war und direkt mit den Ak-
teuren in Kontakt trat. 
Der Bericht zeugt auch von der aktiven 
Rolle der österreichischen Sozialpartner 
im Bereich sozialpolitischer Aktivitäten 
und Initiativen. Verschiedenste im Be-
richtsentwurf erwähnte Programme und 
Aktionen in Bereichen wie Jugendbe-
schäftigung, Erhöhung der Erwerbsbetei-
ligung älterer Menschen, Fachkräfteaus-
bildung, Mindestlohn etc. verdeutlichen 
diese in Österreich lange Tradition der 
gemeinsamen Politikgestaltung im Rah-
men einer funktionierenden Sozialpart-
nerschaft; ein gemeinsamer Sozialpart-
neranhang ist dem Bericht beigefügt.  

                                            
5 Anm.: Die Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung 
wurden in einem breiten Diskussionsprozess in einer 
interministeriellen Arbeitsgruppe und unter Einbindung 
von Interessenvertretungen, NROs und externen 
FachexpertInnen ausgearbeitet. Basis waren internati-
onale Vorbilder wie u.a. der britische "Code of Practice 
on Consultation". Die Standards der Öffentlichkeitsbe-
teiligung wurden am 2. Juli 2008 vom Ministerrat be-
schlossen. 
6 Siehe: 
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH
0728&doc=CMS1204192701870 
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Generell ist anzumerken, dass bei sozial- 
und arbeitsmarktpolitisch zentralen Pro-
jekten wie der Neugestaltung der Pflege 
oder der Reform des Invaliditätspensi-
onsrechts alle relevanten Akteure von 
Gebietskörperschaften bis hin zu wis-
senschaftlichen Institutionen regelmäßig 
in die laufenden Arbeiten eingebunden 
waren. 
Im Rahmen der BMSK-Konferenz "Teil-
Haben & Aktiv-Sein - Aktive Eingliede-
rung als Teil des Europäischen Sozial-
modells" am 15. Mai 2008 wurden auch 
alle im Rahmen der Strategieberichter-
stellung eingebundenen Akteure zu einer 
inhaltlichen Auseinandersetzung mit 
Fragen der Mindestsicherung, sozialen 
Dienstleistungen und aktiver Arbeits-
marktspolitik eingeladen. Die Konferenz 
diente der kritischen Diskussion und dem 
inhaltlichen Austausch der sozialpoliti-
schen Akteure mit ausgewählten europä-
ischen und österreichischen ExpertInnen 
aus Wissenschaft und Verwaltung sowie 
der Sozialpartner und Nicht-
Regierungsorganisationen. 
Mainstreaming 
Die im Jahr 2008 zu erstellenden Natio-
nalen Reformprogramme (NRP) der Lis-
sabon-Strategie für Wachstum und Be-
schäftigung sowie die Strategieberichte 
für Sozialschutz und soziale Eingliede-
rung im Rahmen der OMK sollen erst-
mals den gleichen Berichtszeitraum, 
nämlich 2008-2010, umfassen. Diese 
zeitliche Synchronisierung soll ein besse-
res Zusammenwirken im Rahmen der 
Berichterstellungsprozesse erleichtern 
und eine engere Verzahnung der natio-
nalen Beschäftigungs-, Wirtschafts- und 
Sozialpolitiken fördern. Unter Berücksich-
tigung der Ziele im Rahmen der Strategie 
für nachhaltige Entwicklung und deren 
Einfluss auf die oben genannten Politik-
bereiche soll schließlich eine gegenseiti-
ge Verstärkung aller drei Strategien si-
chergestellt werden. 

So wurde erstmals eine gemeinsame 
Sitzung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit (BMWA), des Bun-
desministeriums für Soziales und Kon-
sumentenschutz (BMSK) sowie des Le-
bensministeriums (BMLFUW) mit NRO-
Dachorganisationen aus den Bereichen 
Soziales und Umwelt veranstaltet, um 
die Herausforderungen für das nationale 
Reformprogramm, das Zusammenwirken 
mit der OMK und der Strategie der nach-
haltigen Entwicklung und Maßnahmen in 
diesen Bereichen zu diskutieren. Im Vor-
feld dieser Veranstaltung wurde auf in-
terministerieller Ebene besprochen, wie 
das so genannte Feeding-in (Einfluss der 
OMK auf die Wachstums- und Beschäfti-
gungsziele) und Feeding-out (Auswir-
kung der festgelegten Strategien im NRP 
auf die Ziele im Bereich sozialer Zusam-
menhalt) angepasst an die jeweiligen 
Fahrpläne zur Berichterstellung am ef-
fektivsten durchgeführt werden könnte. 
Geplant sind ein Einleitungskapitel im 
Nationalen Reformprogramm zum The-
ma Soziales als Produktivkraft und ge-
meinsame Redaktionssitzungen und ge-
genseitige Konsultationen bzw. Stellung-
nahmen zur bestmöglichen Darstellung 
der Wechselwirkungen zwischen den 
unterschiedlichen Politikbereichen. Dar-
über hinaus sollen NROs die Möglichkeit 
erhalten, konkrete Beiträge zum Nationa-
len Reformprogramm zu liefern.  
Entwicklung eines dauerhaften Moni-
torings mittels zusätzlicher nationaler 
Indikatoren 
Zur Verbesserung der Armutsberichter-
stattung in Österreich und zur Einrich-
tung eines dauerhaften Monitorings der 
sozialen Entwicklungen sowie der erfolg-
ten politischen Maßnahmen hat das 
Bundesministerium für Soziales und 
Konsumentenschutz im Jahr 2007 eine 
Studie zur Erstellung eines transparen-
ten und politisch relevanten national-
staatlichen Indikatorensets für den Be-
reich Armut, Deprivation und soziale 
Ausgrenzung beauftragt, welches die auf 
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EU-Ebene bereits entwickelten Indikato-
ren ergänzen sollte. 
Unter Beiziehung unabhängiger Exper-
tInnen mit VertreterInnen der Gebiets-
körperschaften, Sozialpartner (Arbeiter-
kammer, Wirtschaftskammer und Indus-
triellenvereinigung) und NROs wurden 
die Indikatoren unter der Leitung von 
Statistik Austria und einem Forschungs-
institut gemeinsam entwickelt. 
In Abstimmung mit diesem Wissen-
schaftsbeirat wurden Armut und Merkma-
le deprivierter Lebensführung definiert 
sowie die zentralen Lebensbereiche 
festgelegt, auf die sich die Indikatoren 
beziehen sollten. Es wurde im Rahmen 
dieser Studie weiters eine Identifikation 
der für Armut und soziale Ausgrenzung 
generellen demografischen, gesellschaft-
lichen und ökonomischen Trends vorge-
nommen, die die Lebenssituation sozial 
schwächerer Personengruppen beein-
flussen. Die daraus folgenden empiri-
schen Befunde wurden für ausgewählte 
Themenstellungen dokumentiert. 
Der erarbeitete nationale Indikatorenka-
talog wird dem vorliegenden Bericht mit 
entsprechenden Daten als Anlage beige-
fügt. 
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2 NATIONALER AKTIONSPLAN SOZI-
ALE EINGLIEDERUNG 

2.1 MEHR ENTWICKLUNGSCHANCEN 
FÜR KINDER UND JUGENDLICHE  

Die Chancen für soziale und ökonomi-
sche Teilhabe werden schon in der 
Kindheit und im jugendlichen Alter im 
starken Ausmaß fixiert. Es ist ein zentra-
les gesellschaftspolitisches Ziel, allen 
Kindern und Jugendlichen – z.B. unab-
hängig von der Einkommenssituation der 
Eltern, der Nationalität oder dem ge-
sundheitlichen Zustand – gleiche Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu bieten. Dafür 
sind generelle und zielgerichtete Maß-
nahmen u.a. in folgenden Handlungsfel-
dern erforderlich: 

− monetäre Transfers, die die zusätzli-
chen finanziellen Aufwendungen von 
Haushalten mit Kindern adäquat ab-
decken; geeignete Rahmenbedin-
gungen für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf; 

− ein ausreichendes Angebot an Kin-
derbetreuungseinrichtungen, die im 
stärkeren Ausmaß als bisher auch 
von verhaltensauffälligen Kindern und 
Kindern mit körperlichen, kognitiven 
oder sprachlichen Barrieren besucht 
werden sollen; 

− mehr Chancen für benachteiligte Kin-
der im Rahmen der schulischen und 
vorschulischen Angebote; 

− ein breites und vielfältiges Angebot 
für Jugendliche an den Schnittstellen 
von Schule, Ausbildung und Beruf; 

− Hilfen für Familien in Krisen; 

− Resozialisierungsprogramme für 
straffällig gewordene Jugendliche. 

Die Armutsgefährdungsquote von Kin-
dern und Jugendlichen (bis zur Vollen-
dung des 17. Lebensjahres) reduzierte 

sich von 2005 auf 2006 von 15,2% auf 
14,7%. Mit den im Folgenden aufgezähl-
ten Programmen, die auf faire Teilhabe-
möglichkeiten und Entwicklungschancen 
für alle Kinder abzielen, soll auch das im 
Strategiebericht 2006 bis 2008 erwähnte 
Ziel, die monetäre Armutsgefährdung 
von Kindern und Jugendlichen bis 2016 
um ein Drittel auf 10% abzusenken, suk-
zessive umgesetzt werden. 

2.1.1 ADÄQUATE MONETÄRE TRANSFERS 
Im EU-27-Vergleich werden in Österreich 
relativ hohe staatliche Geldleistungen für 
Kinder gewährt. Die Familienbeihilfe (zu-
züglich Kinderabsetzbetrag) beträgt 
durchschnittlich EUR 2.000 jährlich für 
ein Kind, EUR 4.200 insgesamt für Fami-
lien mit zwei Kindern und EUR 6.500 für 
Familien mit drei Kindern. Damit werden 
ca. zwei Drittel der Geldbeträge abge-
deckt, die den Armutsgefährdungs-
schwellenwerten in Österreich für Kinder 
gemäß EU-SILC 20067 entsprechen. 
Um der besonderen Armutsgefährdung 
von Haushalten mit drei und mehr Kin-
dern entgegenzuwirken, gibt es im Rah-
men der Familienbeihilfe auch eine 
Mehrkind- bzw. Geschwisterstaffel, wel-
che ab zwei Kindern (in Höhe von 
EUR 12,80 pro Monat) zusteht, und die 
im Bereich von drei und mehr Kindern 
2008 erhöht wurde, und zwar auf EUR 
35 zusätzlich monatlich ab drei Kindern 
und weitere EUR 50 monatlich für vier 
Kinder und jedes weitere Kind. 
Für Familien mit mindestens drei Kindern 
kann zudem ein Mehrkindzuschlag in 
Höhe von EUR 36,40 monatlich für jedes 
dritte und weitere Kind geltend gemacht 
werden, sofern ein bestimmtes Haus-
haltseinkommen nicht überschritten wird, 

                                            
7 SILC ist die Abkürzung für Community Survey on 
Income and Living Conditions. Es ist eine EU-weite 
Erhebung, durch die jährlich Informationen über die 
Lebens- und Einkommensbedingungen der Privat-
haushalte in der Europäischen Union gesammelt wer-
den. 
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wobei die Einkommensgrenze 2008 auf 
EUR 55.000 angehoben wurde. Die ver-
besserten Leistungen bei der Familien-
beihilfe und die Anhebung der Einkom-
mensgrenzen beim Mehrkindzuschlag 
werden zu Einkommensverbesserungen 
v.a. für die sozial schwächsten Haushal-
te mit Kindern führen. Die zusätzlichen 
jährlichen Kosten belaufen sich auf rund 
EUR 36,8 Mio. 
Das Kinderbetreuungsgeld (KBG) ist ei-
ne universelle Transferleistung für Haus-
halte mit Kleinkindern. Durch die Aus-
gestaltung des KBG wird bezweckt, in 
den ersten Lebensjahren des Kindes ei-
ne optimale Kinderbetreuung zu ermögli-
chen, einen substanziellen Teil, der 
meist durch Elternschaft bedingten Aus-
fälle von Erwerbseinkommen auszuglei-
chen und gleichzeitig auch Anreize für 
eine Erwerbstätigkeit zu liefern. Eine ab 
2008 gültige Reform dieser Geldleistung 
bietet den Elternteilen mehr Wahlmög-
lichkeiten für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf und schafft mehr Anreize 
für eine frühere (Wieder-)Aufnahme der 
Berufstätigkeit. Es kann nun zwischen 
drei Bezugszeiträumen gewählt werden, 
je kürzer der gewählte Bezugszeitraum, 
desto höher wird die monatliche Leis-
tung. Bei einem 18-monatigen Bezug 
(davon 3 Monate der Partner) beträgt die 
Leistung EUR 800 monatlich, bei einem 
24-monatigen Bezug (davon 4 Monate 
der Partner) EUR 624 und bei einem 36-
monatigen Bezug (davon 6 Monate der 
Partner) EUR 436. Außerdem wurden 
die Zuverdienstmöglichkeiten für Bezie-
herInnen von Kinderbetreuungsgeld auf 
EUR 16.200 pro Jahr angehoben. Auf 
Grund dieser Reform kann damit ge-
rechnet werden, dass dort, wo die Rah-
menbedingungen für eine geeignete Kin-
derbetreuung gegeben sind, die Berufs-
unterbrechungen kürzer als bisher sein 
werden und dadurch sowohl die aktuelle 
Einkommenssituation der Haushalte mit 
Kleinkindern verbessert wird, als auch 

die längerfristigen beruflichen Chancen 
v.a. der Mütter steigen werden. 
Im Sinne einer zielgerichteten Armutsbe-
kämpfung können Eltern mit geringen 
Einkommen bzw. AlleinerzieherInnen 
zusätzlich zum universellen Kinder-
betreuungsgeld einen als Kredit konzi-
pierten monatlichen Zuschuss von EUR 
181 beantragen. Die entsprechenden 
Einkommensgrenzen, bis zu denen An-
spruch auf den Zuschuss besteht, wur-
den ab 2008 deutlich erhöht. 
Einige Bundesländer sehen für einkom-
mensschwache Familien und Alleiner-
zieherInnen einen Kinder- bzw. Famili-
enzuschuss zur Abdeckung des erhöh-
ten finanziellen Mehrbedarfs eine einma-
lige Leistung als finanzielle Unterstüt-
zung vor. Die Kosten für die Betreuung in 
Kinderbetreuungseinrichtungen werden 
für einkommensschwache Familien in 
einigen Bundesländern und Gemeinden 
sozial gestaffelt. Ein so genannter Fami-
lienpass ermöglicht darüber hinaus mit 
Gültigkeit für jeweils ein Jahr Ermäßi-
gungen bei Freizeit-, Sport- und Kultur-
vereinigungen. 
Ursachen für die überdurchschnittliche 
Armutsgefährdungsquote von Alleiner-
zieherInnenhaushalten sind auch die un-
zureichende Erfüllung von Unterhalts-
verpflichtungen durch die früheren Part-
nerInnen. Um die wegen ausbleibender 
Unterhaltsleistungen resultierende Ar-
mutsgefährdung von Kindern in Alleiner-
zieherInnenhaushalten zu reduzieren, 
soll eine Novellierung des geltenden Un-
terhaltsvorschussgesetzes dazu beitra-
gen, dass zukünftige Vorschussleistun-
gen einfacher und rascher an Alleiner-
zieherInnen ausbezahlt werden. Eine 
Verlängerung der Höchstdauer des Vor-
schusses von drei auf fünf Jahre soll den 
Unterhaltsberechtigten darüber hinaus 
mehr Sicherheit geben. Außerdem soll 
die Kontinuität der Vorschussleistungen 
sicher gestellt werden. 
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2.1.2 ERWEITERUNG DES ANGEBOTS AN 
KINDERBETREUUNGSPLÄTZEN 

Der quantitative und qualitative Ausbau 
von Kinderbetreuungseinrichtungen ist 
sowohl für die monetäre Armutsvermei-
dung von Haushalten mit Kindern als 
auch für die Förderung der Entwick-
lungspotenziale der Kinder von Bedeu-
tung. Ein ausreichendes Angebot an 
Kinderbetreuungsplätzen soll den Eltern 
verbesserte Rahmenbedingungen für 
eine berufliche Karriere mit Existenz si-
chernden Erwerbseinkommen ermögli-
chen und in verstärktem Ausmaß Kin-
dern aus bildungsfernen Familien Hilfen 
für einen erfolgreichen Schuleinstieg bie-
ten und damit ihre zukünftigen Teilhabe-
chancen verbessern. 
Das Angebot an Betreuungsplätzen für 
unter 3-jährige Kinder hat sich in den 
letzten 10 Jahren verdoppelt, die Betreu-
ungsquote liegt aber mit 13% (inkl. Ta-
gesmütterbetreuung) noch deutlich unter 
dem Barcelona-Ziel der EU (33%). 
Die Finanzierung von Kinderbetreuungs-
einrichtungen erfolgt überwiegend über 
die Länder, die Gemeinden und durch 
Elternbeiträge, welche, abhängig vom 
Einkommen, sozial gestaffelt werden. In 
einigen Bundesländern wird der kosten-
lose Besuch von Kinderbetreuungsein-
richtungen für Kinder bis zur Erreichung 
der Schulpflicht (Kinderkrippe, Kindergar-
ten etc.) angeboten bzw. steht in Pla-
nung.  
Der Ausbau der Kinderbetreuungsein-
richtungen für 0- bis 6-Jährige (v.a. aber 
für unter 3-Jährige) und die Ausweitung 
der Öffnungszeiten sind zentrale Ziele 
der Bundesregierung und der für die 
Kinderbetreuungseinrichtungen zustän-
digen Länder. Es ist geplant, die Zahl der 
Betreuungsplätze in den Jahren 2008 bis 
2010 um insgesamt 18.000 bis 24.000 zu 
erhöhen. Für diese zusätzlichen Betreu-
ungsplätze stellen der Bund und die 
Länder für diese drei Jahre bis zu insge-
samt EUR 105 Mio. zur Verfügung, wo-

bei die Länder einen um ein Drittel höhe-
ren Beitrag leisten. Die Förderungshöhe 
ist nach den Öffnungszeiten der Kinder-
betreuungseinrichtungen gestaffelt. Die 
Förderung kann auch für die Ausbildung 
von Tagesmüttern/-vätern verwendet 
werden. 

2.1.3 BILDUNGSPLAN FÜR KINDERGÄRTEN - 
MAßNAHMEN ZUR FRÜHEN SPRACH-
LICHEN FÖRDERUNG 

Aus den PISA-Erhebungen geht hervor, 
dass v.a. Kinder mit unzureichenden 
sprachlichen Voraussetzungen schlech-
tere schulische Leistungen erbringen. 
Deshalb wird ein Bildungsplan zur frühen 
Sprachförderung für Kindergärten erar-
beitet und zusätzliche Mittel für den Aus-
bau der frühen sprachlichen Förderung 
zur Verfügung gestellt. Es handelt sich 
dabei um eine vermehrte sprachliche 
Förderung im Kindergarten bei jenen 
Kindern, bei denen zu erwarten wäre, 
dass sie dem Unterricht in der Schule in 
Deutsch nicht ausreichend folgen könn-
ten.  
Unter Einbindung der Kindergärten wird 
ein Bildungsplan zur frühen Sprachförde-
rung der 3- bis 6-Jährigen in institutionel-
len Kinderbetreuungseinrichtungen er-
stellt und soll ab Herbst 2008 umgesetzt 
werden. An den Bildungsanstalten für 
Kindergartenpädagogik soll dieses The-
ma in der Lehrtätigkeit und im Übungs-
kindergarten noch stärker verankert wer-
den. Der Bildungsplan wird den eigen-
ständigen Bildungsauftrag des Kinder-
gartens betonen und zu einer verstärkten 
Kooperation zwischen Kindergarten, 
Schule und Familie beitragen. Weiters 
wird die Integration von Kindern mit Be-
hinderung in Regelkindergärten, -schulen 
und -horten ausgebaut, wofür Integrati-
ons- und heilpädagogische Gruppen, 
sowie mobile Integrationsberatung und 
Entwicklungsförderung zur Verfügung 
stehen.  
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Überdies sollen spätestens 15 Monate 
vor Schuleintritt die sprachlichen Fähig-
keiten der Kinder getestet werden, wobei 
dies für das Schuljahr 2009/2010 bis En-
de Mai 2008 zu erfolgen hatte. Für jene 
rund 90% der viereinhalb- bis fünfjähri-
gen Kinder, die einen Kindergarten be-
suchen, werden dort die sprachlichen 
Fähigkeiten mit einem einheitlichen Ver-
fahren in spielerischer Form erhoben. 
Die Kinder, die keinen Kindergarten be-
suchen, werden zur Ermittlung ihrer 
sprachlichen Kompetenz zu Schnupper-
tagen in Kindergärten eingeladen. Es ist 
zu erwarten, dass ca. 10% bis 15% der 
Kinder eine spezielle sprachliche Förde-
rung benötigen. Diese soll dann v.a. im 
letzten Kindergartenjahr stattfinden. 
Für die frühe sprachliche Förderung 
werden in den nächsten drei Jahren zu-
sätzliche Mittel in Höhe von EUR 15 Mio. 
aus dem Budget des Bundes zur Verfü-
gung gestellt. 

2.1.4 AUSBAU DER SCHULISCHEN TAGES-
BETREUUNG 

Um bessere Voraussetzungen sowohl für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
als auch für die Betreuung von Schüle-
rInnen zu schaffen, wird die schulische 
Tagesbetreuung kontinuierlich ausge-
baut. Die Zahl der SchülerInnen in Ta-
gesbetreuung erhöhte sich im Zeitraum 
2002/03 bis 2007/08 von 44.000 auf 
71.000, der Anteil der 6- bis 14-Jährigen 
in schulischer Tagesbetreuung stieg von 
5% auf 9%. Sollte auf Grund verpflich-
tender Bedarfserhebungen die Nachfra-
ge weiter ansteigen, so wird das Angebot 
weiter ausgebaut. 

2.1.5 STÄRKERE INDIVIDUALISIERUNG DES 
UNTERRICHTS IM GEFOLGE DER 
SENKUNG DER KLASSENSCHÜLERIN-
NENHÖCHSTZAHL AUF 25 

Durch die gesetzlich verankerte und im 
Schuljahr 2007/08 begonnene Senkung 
der KlassenschülerInnenhöchstzahl be-

stehen bessere institutionelle Möglichkei-
ten, auf die besonderen Bedürfnisse von 
Kindern mit schulischen Problemen ein-
zugehen. Dies wird Kindern aus bil-
dungsfernen Haushalten in besonderem 
Ausmaß zugute kommen. 
Als Individualisierung wird die Gesamt-
heit aller unterrichtsmethodischen und 
lern-/lehrorganisatorischen Maßnahmen 
verstanden, die darauf abzielen, die 
SchülerInnen gemäß ihrer Persönlich-
keit, ihrer Lernvoraussetzungen und Po-
tenziale bestmöglich zu fördern und zu 
fordern. Basis der Initiative ist die An-
nahme, dass Vielfalt („Heterogenität“ und 
„Diversität“) in der Schule der Normalfall 
ist – sowohl was individuelle Unterschie-
de als auch solche zwischen sozialen 
Gruppierungen betrifft. 

2.1.6 MODELLVERSUCHE „NEUE MITTEL-
SCHULE“ (NMS) FÜR DIE SCHULSTU-
FEN 5-8  

Die schulischen Chancen sollen weitge-
hend von der unterschiedlichen sozialen 
Herkunft abgekoppelt werden. Kinder 
aus bildungsfernen Haushalten sollen 
nicht nur rechtlich, sondern auch faktisch 
dieselben Möglichkeiten für (schulische) 
Karrieren wie die anderen Kinder haben. 
Damit leistet die Neue Mittelschule auch 
einen (präventiven) Beitrag zur sozialen 
Kohäsion in unserer Gesellschaft. Ein 
wesentliches Ziel der Neuen Mittelschule 
ist es daher, die frühe Schullaufbahnent-
scheidung zu einem späteren Zeitpunkt 
anzusetzen, um die Potenziale aller Kin-
der möglichst optimal zu entwickeln. Die-
ses Ziel soll auch durch die innovative 
Bündelung moderner pädagogischer An-
sätze unterstützt werden. Die NMS soll 
sich auch durch eine besondere päda-
gogische Qualität auszeichnen und so 
zeigen, dass eine neue Lernkultur mög-
lich ist. 
Ab dem Schuljahr 2008/09 werden auf 
gesicherter rechtlicher Basis (§ 7a 
SchOG) 67 Standorte (mit 167 Klassen) 
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die Entwicklungsarbeit zur „Neuen Mittel-
schule“ starten, in denen die SchülerIn-
nen nach dem Lehrplan der AHS-
Unterstufe unterrichtet werden. 

2.1.7 MEHR BILDUNGSCHANCEN FÜR KIN-
DER MIT BEHINDERUNGEN 

Von 1995/96 bis 2006/07 ist die Zahl der 
SchülerInnen in Sonderschulen von 
19.000 auf 13.200 zurückgegangen, 
während die Zahl der SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Rahmen des integrativen Unterrichts in 
Volks- und Hauptschulen von 6.300 auf 
13.800 angestiegen ist. Es besteht das 
Ziel, bedarfsgerecht den gemeinsamen 
Unterricht von nicht behinderten Kindern 
mit behinderten Kindern und Kindern mit 
Lernschwächen (integrativer Unterricht) 
anzubieten. 
Die Maßnahmen für SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf sol-
len weiter verbessert werden. Im Rah-
men des Projekts „Qualität in der Son-
derpädagogik“ wurde eine Evaluation 
des gesamten sonderpädagogischen 
Bereichs mit dem Ziel durchgeführt, 
Stärken sowie Schwächen und Entwick-
lungspotenziale sonderpädagogischer 
Förderung aufzuzeigen. Es wurden Vor-
schläge zu Qualitätsstandards, individu-
ellen Förderplänen, Flexibilisierung der 
Ressourcenvergabe und Professionali-
sierung von (Sonder)PädagogInnen, 
ausgearbeitet (siehe http://qsp.or.at). Die 
geplanten Maßnahmen betreffen: 

− Schaffung von gesetzlichen Grundla-
gen zur Weiterführung der Integration 
in der Sekundarstufe II; 

− Umwandlung der Sonderpädagogi-
schen Zentren in Pädagogische 
Kompetenzzentren (Qualitätsagentu-
ren); 

− Verordnung von Sonderschulplänen 
ab dem Schuljahr 2008/09 für die All-
gemeinen Sonderschulen, die Son-

derschule für gehörlose Kinder und 
jene für blinde Kinder; 

− Richtlinien für die Feststellung des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs: 
Ausarbeitung von Kriterien im Hin-
blick auf größere Verbindlichkeit, Ein-
heitlichkeit und erhöhte Transparenz; 

− Richtlinien für die Implementierung 
von Qualitätstandards in Integrations-
klassen; 

− Projekt „III and Isolated Children Con-
nected – IICC“, Virtuelle Vernetzung 
von Kindern und Jugendlichen im 
Krankenhaus, siehe 
http://communityrc2.schule.at/index.p
hp?cid=5687), 

− Barrierefreie Datenbank für Sonder-
pädagogik (www.cisonline.at).  

2.1.8 MEHR BILDUNGSCHANCEN FÜR KIN-
DER MIT MIGRATIONSHINTERGRUND  

SchülerInnen mit nichtdeutscher Mutter-
sprache (16% aller SchülerInnen im 
Schuljahr 2006/07) sind in Sonder- und 
Hauptschulen überrepräsentiert und in 
allgemein- und berufsbildenden höheren 
Schulen sowie in Lehrausbildungen deut-
lich unterrepräsentiert. Ihr Anteil in Son-
derschulen betrug im Schuljahr 2006/07 
27%, in Hauptschulen 19%, in allgemein- 
und berufsbildenden höheren Schulen 
10% und in Lehrberufen 8%. 
Mit der geplanten Verbesserung der frü-
hen Sprachförderungen im Kindergarten, 
dem Ausbau des Deutsch-
Förderunterrichts in der Schule, mit an-
deren schulrechtlichen und schulorgani-
satorischen Maßnahmen und generellen 
integrationspolitischen Initiativen sollen 
die schulischen Karrierechancen von 
Jugendlichen mit nichtdeutscher Mutter-
sprache verbessert werden. Ziel ist es, 
dass sich die Anteile der Kinder mit 
nichtdeutscher Muttersprache in höheren 
Schulen und in Lehrausbildungen an die 
der anderen Jugendlichen annähern. 

http://qsp.or.at/�
http://communityrc2.schule.at/index.php?cid=5687�
http://communityrc2.schule.at/index.php?cid=5687�
http://www.cisonline.at/�
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Ein Förderunterricht für die deutsche 
Sprache wird nach Bedarf an allen all-
gemein bildenden Pflichtschulen für au-
ßerordentliche SchülerInnen bis zu zwölf 
Wochenstunden, für ordentliche Schüle-
rInnen an Volks- und Sonderschulen bis 
zu fünf und an Hauptschulen und Poly-
technischen Schulen bis zu sechs Wo-
chenstunden angeboten. In den AHS-
Oberstufen kann seit dem Schuljahr 
2006/07 auf der Basis des Lehrplans für 
die unverbindliche Übung „Deutsch als 
Zweitsprache“ eine entsprechende För-
derung in der Unterrichtssprache ange-
boten werden. 
Die seit dem Schuljahr 2006/07 gesetz-
lich verankerten „Sprachförderkurse“ 
verstehen sich als zusätzliche Maßnah-
men für außerordentliche Volksschüle-
rInnen, für welche die erforderlichen Per-
sonalressourcen nicht von den Ländern, 
sondern vom Bund zur Verfügung ge-
stellt werden. Sie können ab einer Schü-
lerInnenzahl von acht SchülerInnen ein-
gerichtet werden, dauern höchstens ein 
Unterrichtsjahr und können auch schul-
stufen- oder schulübergreifend geführt 
werden. Eine geplante Novelle zum 
Schulorganisationsgesetz sieht eine Ver-
längerung für die kommenden zwei 
Schuljahre und eine Ausweitung auf 
HauptschülerInnen und SchülerInnen in 
polytechnischen Schulen vor. 
In den Schulen werden für SchülerInnen 
mit einer anderen Erstsprache als 
Deutsch die muttersprachlichen Förde-
rungen zum Vertiefen der deutschen 
Sprache intensiviert. Im Schuljahr 
2007/08 sind österreichweit ca. 330 Leh-
rerInnen für den muttersprachlichen Un-
terricht in 20 Sprachen beschäftigt. 

2.1.9 BILDUNGSGARANTIE BIS ZUM 18.  
LEBENSJAHR 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel 
gesetzt, allen Jugendlichen eine geeig-
nete weiterführende schulische Bildung 
oder Ausbildung zu ermöglichen. Zur 

Umsetzung der Bildungsgarantie bis zum 
18. Lebensjahr soll deshalb – neben den 
Vorhaben im Bereich der dualen Ausbil-
dung (siehe 2.1.11) – die Anzahl von 
Schulplätzen v.a. an berufsbildenden 
Schulen weiter erhöht und damit die 
Möglichkeiten zum Besuch einer weiter-
führenden Schule ausgebaut werden. 
Besonderes Augenmerk soll auf jene 
Jugendlichen gerichtet werden, die 
Schwierigkeiten haben, geeignete Aus-
bildungsplätze in den bestehenden An-
gebotsstrukturen der beruflichen Erst-
ausbildung zu finden. 
2007 wurden 1.140 zusätzliche Plätze in 
berufsbildenden Schulen in einigen Bun-
desländern eingerichtet. 2008 kommen 
weitere 1.050 Schulplätze dazu. Im Be-
reich der berufsbildenden mittleren Schu-
len sollen vermehrt betriebliche Praktika 
in die curriculare Gestaltung einbezogen 
werden. Darüber hinaus wird der Schul-
versuch der technischen Fachschule mit 
Betriebspraktikum ab dem Schuljahr 
2008/09 ins Regelschulwesen über-
nommen. 
Ein ganz wesentliches Element im Über-
gang von der Pflichtschule zur berufli-
chen Erstausbildung ist eine optimale 
Berufsorientierung und Bildungsbera-
tung. In diesem Zusammenhang soll der 
Ausbau der Berufsorientierung und Bil-
dungsberatung in den Schulen Jugendli-
che und ihre Eltern in einer gezielten Bil-
dungs- und Berufsentscheidung unter-
stützen. Es werden daher standardisierte 
Maßnahmenkataloge für ein verpflich-
tendes Angebot der Berufsorientierung 
und Bildungsberatung für die 7. und 8. 
Schulstufe in allen Schularten und die 
vorletzten Klassen der Oberstufenschu-
len bereits in enger Kooperation mit den 
Sozialpartnern erarbeitet. 
In Diskussion befindet sich die Realisie-
rung von Bildungsangeboten als innere 
Differenzierung der Oberstufenformen, 
die zu einer Verringerung der Ausbil-
dungsumsteigerInnen und Ausbildung-
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sabbrecherInnen8 führen sollen. In so 
genannten Übergangsstufen bzw. Orien-
tierungslehrgängen soll versäumter Lehr-
stoff der bisherigen Bildungsgänge nach-
geholt werden können, wobei diese For-
men nach Leistungsdiagnosen in der 9. 
und 10. Schulstufe flexibel eingesetzt 
werden sollen. 
„Berufsmatura“: Lehre mit Reifeprü-
fung 
Künftig können Lehrlinge zusätzlich und 
großteils parallel zu ihrer Lehre eine Be-
rufsmatura, d.h. die Kombination von 
Lehre mit Reifeprüfung, ablegen. Das 
neue Vorbereitungsangebot startet im 
Herbst 2008 in einer österreichweiten 
Pilotphase. Die Novelle des Berufsreife-
prüfungsgesetzes ermöglicht nun die 
Absolvierung von drei von vier Teilprü-
fungen bereits während der Lehre. Au-
ßerdem übernimmt der Bund die Kosten 
für die Vorbereitungskurse der Lehrlinge 
im Ausmaß von bis zu EUR 6.000 pro 
KandidatIn (insg. EUR 9,6 Mio.). Die 
Umsetzung der Lehrgänge zur Vorberei-
tung auf die „Berufsmatura“ erfolgt in den 
Bundesländern über von den Landesre-
gierungen beauftragten Trägerorganisa-
tionen. Pro Jahrgang sollen von diesem 
Angebot rund 1.600 Lehrlinge profitieren. 
Die Berufsmatura stellt somit ein wichti-
ges Angebot zum lebensbegleitenden 
Lernen dar, indem sie den Zugang zu 
Universitäten, Fachhochschulen, Päda-
                                            
8 Folgende Studien wurden diesbezüglich vom 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und 
Kultur in Auftrag gegeben: 
− „Schulschwänzen-Verweigern-Abbrechen“, 

empirische Studie der Uni Graz, Reihe Bil-
dungsforschung des BMUKK Bd. 19, 2006 - 
http://www.bmukk.gv.at/schulen/sb/schulwsc
hwaenzen.xml  

− „Dropoutstrategie. Grundlagen zur Präventi-
on und Reintegration von Dropouts in Ausbil-
dung und Beschäftigung“, IHS im Auftrag des 
BMUKK, Nov. 2007 - interdisziplinäres Stra-
tegiepapier - 
http://www.bmukk.gv.at/schulen/sb/dropoutstr
ategie.xml  

 

gogischen Hochschulen, Kollegs und 
anderen Institutionen eröffnet. Die bishe-
rige Form der Berufsreifeprüfung bleibt 
als Angebot für alle anderen Zielgruppen 
des Berufsreifeprüfungsgesetzes beste-
hen. 

2.1.10 BERATUNG UND DIAGNOSTIK FÜR 
KINDER UND JUGENDLICHE MIT  
ENTWICKLUNGSAUFFÄLLIGKEITEN 

1976 wurden die Mobilen Beratungs-
dienste als ein Angebot des Bundessozi-
alamtes gegründet. Heute erstreckt sich 
ihre Tätigkeit auf die Bundesländer Bur-
genland, Steiermark, Oberösterreich, 
Salzburg, Kärnten und Wien; die Dienst-
leistung wird unter dem neuen Namen 
„Beratung und Diagnostik für Kinder und 
Jugendliche“ angeboten.  
Die Tätigkeit der interdisziplinären 
Teams umfasst die Untersuchung, Bera-
tung und Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen mit Entwicklungsauffällig-
keiten bis zum 19. Lebensjahr durch 
Fachleute aus den Bereichen Medizin, 
Psychologie, Sozialarbeit und bei Bedarf 
anderer nichtärztlicher Fachbereiche 
(z.B. Frühförderung). Der Zugang für die 
Familien ist freiwillig und kostenlos. Die 
klientennah organisierten Teams, die bei 
Bedarf auch Hausbesuche durchführen, 
arbeiten eng mit den regionalen Instituti-
onen und Entscheidungsträgern zusam-
men und fungieren so auch als Dreh-
scheibe bei der Koordinierung verschie-
dener Maßnahmen. 
Die Tätigkeit zeichnet sich durch ihre 
präventive Ausrichtung mit dem Ziel der 
bestmöglichen Förderung und Integration 
des Kindes bzw. Jugendlichen in allen 
Lebensbereichen aus. Die meisten Kin-
der zählen zur Altersgruppe der 6- bis 
15-Jährigen, einen Schwerpunkt stellt die 
Unterstützung der KlientInnen an der 
Schnittstelle Schule – Beruf (Projekt 
„Clearing“) dar. Maßnahmen der Quali-
tätssicherung sollen gewährleisten, dass 
das Angebot ständig verbessert wird. Im 
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Rahmen der im August 2005 abge-
schlossenen Evaluierung wurde die Qua-
lität der Dienstleistung sowohl von Seiten 
der betreuten Familien als auch von den 
KooperationspartnerInnen sehr gut be-
wertet. 

2.1.11 JUGENDBESCHÄFTIGUNGSPAKET: 
AUSBILDUNGSGARANTIE FÜR  
JUGENDLICHE 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung am 
Jugend- und Lehrstellenmarkt stellt die 
Förderung der überbetrieblichen und be-
trieblichen Lehrausbildung eine besonde-
re Herausforderung der aktiven Arbeits-
marktpolitik für Jugendliche dar. 
Die Regierung hat sich das Ziel gesetzt, 
dass alle Jugendlichen, die nach der 9. 
Schulstufe ins Berufsleben übertreten 
wollen, die Möglichkeit für eine Lehraus-
bildung haben sollen. Um dies zu errei-
chen, wurden die arbeitsmarktpolitischen 
Mittel für Jugendliche von EUR 252 Mio. 
im Jahr 2005 auf EUR 385 Mio. im Jahr 
2007 erhöht. Damit wurde ein starker 
Ausbau der überbetrieblichen Lehraus-
bildung für Lehrstellen suchende Ju-
gendliche (Jugendausbildungssiche-
rungsgesetz), Lehrlingsförderungen für 
Betriebe und jugendspezifische Qualifi-
zierungs- und Beschäftigungsprogramme 
finanziert. Mit dem intensivierten För-
dereinsatz konnte wesentlich zur positi-
ven Dynamik am Jugendarbeitsmarkt 
beigetragen werden. Seit Jahresbeginn 
2006 ist der Bestand an jugendlichen 
Arbeitsuchenden überdurchschnittlich 
rückläufig. 
Zur Wahrung der Zugangschancen im 
Bereich der beruflichen Erstausbildung 
haben sich die Förderung der dualen 
Ausbildung sowie das quantitativ ausge-
baute und qualitativ stark weiterentwi-
ckelte System der überbetrieblichen 
Lehrausbildung bewährt. Die Zahl der 
Lehrlinge stieg von 2006 auf 2007 um 
3,1%. 

Die hohe arbeitsmarktpolitische Priorität 
für Jugendliche wird auch in den kom-
menden Jahren fortgesetzt. 2008 wurde 
in Weiterentwicklung der bisherigen Be-
mühungen von der Bundesregierung ein 
umfassendes „Beschäftigungspaket für 
die Jugend“ beschlossen. Das Pro-
gramm basiert überwiegend auf gemein-
samen Vorschlägen der Sozialpartner. 
Ab dem Ausbildungsjahr 2008/09 wird 
eine grundlegende Neuregelung des 
Systems der Förderungen der betriebli-
chen sowie der überbetrieblichen Lehr-
ausbildung umgesetzt. Wesentliche Eck-
punkte dieses Reformvorhabens sind: 
Neuregelung betriebsbezogener För-
derungen 
Das neue System der betriebsbezoge-
nen Förderungen zur Lehrausbildung 
wird über die Lehrlingsstellen der Wirt-
schaftskammer unter Einbindung der 
ArbeitnehmervertreterInnen abgewickelt. 
Die grundlegenden Rahmenbedingungen 
und Ziele dieses neuen Fördersystems 
werden im Berufsausbildungsgesetz ge-
regelt. 
Basisförderung für Lehrplätze 
An Stelle der bisher für jedes Lehrver-
hältnis gewährten einheitlichen Lehr-
lingsausbildungsprämie wird ein neues 
System einer differenzierten Basisförde-
rung eingeführt. Das an der Höhe der 
tatsächlich bezahlten kollektivvertragli-
chen Lehrlingsentschädigung ausgerich-
tete Förderungsmodell sieht nach Lehr-
jahren gestaffelte Beihilfensätze vor (1. 
Lehrjahr: 3 Lehrlingsentschädigungen; 2. 
Lehrjahr: 2 Lehrlingsentschädigungen; 3. 
und 4. Lehrjahr eine bzw. bei 3,5 Jahren 
Ausbildungsdauer eine halbe Lehrlings-
entschädigung). 
Zusätzliche qualitäts- und arbeits-
marktbezogene Förderungen  
Neben der Basisförderung soll die Mög-
lichkeit von zusätzlichen betrieblichen 
Förderungen, die einerseits Anreize zur 
Schaffung zusätzlicher Lehrstellen geben 
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und sich andererseits an qualitätsbezo-
genen Kriterien orientieren, geschaffen 
werden. Zu diesen Förderungen gehören 
u.a.: 

− Förderung neuer Lehrstellen zur Ge-
winnung zusätzlicher Lehrbetriebe; 

− Qualitätsbonus für Betriebe, deren 
Lehrlinge sich zur Mitte der Lehrzeit 
er-folgreich einer Qualitätsprüfung 
unterziehen; 

− Förderung der Aus- und Weiterbil-
dung von AusbildnerInnen; 

− Prämien für Lehrabschlussprüfungen 
mit ausgezeichnetem und gutem Er-
folg; 

− Zusatzausbildungen von Lehrlingen, 
die über das gesetzlich vorgeschrie-
bene Berufsbild hinausgehen; 

− Förderung von Ausbildungsverbün-
den zur Abdeckung der geforderten 
Ausbildungsinhalte des jeweiligen Be-
rufsbildes; 

− Förderung von Maßnahmen für Ju-
gendliche mit Lernschwierigkeiten; 

− Förderung von betrieblichen Maß-
nahmen für einen gleichmäßigen Zu-
gang von jungen Frauen und jungen 
Männern zu den verschiedenen 
Lehrberufen. 

Weiterentwicklung der überbetriebli-
chen Lehrausbildung 
Ergänzend zum weiterhin prioritären be-
trieblichen Lehrstellenangebot wird die 
überbetriebliche Lehrlingsausbildung 
ausgebaut und als Bestandteil der Aus-
bildungsgarantie als gleichwertiger und 
regulärer Bestandteil der dualen Be-
rufsausbildung eingerichtet. Über eine 
entsprechende Reformierung des Be-
rufsausbildungsgesetzes wurde daher 
ein einheitlicher Ausbildungstypus der 
überbetrieblichen Lehrausbildung ge-
schaffen, der die gesamte Ausbildung bis 
zum Lehrabschluss ermöglicht. Dabei ist 

die Vermittlung auf eine betriebliche 
Lehrstelle weiterhin vorrangig anzustre-
ben.  
Als Zielgruppen der überbetrieblichen 
Lehrausbildung sollen in Hinkunft neben 
sozial benachteiligten und lernschwa-
chen Jugendlichen im vermehrten Aus-
maß auch BildungsabbrecherInnen ein-
bezogen werden. Insbesondere für die 
Zielgruppe der „älteren“ Jugendlichen 
sollen vermehrt auch zusätzliche Qualifi-
zierungsmöglichkeiten zum Zweck der 
Vorbereitung auf eine Lehrabschlussprü-
fung (z.B. FacharbeiterInnenintensivaus-
bildungen, AMS-Kurse etc.) eröffnet 
werden.  
Programme für benachteiligte Jugend-
liche 
Jugendlichen, die auf Grund ihrer Her-
kunft, ihrer Begabung oder in körperli-
cher Hinsicht benachteiligt sind, stehen 
seit September 2003 im Rahmen der 
integrativen Berufsausbildung zwei neue 
Wege zur Verfügung: 
Die „verlängerte Lehre“, bei der die Lehr-
zeitdauer um maximal ein Jahr (in Aus-
nahmefällen um 2 Jahre) verlängert wer-
den kann, oder die Teilqualifizierung ei-
nes Lehrberufes in einer Zeitdauer von 
ein bis drei Jahren, bei der Teile eines 
oder mehrerer Lehrberufe erlernt wer-
den. 
Zum Jahresende 2007 befanden sich 
3.410 Jugendliche auf einem Ausbil-
dungsplatz im Rahmen der integrativen 
Berufsausbildung (davon 2.344 in Be-
trieben und 1.066 in Einrichtungen).  
Die Leistung des „Clearing“ dient dazu, 
jugendlichen Menschen mit Behinderung 
den bestmöglichen Übergang zwischen 
Schule und Beruf zu ermöglichen und die 
Zielgruppe an den Arbeitsmarkt heranzu-
führen. 
Clearing-Teams haben dabei die Aufga-
be, im letzten bzw. vorletzten Schuljahr 
gemeinsam mit den Betroffenen das in-
dividuell am besten geeignete Maßnah-
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menpaket zur beruflichen Integration 
festzulegen. Die Leistung beinhaltet ins-
besondere: 

− die Erstellung eines Neigungs- und 
Eignungsprofils, 

− die Durchführung einer Stär-
ken/Schwächen-Analyse, 

− das Feststellen bzw. Skizzieren eines 
allfälligen Nachschulungsbedarfs, 

− das Aufzeigen von beruflichen Per-
spektiven auf der Grundlage des Nei-
gungs- und Eignungsprofils und 

− darauf aufbauend die Erstellung ei-
nes Karriere-/Entwicklungsplans. 

Die Zahl der betreuten Jugendlichen 
stieg von 5.000 im Jahr 2006 auf 6.000 
im Jahr 2007. 

2.1.12 HILFSANGEBOTE FÜR FAMILIEN IN 
KRISEN 

Die Aufgabe, Familien und deren Kinder 
in Krisensituationen zu unterstützen, liegt 
in der Zuständigkeit der Länder. Die An-
gebote der Jugendwohlfahrt im Rahmen 
der sozialen Dienste und der Maßnah-
men der Erziehungshilfe berücksichtigen 
dabei die Einkommenssituation der Fa-
milien. In Einzelfällen übernehmen die 
Länder ganz oder teilweise die Elternbei-
träge für die Tagesbetreuung, für Ferien-
lager, für Schulveranstaltungen, etc. und 
ermöglicht so die Teilhabe von Kindern 
finanzschwacher Familien an entwick-
lungsfördernden Maßnahmen. Dazu 
zählt einerseits Unterstützung der Erzie-
hung durch präventive Beratung bis zu 
intensiver Betreuung, Psychotherapie, 
mobile Arbeit mit Familien zur Unterstüt-
zung bei der Alltagsbewältigung, jeweils 
in enger Kooperation mit spezialisierten 
Beratungsstellen, Schulen und Kinder-
gärten, sowie Frauen- und Kinderschutz-
zentren. Es werden neue Methoden zur 
Reflexion des Erziehungsstils und der 
Eltern-Kind-Beziehung in einer Pilotpha-
se (z.B. Video-unterstütztes Familien-

Intensivtraining, Familiencoaching-
Programm) erprobt.  
Eine neue Herausforderung der Jugend-
wohlfahrt stellt die steigende Zahl der 
KlientInnen mit Migrationshintergrund 
dar, dem in einigen Ländern bereits 
durch die Konzeption neuer Modelle 
Rechnung getragen wird. 
Durch ein besonderes Ereignis unver-
schuldet in Not geratene Familien – bzw. 
allein stehende Personen, die Familien-
beihilfe beziehen, sowie werdende Müt-
ter - können Überbrückungshilfen aus 
dem Familienhärteausgleich erhalten, 
wodurch derartige Notsituationen gemil-
dert oder beseitigt werden sollen. Im 
Jahr 2007 wurden dadurch in 336 Fami-
lien insgesamt 632 Kinder mitunterstützt. 
Darüber hinaus sehen einige Bundes-
länder für Familien und AlleinerzieherIn-
nen in akuten, nicht vorhersehbaren Kri-
sensituationen finanzielle Unterstützung 
in Form von einmaligen, nicht rückzahl-
baren Leistungen vor. 
Die Mittel des Bundes für die Familienbe-
ratungsstellen und Eltern-Kind-Zentren 
wurden 2007 und 2008 deutlich auf EUR 
12 Mio. aufgestockt. Besondere Schwer-
punkte werden die Schwangeren- und 
Familienberatung und in Kooperation mit 
den Gerichten die Beratung bei Schei-
dungen sein. In verstärktem Ausmaß 
sollen auch Kinder direkt Adressaten der 
Beratung sein. 

2.1.13 AUSBAU DER WIEDEREINGLIEDE-
RUNGSMAßNAHMEN FÜR  
STRAFFÄLLIGE JUGENDLICHE 

Da Haft die schärfste Form der sozialen 
Ausgrenzung darstellt, wurde im Jahr 
2000 die alternative Sanktionsform der 
Diversion eingeführt. Diese Möglichkeit 
der Erbringung von gemeinnützigen Leis-
tungen anstelle von Ersatzfreiheitsstra-
fen wurde im Jahr 2008 nach erfolgter 
positiver Evaluierung im Strafrechtsände-
rungsgesetz 2008 verankert. Die An-
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wendung gemeinnütziger Leistungen 
weist eine steigende Tendenz auf. 2007 
wurden ca. 3.000 KlientInnen bei der Ab-
leistung gemeinnütziger Leistungen un-
terstützt, davon waren rund die Hälfte 
Jugendliche. Die Steigerung von 2006 
auf 2007 betrug 20%. 
Die Modellversuche zum elektronisch 
überwachten Hausarrest mit sozialarbei-
terischer Betreuung wurden ausgeweitet 
und sollen im Fall einer positiven Evalu-
ierung zur integrativen Wirkung in den 
Regelbetrieb des Strafvollzugs über-
nommen werden. 
Weiters ist die Ausweitung des freiwilli-
gen Betreuungsangebotes für Jugendli-
che und junge Erwachsene bereits ab 
Anzeige und nicht erst mit Gerichtsurteil 
oder Beschluss durch die Staatsanwalt-
schaft auf alle Bundesländer geplant.  
Zur frühzeitigen Vorbereitung auf eine 
gelungene Integration in das Arbeitsle-
ben wurden in den Jahren 2005 bis 2007 
im Rahmen von Equal-Projekten, Bil-
dungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
und niederschwellige Arbeitstrainings-
programme für vor der Entlassung ste-
hende Strafgefangene entwickelt. Diese 
wurden an den Projektstandorten Wien, 
Graz, Linz und Klagenfurt in den Regel-
betrieb übernommen. Auf Grund der po-
sitiven Evaluierungsergebnisse ist ge-
plant, diese Maßnahmen bundesweit 
auszudehnen. 
Mit dem Ziel, jugendliche Straftäter von 
weiteren strafbaren Handlungen abzu-
halten und deren soziale Wiedereinglie-
derung zu ermöglichen, ist beabsichtigt, 
einen eigenständigen Jugendgerichtshof 
samt einer eigenständigen Staatsanwalt-
schaft einzurichten. Ein besonders aus-
gestaltetes Verfahren und besondere 
Reaktionsmöglichkeiten sollen einen we-
sentlichen Beitrag zur Vermeidung der 
schädlichen Wirkung von Strafen leisten. 
Gegenüber dem Erwachsenenstrafrecht 
soll es erweiterte Möglichkeiten zur An-
wendung der Diversionsbestimmungen 

bis hin zur besonderen Sanktionsform 
ohne Ausspruch einer Strafe geben. 
In Zusammenarbeit mit ExpertInnen wur-
de im Herbst 2007 eine Strategie zur 
Gewaltprävention „Weiße Feder“ (siehe 
http://www.gemeinsam-gegen-gewalt.at) 
entwickelt. Alle Schulpartner sind darin 
einbezogen, ein Schwerpunkt liegt auf 
LehrerInnenaus- und -fortbildung bzw. 
Unterstützung und Beratung (Rat auf 
Draht). Konfliktlösung und fairer Umgang 
miteinander sind seit längerem ein 
Schwerpunkt des Bundesministeriums 
für Unterricht, Kunst und Kultur (BMUKK) 
(siehe www.faireschule.at - soziales Ler-
nen und Peer-Mediation). Der Verein 
Neustart hat dem BMUKK in diesem Zu-
sammenhang seine Mitarbeit angeboten. 

2.2 MASSNAHMEN ZUR  
ARBEITSMARKTINTEGRATION 

Die österreichische Arbeitsmarktpolitik 
konzentriert sich im Rahmen der Europä-
ischen Beschäftigungsstrategie auf die 
Wiedergewinnung von Vollbeschäfti-
gung, die Steigerung der Arbeitsplatz-
qualität und der Arbeitsproduktivität so-
wie die Stärkung des sozialen und terri-
torialen Zusammenhalts. 
Das zentrale Ziel für Personen im er-
werbsfähigen Alter ist eine Ausweitung 
der Arbeitsmarktchancen. Die Zielgrup-
pen in armutspolitischer Hinsicht sind 
Personen mit überdurchschnittlichen Ar-
beitsmarktproblemen: arbeitslose (v.a. 
langzeitarbeitslose) Personen, junge 
Menschen an den Schnittstellen von 
Schule, Ausbildung und Beruf (siehe da-
zu Kapitel 2.1.11), ältere Menschen im 
erwerbsfähigen Alter, Frauen mit Betreu-
ungspflichten sowie Personen mit Behin-
derung, Migrationshintergrund oder ge-
ringer Ausbildung. 
Die Bundesregierung wird zur Erreichung 
der Vollbeschäftigung und Minimierung 
der Arbeitslosigkeit das Rekordbudget 
für Mittel der aktiven arbeitsmarktpoliti-

http://www.gemeinsam-gegen-gewalt.at/�
http://www.faireschule.at/�
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Arbeitsmarktpolitische Ziele Zielwert Istwert

Verhinderung von Langzeitarbeitslosigkeit
(Übertrittsrate in Langzeitarbeitslosigkeit) max. 2,5% 1,1%

Langzeitbeschäftigungslose in Arbeit bringen mind. 52.000 56.000

Arbeitslosigkeit von Älteren kurz halten
(AL nicht länger als 6 Monate) max. 22.000 15.000

Wiedereinstieg erleichtern
(Arbeitsaufnahmen von Wiedereinsteigerinnen) mind. 20.000 24.000

Wiedereinsteig erleichtern
(Schulung von Wiedereinsteigerinnen) mind. 16.000 20.000

Arbeitslosigkeit von Jugendlichen kurz halten
(AL nicht länger als 6 Monate) max. 7.000 4.700

Erhöhung der Schulungseffektivität
(Anteil Arbeitsaufnahmen nach Schulung
innerhalb von 3 Monaten)

mind. 49,6% 50,5%

Stellenbesetzung im qualifizierten Bereich
(mind. Lehrabschluss) mind. 162.000 201.000

Stellenbesetzungen insgesamt durch das AMS erhöhen mind. 323.000 345.000

Jahresziele des Arbeitsmarktservice 2007

schen Maßnahmen des Jahres 2006 in 
Höhe von 927 Millionen Euro - in den 
Jahren 2007 und 2008 bereits umgesetzt 
– zur Fortführung der zielorientierten Ar-
beitsmarktpolitik auch für die Folgejahre 
zur Verfügung stellen.  
Darüber hinaus ist als Teil der vorgezo-
genen Steuerreform und zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der Preissteige-
rungen ein verminderter Beitrag bzw. der 
gänzliche Entfall des Beitrags (siehe 
Kap. 2.2.7) zur Arbeitslosenversicherung 
für NiedriglohneinkommensbezieherIn-
nen beschlossen worden. 
Das Arbeitsmarktservice hat im Jahr 
2007 sämtliche vom Verwaltungsrat be-
schlossenen Jahresziele erreicht. 
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Das projektierte Budget für aktive und 
aktivierende Arbeitsmarktpolitik beträgt 
2008 EUR 1.806 Mio. 

2.2.1 REINTEGRATIONSMAßNAHMEN FÜR 
LANGZEITARBEITSLOSE PERSONEN 
UND SOZIALHILFEBEZIEHERINNEN 

Die niedrige Langzeitarbeitslosenquote 
(2007: insgesamt 1,2%, Männer 1,0%, 
Frauen 1,4%) ist nicht zuletzt auf die in 
den letzten Jahren intensivierten arbeits-
marktpolitischen Programme für diese 
Personengruppe zurückzuführen. 
Die im Strategiebericht 2006 bis 2008 
erwähnte Zielvorgabe, dass zumindest 
97,5% der Arbeitslosen nicht langzeitar-
beitslos werden sollen und 37% der 
Langzeitarbeitslosen eine Beschäftigung 
ermöglicht wird, konnte erfüllt werden. 
2007 wurden nur 1,1% der vorgemerkten 
Arbeitslosen langzeitarbeitslos; 48% der 
ehemals Langzeitbeschäftigungslosen 
konnten im Jahr 2007 eine Beschäfti-
gung aufnehmen (2006: 44%). 
Der „Entwurf des Längerfristigen Plans 
2008 bis 2012“ des Vorstands des Ar-
beitsmarktservice sieht eine Fortsetzung 
dieses Weges vor. Durch frühzeitige In-
terventionen (v.a. Arbeitsvermittlung, 
Qualifizierung) soll das Entstehen von 
Langzeitarbeitslosigkeit verhindert wer-
den. Mittels einer genauen Abstimmung 
zwischen AMS und externen Betreu-
ungseinrichtungen soll eine rasche Integ-
ration dieser Problemgruppen in den Ar-
beitsmarkt sichergestellt werden. Dazu 
laufen Projekte in den Bundesländern, 
die in den Folgejahren weiter ausgebaut 
werden sollen. 
Die Förderung von Projekten für lang-
zeitarbeitslose Personen an der Schnitt-
stelle zwischen Notstandshilfe und Sozi-
alhilfe stellt in Österreich ein zentrales 
Thema bei der Umsetzung von ESF-
Mitteln in der neuen Strukturfondsperio-
de der Jahre 2007 bis 2013 dar. Dafür 
werden EUR 47 Mio. zur Verfügung ge-
stellt. Bisher benachteiligte Personen 

sollen befähigt werden, aus eigener Leis-
tung ein ausreichendes Einkommen zu 
erwerben. Weitere Zielgruppen sind älte-
re Menschen, Jugendliche oder Frauen 
mit Migrationshintergrund, Suchterkrank-
te und ausgrenzungsgefährdete Jugend-
liche. Die Betreuung dieser Zielgruppen 
befindet sich im Zuständigkeitsbereich 
des Arbeitsmarktservice, der Länder und 
teilweise auch der Städte und Gemein-
den. Eine Reintegration in den Arbeits-
markt kann in den meisten Fällen nur 
dann Erfolg haben, wenn es durch Ko-
operation der Träger gelingt, die persön-
lichen, sozialen und arbeitsmarktpoliti-
schen Problemlagen anzusprechen. In-
haltlich umfassen die Projekte u.a. Lehr-
stellenakquisition, Arbeitsstiftungen und -
training, Qualifizierungsmaßnahmen, die 
Begleitung von Unternehmen, die Sozi-
alhilfebezieherInnen aufnehmen, sowie 
Potenzialerhebungen arbeitsmarktferner 
Personen. Darüber hinaus soll im Rah-
men der Projektdokumentation eine bes-
sere Datenlage über diese Zielgruppen 
erreicht werden. Speziell für junge Sozi-
alhilfebezieherInnen werden Beschäfti-
gungsprojekte in enger Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft entwickelt. Zur Abklä-
rung der Arbeitsfähigkeit sowie erforder-
licher arbeitsintegrativer und gesundheit-
licher Maßnahmen setzt die Sozialhilfe 
vielfach (in Abstimmung mit dem Ar-
beitsmarktservice) das Instrument der 
Berufsdiagnostik ein. Begleitendes Moni-
toring und abschließende Evaluierung 
sind zentraler Bestandteil der Vorhaben. 
Die Länder nützen größtenteils die Struk-
tur der aus ESF-Mitteln kofinanzierten 
territorialen Beschäftigungspakte für die 
Umsetzung der Arbeitsmarktintegrati-
onsprogramme. Sie setzen dabei jeweils 
Schwerpunkte auf verschiedene Ziel-
gruppen wie ältere Menschen, Jugendli-
che oder Frauen mit Migrationshin-
tergrund, Suchterkrankte und ausgren-
zungsgefährdete Jugendliche sowie So-
zialhilfebezieherInnen. Inhaltlich umfas-
sen die Projekte u.a. Qualifizierungs-
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maßnahmen, Potenzialerhebungen ar-
beitsmarktferner Personen, Case-
Management-Aktivitäten, Erleichterung 
des Zugangs zum Arbeitsmarkt bzw. 
Qualifizierungsmaßnahmen für Jugendli-
che mit niedrigem oder fehlendem Bil-
dungsabschluss, die Schaffung einer 
besseren Datenlage über diese Ziel-
gruppen durch Erstellung von Personen-
profilen im Rahmen der Projektdokumen-
tation etc.  

2.2.2 ERHÖHUNG DER ERWERBSBETEILI-
GUNG ÄLTERER MENSCHEN 

Die Beschäftigungsquote der älteren 
Personen (55 bis 64 Jahre) ist in den 
letzten Jahren deutlich angestiegen, mit 
38,6% im Jahr 2007 (31,8% im Jahr 
2005) liegt sie aber im EU-Vergleich 
noch immer auf vergleichsweise niedri-
gerem Niveau. Die Arbeitslosenquote der 
über 45-Jährigen hat in den letzten Jah-
ren stärker als bei den anderen Alters-
gruppen abgenommen. Auch die durch-
schnittliche Vormerkdauer nahm deutlich 
ab (von 328 Tagen im Jahr 2000 auf 121 
Tage im Jahr 2007). Die im Rahmen des 
„Strategieberichts für Sozialschutz und 
soziale Eingliederung 2006 – 2008“ an-
geführten Ziele für ältere Menschen wur-
den erreicht. Von den arbeitslosen älte-
ren Personen wurden nur 7% langzeitar-
beitslos (Zielvorgabe des AMS: nicht 
mehr als 10%). 
In den letzten Jahren hat sich das För-
derbudget des Arbeitsmarktservice für 
ältere Menschen stark erhöht (von EUR 
132 Mio. im Jahr 2004 auf EUR 176 Mio. 
im Jahr 2007). Dieses hohe Niveau soll 
in den nächsten Jahren beibehalten wer-
den. 
In der aktuellen ESF-Periode 2007 bis 
2013 ist „Active/Productive Ageing“ eine 
horizontale Strategie. Die Arbeitsfähig-
keit Älterer zu erhalten und zu fördern, 
stellt ein zentrales Anliegen der Arbeits-
marktpolitik der nächsten Jahre dar. Vor 
dem Hintergrund dieser Strategie sollen 

betriebsnahe Qualifizierungen mittels 
ESF-Intervention für Arbeitslose vor al-
lem auf ältere Personen konzentriert 
werden. Weiters sollen im Rahmen der 
Beschäftigungsförderung von Älteren 
neue Modelle entwickelt werden. 
Bei Weiterführung der frühzeitigen Inter-
vention bei älteren Arbeitslosen inner-
halb von 6 Monaten wird die Qualifizie-
rung einen wichtigen Stellenwert ein-
nehmen. Trotzdem sollen für diese Per-
sonen betriebsbezogene Qualifizierung 
(Implacementstiftung) bzw. Beschäfti-
gungsförderungsmaßnahmen (Eingliede-
rungsbeihilfen, sozialökonomische Be-
triebe) verstärkt entwickelt und einge-
setzt werden. 
Auf Basis eines bereits bestehenden 
gemeinsamen Vorschlags der Sozial-
partner wird die Bundesregierung ein 
Beschäftigungspaket für ältere Arbeit-
nehmerInnen ausarbeiten. Details dazu 
standen zum Zeitpunkt der Berichterstel-
lung noch nicht fest. 

2.2.3 ERHÖHUNG DER ERWERBSBETEILI-
GUNG VON FRAUEN 

Die materielle Situation von Frauen und 
von Familien mit Kindern steht in einem 
engen Zusammenhang mit dem Ausmaß 
der beruflichen Eingliederung von Müt-
tern. Die Armutsgefährdung von Haus-
halten mit nicht berufstätigen Müttern ist 
dreimal so hoch wie in Haushalten, in 
denen Mütter erwerbstätig sind. 
Neben den im Folgenden angeführten 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ist 
auf die in 2.1.1. und 2.1.2. angeführten 
Maßnahmen, die eine Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zum 
Ziel haben, hinzuweisen: Ausweitung der 
außerhäuslichen Kinderbetreuungsplät-
ze, eine flexiblere Gestaltung des Kin-
derbetreuungsgeldes im Hinblick auf 
Zeitpunkt und berufliche Intensität der 
Eltern. 
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Seit dem Jahr 2000 wird bei der Planung 
und Durchführung von arbeitsmarktpoliti-
schen Förderangeboten der Ansatz des 
Gender Mainstreamings verfolgt (Integra-
tion einer geschlechtssensiblen Perspek-
tive, Berücksichtigung unterschiedlicher 
Situationen und Bedürfnisse von Frauen 
und Männern, Überprüfung auf ge-
schlechtsspezifische Wirkungen). Im 
Rahmen der arbeitsmarktpolitischen 
Zielsteuerung werden alle Ziele ge-
schlechtsspezifisch ausgewiesen. Die 
Strategie des Gender Mainstreamings 
wird im Rahmen des ESF-Programms 
und der Jahresziele jeweils durch einen 
frauenspezifischen Schwerpunkt ergänzt. 
Der Frauenanteil im Durchschnitt der 
gesamten Förderausgaben, die ge-
schlechts-spezifisch zuordenbar sind, 
betrug im Jahr 2007 50,2%. Die Zielvor-
gabe zur geschlechtsspezifischen Ver-
wendung der Förderausgaben von 50% 
wird für das Arbeitsmarktservice weiter-
hin handlungsanleitend bleiben. 
Mit dem Programm „Frauen in Handwerk 
und Technik“ 2006-2008 unterstützt das 
AMS Frauen und Mädchen, auch nicht-
traditionelle Berufe zu ergreifen. 2007 
haben 4.800 Frauen an vorbereitenden 
und Qualifizierungskursen teilgenom-
men. Ab 2008 soll die berufliche Ausbil-
dung und Höherqualifizierung von Frau-
en auch in anderen zukunftsorientierten 
Berufen (Dienstleistungsbereich, Pflege) 
unter dem Aspekt einer nachhaltigen 
Verbesserung der Einkommens- und Ar-
beitsmarktchancen gefördert werden. 
Das AMS unterstützt Frauen (aber auch 
Männer) mit Betreuungspflichten, damit 
ihnen der Einstieg in eine Standardbe-
schäftigung gelingt. Die Kinderbetreu-
ungsbeihilfe soll die Kosten einer 
Fremdbetreuung finanzierbar machen. 
Es werden auch direkt verschiedene 
Betreuungseinrichtungen in Form von 
Anstoßfinanzierungen unterstützt. Vor 
allem im ländlichen Raum besteht nach 

wie vor ein hoher Bedarf an Kinder-
betreuungseinrichtungen. 
Niederschwellige Informationsangebote 
unterstützen die rechtzeitige Planung der 
Berufsrückkehr. Mit dem Programm 
„Wiedereinstieg unterstützen“ setzt das 
AMS Standards für Information, Bera-
tung und Betreuung von Wiedereinstei-
gerInnen. 
Für WiedereinsteigerInnen wurden im 
Jahr 2007 EUR 70,9 Mio. an Förderun-
gen aufgewendet. 
Frauen, die im Berufsleben diskriminiert 
oder belästigt werden, haben durch eine 
Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz 
mehr Rechte erhalten. Die Verbesserun-
gen im Diskriminierungsschutz umfassen 
beispielsweise eine Ausweitung des An-
wendungsbereiches auf die Fälle der 
Nichtverlängerung eines befristeten Ar-
beitsverhältnisses und Beendigung in der 
Probezeit. Da Frauen das Arbeitsver-
hältnis oft nicht mehr fortsetzen wollen, 
wenn sie vom Arbeitgeber/von der Ar-
beitgeberin bei der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses diskriminiert wurden, 
soll künftig neben der Möglichkeit zur 
Anfechtung der Kündigung/Entlassung 
die Alternative zu einer Schadenersatz-
forderung bestehen. Darüber hinaus 
wurde der Mindestschadenersatz bei 
einer Einstellungsdiskriminierung erhöht. 

2.2.4 VERBESSERUNG DER BERUFLICHEN 
TEILHABE VON MENSCHEN MIT BE-
HINDERUNGEN 

Durch ein Bündel an Maßnahmen zur 
Förderung der Behindertenbeschäftigung 
trägt die Bundesregierung wesentlich zur 
Teilhabe behinderter Menschen auf dem 
Arbeitsmarkt bei und legt dabei den 
Schwerpunkt auf den ersten Arbeits-
markt. 
Auf Grund der geringeren Beschäfti-
gungsquote und höheren Arbeitslosigkeit 
von Menschen mit Behinderungen ist 
diese Personengruppe eine zentrale ar-
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beitsmarktpolitische Zielgruppe. Die un-
terschiedlichen Arten und Schweregrade 
von Behinderungen erfordern spezifische 
Förderprogramme mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten. Das Arbeitsmarktservice 
stellt primär arbeitsmarktbezogene Ein-
gliederungsmaßnahmen für den ersten 
Arbeitsmarkt zur Verfügung. Das Bun-
dessozialamt bietet neben zielgruppen-
spezifischen berufsbezogenen Maßnah-
men und Qualifizierungen auch vertie-
fende Betreuung und Begleitung inklusi-
ve mobilitätsbezogener und rehabilitati-
ver Förderungen an, während die Länder 
ihre Programme vorwiegend an Perso-
nen ausrichten, die auf Grund schwerer 
Beeinträchtigungen nur sehr geringe Be-
schäftigungsmöglichkeiten am 1. Ar-
beitsmarkt besitzen. Zwischen diesen 
drei Akteuren bestehen enge Kooperati-
onen, das Schnittstellenmanagement 
wird permanent optimiert.  
AMS-Programme 
Unter den im Jahr 2007 vom Arbeits-
marktservice im Rahmen von Beschäfti-
gungs-, Qualifizierungs- bzw. Unterstüt-
zungsmaßnahmen geförderten Personen 
waren rd. 38.400 Personen mit gesund-
heitlichen Vermittlungseinschränkungen, 
davon rd. 6.900 (18%) begünstigte Be-
hinderte gemäß Behinderteneinstel-
lungsgesetz. Gegenüber 2006 stieg die 
Zahl der geförderten Personen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen in Qua-
lifizierungsmaßnahmen um 12%. Für 
diese Fördermaßnahmen wurden im Jahr 
2007 rund EUR 136 Mio. aufgewendet. 
Dieses Förderniveau soll auch im Jahr 
2008 gehalten werden. 
Im Rahmen der Umsetzung des Regie-
rungsprogramms „Unternehmen Arbeits-
platz“ wurde das Arbeitsmarktservice 
2006 beauftragt, für zusätzliche 3.000 
behinderte bzw. arbeitslose Personen 
mit gesundheitlichen Vermittlungsein-
schränkungen (nach AMS-Definition) 
Beschäftigungsförderungen zur Ar-
beitsaufnahme einzusetzen und dafür 

EUR 18 Mio. mehr gegenüber 2005 zu 
verausgaben. Vom Arbeitsmarktservice 
wurde daraufhin die Beschäftigung von 
Menschen mit gesundheitlichen Vermitt-
lungseinschränkungen mit einem spe-
ziellen Sonderprogramm für Menschen 
mit Behinderungen 2006/2007 unter Ein-
satz des bewährten Instruments der Ein-
gliederungsbeihilfe sowie in sozialöko-
nomischen Betrieben und gemeinnützi-
gen Beschäftigungsprojekten in verstärk-
tem Ausmaß gefördert. Im Rahmen die-
ses Programms wurden in den Jahren 
2006 und 2007 im Vergleich zu 2005 
EUR 24 Mio. mehr ausbezahlt und für 
6.240 zusätzliche TeilnehmerInnen ver-
wendet. Im Jahr 2007 wurde insgesamt 
rd. 9.400 gesundheitlich beeinträchtigen 
Personen eine Einzelarbeitsplatz- und 
projektbezogene Beschäftigungsförde-
rung genehmigt. 
Insgesamt konnten im Jahr 2007 rd. 
37.000 Personen mit gesundheitlichen 
Einschränkungen wieder in Arbeit ge-
bracht werden (+9,8% gegenüber 2006). 
Dabei wurden rd. 9.400 Beschäftigungs-
förderungen eingesetzt, womit etwa jede 
vierte Arbeitsaufnahme mit dem Einsatz 
von Fördermitteln zustande kam. 
BMSK – Beschäftigungsoffensive der 
Bundesregierung 
Im Rahmen der Beschäftigungsoffensive 
der österreichischen Bundesregierung 
für Menschen mit Behinderungen, die 
vom Bundessozialamt (Dienststelle des 
Bundesministeriums für Soziales und 
Konsumentenschutz) umgesetzt wird, 
wurden im Jahr 2007 EUR 153 Mio. ein-
gesetzt, im Jahr 2008 wird dieser Betrag 
voraussichtlich auf EUR 161 Mio. stei-
gen. Diese Beträge setzen sich zusam-
men aus Bundesbudget sowie Mitteln 
des Ausgleichstaxfonds (ATF) und des 
Europäischen Sozialfonds (ESF), wobei 
der ESF-Anteil 2007 nur noch 
EUR 11 Mio. ausmachte (7,2 %). Die 
Anzahl der Förderfälle im Rahmen die-
ses Programms konnte seit 2002 mehr 
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als verdoppelt werden (2002: 25.000, 
2007: 52.000 Förderfälle).  
Die Beschäftigungsoffensive beinhaltet 
die Förderung der barrierefreien Adaptie-
rung von Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen, die Übernahme von Schulungs- und 
Ausbildungskosten, Lehrlingsförderungs- 
und Qualifizierungsprojekte, die Arbeits-
assistenz zur Erlangung oder Aufrecht-
erhaltung von sozialversicherungspflich-
tigen Dienstverhältnissen, Job-Coaching, 
persönliche Assistenz am Arbeitsplatz 
sowie Zuschüsse zu Lohnkosten (Integ-
rationsbeihilfe, Entgeltbeihilfe, Arbeits-
platzsicherungsbeihilfe). Gearbeitet wird 
aktuell am Ausbau und der Diversifizie-
rung der Berufsausbildungseinrichtungen 
für Jugendliche und der Erweiterung der 
Ausbildungssparten mit Teilqualifizierung 
nach dem Berufsausbildungsgesetz. 
Weiters wird die Berufsausbildung junger 
Frauen mit Behinderungen in nicht ge-
schlechtsspezifischen Ausbildungsspar-
ten gefördert. 
Besondere Zielgruppen dieser Beschäf-
tigungsoffensive sind u.a. Jugendliche 
mit psychischen und sozialen Benachtei-
ligungen, im städtischen Bereich ist oft-
mals auch eine Verknüpfung mit Migrati-
onshintergrund feststellbar. Neben der 
integrativen Berufsausbildung, Jugend-
arbeitsassistenz und Ausbildungsbeihil-
fen hat sich „Clearing“ als Steuerungsin-
strument in den letzten Jahren als sehr 
erfolgreich erwiesen (siehe dazu 2.1.11). 
Für ältere Menschen mit Behinderungen 
liegt der Schwerpunkt bei der Sicherung 
der Arbeitsplätze. Maßnahmen zum län-
geren Verbleib im Erwerbsleben umfas-
sen verbesserte Arbeitsbedingungen zur 
Prävention gesundheitlicher Verschlech-
terungen, den vermehrten Einsatz von 
Unternehmensförderungen in Form von 
Entgelt- und Arbeitsplatzsicherungsbei-
hilfen, die Förderung barrierefreier Ar-
beitsplätze sowie die Bereitstellung not-
wendiger technischer Mittel. Im Sinne 
des lebenslangen Lernens werden ver-

stärkt Schulungsmaßnahmen für ältere 
Menschen mit Behinderungen angebo-
ten. 
Gezielte Beratung durch professionelle 
UnternehmensberaterInnen soll die Ein-
stellbereitschaft der Unternehmen erhö-
hen, Einstellbarrieren entgegenwirken 
und Informationsdefizite beseitigen. Zu 
diesem Zweck bietet das Bundessozial-
amt eine speziell auf die Bedürfnisse von 
Unternehmen zugeschnittene Dienstleis-
tung an. Das Projekt „Unternehmensser-
vice“, das seit Anfang Juni 2008 öster-
reichweit operativ ist, soll Unternehmen 
in allen Fragen, die die Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen 
betreffen, objektiv beraten und sie best-
möglich unterstützen. 
Mit der Initiative „Aktion 500“ sollen An-
reize für Unternehmen geschaffen wer-
den, weitere Arbeits- und Ausbildungs-
plätze zu schaffen. Unternehmen, die in 
der Zeit von 1. November 2007 bis 31. 
Juli 2008 einen zusätzlichen Arbeitsplatz 
für Menschen mit Behinderungen zur 
Verfügung stellen, erhalten für die Dauer 
von sechs Monaten eine Förderung von 
EUR 600 pro Monat zusätzlich zu einer 
allfälligen Integrationsbeihilfe. Damit soll 
es möglich sein, 500 zusätzliche Ausbil-
dungsplätze zu lukrieren. Diese Förde-
rung können auch Menschen mit Behin-
derungen erhalten, die sich in diesem 
Zeitraum eine selbstständige Existenz 
aufbauen. 
Mit der 2008 gestarteten Initiative „Disa-
bility Flexicurity“ (gemeinnützige Arbeits-
kräfteüberlassung) sollen DienstgeberIn-
nen ermutigt werden, Menschen mit Be-
hinderungen zu beschäftigen und deren 
Leistungsfähigkeit erproben, um letztlich 
eine Übernahme in den Betrieb im Rah-
men von sozialversicherungsrechtlich 
abgesicherten Dienstverhältnissen zu 
erwirken. Andererseits soll in diesem 
Modellprojekt das Problem erhöhter 
Stehzeiten – die sehr kostenintensiv sind 
– gelöst werden. Angedacht ist, bei 
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Stehzeiten Aufträge von Werkstätten zu 
lukrieren (z.B. Lohnfertigungen). 
Integrative Betriebe: Die Funktion der 
Integrativen Betriebe, ein Sprungbrett für 
Menschen mit Behinderungen in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt zu sein, wird wei-
ter verstärkt. Ab dem Jahr 2008 soll die-
se Funktion nicht nur über das Modul 
„Berufsvorbereitung“, sondern auch über 
das Modul „Beschäftigung“ umgesetzt 
werden. 2008 werden im Rahmen einer 
Studie die hiefür erforderlichen konkreten 
Maßnahmen erarbeitet. 
Im Jahr 2007 betrugen die Ausgaben 
des vom BMSK verwalteten Ausgleichs-
taxfonds für das Modul „Beschäftigung“ 
rd. EUR 24,5 Mio. Die Module „Berufs-
vorbereitung“ und „Dienstleistungen“ 
werden im Rahmen der Maßnahmen der 
Beschäftigungsoffensive der Bundesre-
gierung finanziert und sind im diesbezüg-
lichen Mittelansatz enthalten. 
Der Frauenanteil liegt bei allen geförder-
ten Maßnahmen der Beschäftigungsof-
fensive derzeit bei 40%, zukünftiges För-
derziel in der beruflichen Integration von 
Frauen mit Behinderungen ist ein Anteil 
von 50%. Dieser soll durch folgende 
Maßnahmen erreicht werden: 

− Implementierung des Gender Budge-
ting (geschlechtergerechte Verteilung 
der Ressourcen in den Projektmaß-
nahmen); 

− Entwicklung von Modellen, die Frau-
en mit Behinderungen den Umstieg 
aus „Sackgassenberufen“ sowie die 
Wahl von nichttraditionellen Berufs- 
und Ausbildungsmöglichkeiten er-
möglichen; 

− Mentoring und Coaching von Frauen; 

− Beratung und Sensibilisierung von 
Unternehmen; 

− Entwicklung spezieller Förderpro-
gramme für blinde bzw. hochgradig 
sehbehinderte und gehörlose Frauen. 

Auch auf Länderebene werden zahlrei-
che Maßnahmen zur Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt umgesetzt, die teils 
gezielt junge Menschen und vor allem 
Mädchen fördern. Neben dem Angebot 
an Job Coaching und Integrationsbeglei-
tung, bewährten Lehrlingsförderungs- 
und Qualifizierungsprojekten sowie Ar-
beitsassistenz und geförderten Arbeits-
plätzen wurde die Pflegegeldergän-
zungsleistung für persönliche Assistenz 
eingeführt, die eine finanzielle Direktleis-
tung an Menschen mit schwerer Körper-
behinderung zur Inanspruchnahme von 
Persönlicher Assistenz für die Bereiche 
Haushalt, Körperpflege und Erhaltung 
der Gesundheit, Mobilität, Kommunikati-
on und Freizeit darstellt. 
Personen, die auf Grund der Schwere 
ihrer Beeinträchtigung nicht für den ers-
ten und größtenteils auch nicht für den 
zweiten Arbeitsmarkt zur Verfügung ste-
hen, werden tagesstrukturierende Maß-
nahmen mit Beschäftigungsmöglichkei-
ten (Beschäftigungstherapien) angebo-
ten. Diese Aufgabe obliegt vor allem den 
Ländern. Das Angebot reicht von basaler 
Stimulation bis zu arbeitsmarktnaher In-
dustrieanfertigung und bietet somit für 
jeden Behinderungsgrad eine passende 
tagesstrukturierende Beschäftigung. Das 
Angebot wurde in den letzten Jahren 
ausgebaut, in den meisten Ländern be-
steht jedoch weiterer Bedarf. In einigen 
Bundesländern wird das Ziel verfolgt, 
diese Arten von Arbeiten für Personen 
mit einem hohen Beeinträchtigungsgrad 
nicht nur in arbeitsmarktfernen Einrich-
tungen, sondern auch in Wirtschaftsbe-
trieben anzubieten. Die Länder stellen 
darüber hinaus eine Palette an Leistun-
gen bereit, die von Frühförderung, Aus-
bildung über teil- und vollbetreutes Woh-
nen, ambulante/mobile Betreuung, Fahr-
tendienste bis hin zu Freizeitangeboten 
und Kurzzeitbetreuung zur Angehörigen-
Entlastung reichen und nach Bedarf wei-
ter ausgebaut bzw. weiter entwickelt 
werden. Schwerpunktzielgruppen, für die 
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teilweise auch neue Konzepte erarbeitet 
werden, sind Menschen mit schwerster, 
geistiger und/oder mehrfacher Behinde-
rung, Menschen mit psychischer Erkran-
kung bzw. Behinderung, jugendliche Be-
hinderte und die zunehmende Gruppe 
von älteren Menschen mit Behinderun-
gen. In verschiedenen Einrichtungen 
werden frauen-spezifische Förderpro-
gramme angeboten. 

2.2.5 PERSONEN MIT MIGRATIONSHIN-
TERGRUND 

MigrantInnen sind häufig in Branchen mit 
hoher Arbeitslosigkeit und unterdurch-
schnittlichen Qualifikationsanforderungen 
beschäftigt. Insgesamt waren 2007 im 
Jahresdurchschnitt 40.000 ausländische 
StaatsbürgerInnen9 arbeitslos; die natio-
nale Arbeitslosenquote der AusländerIn-
nen betrug 8,8% und ist damit gegen-
über dem Vorjahr um 0,9 Prozentpunkte 
zurückgegangen. 
Neben den generellen arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen werden MigrantInnen 
auch zielgruppenspezifische Maßnah-
menpakete angeboten. Beispiele dafür 
sind Orientierungsmaßnahmen für Per-
sonen mit nichtdeutscher Muttersprache, 
Nachholung des Hauptschulabschlusses, 
spezielle Fachkurse zur Verbesserung 
der Zugangschancen zu höher qualifi-
zierten Arbeitsmarktbereichen oder Ar-
beits- und Bewerbungsassistenz für 
MigrantInnen.  
In eigenen Kompetenzzentren werden im 
Ausland erworbene Qualifikationen über-
prüft und MigrantInnen über deren An-
rechnung sowie etwaige Weiterbil-
dungsmöglichkeiten informiert. Im groß-
städtischen Raum werden auch mutter-
sprachliche Berufserstinformationen an-

                                            
9 Zuverlässige Daten sind nur für Personen mit 
ausländischer Staatsbürgerschaft verfügbar. 
Insgesamt behandelt dieser Abschnitt jedoch 
auch MigrantInnen mit österreichischer Staats-
bürgerschaft. 

geboten und teilweise MigrantInnen 
selbst zu TrainerInnen und BeraterInnen 
ausgebildet.  
Im Frühjahr 2008 wurde vom AMS im 
Auftrag des BMWA eine Integrations-
Offensive (Durchführung von Deutsch-
kursen) umgesetzt, die rd. 5.000 Perso-
nen erfasste. Zielgruppe waren Perso-
nen mit unzureichenden Deutschkennt-
nissen, die mindestens zwei Monate vor-
gemerkt und/oder saisonarbeitslos wa-
ren. 
Im Jahr 2007 waren 43.000 (2006: 
47.000) AusländerInnen in Fördermaß-
nahmen des AMS einbezogen, was ei-
nem Anteil an allen geförderten Perso-
nen von 15% entspricht (kontinuierlicher 
Anstieg seit 2005). Die Maßnahmenquo-
te der betroffenen arbeitslosen Auslän-
derInnen 2007 betrug 29% (Inländer: 
40%). 

2.2.6 PERSONEN MIT GERINGER  
AUSBILDUNG 

Beinahe jede zweite arbeitslose Person 
kann keine die Pflichtschule überstei-
gende Schulbildung aufweisen. Die Ar-
beitslosenquote dieser Personengruppe 
ist mehr als doppelt so hoch wie die der 
Personen mit besserer Ausbildung. 
Das Arbeitsmarktservice wendet rund 
zwei Drittel des Budgets der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik für Qualifizierungsmaß-
nahmen auf. Förderstrategie wird weiter-
hin sein, zwei Drittel des aktiven und des 
aktivierten passiven Budgets für Qualifi-
zierung einzusetzen und diese Maßnah-
men verstärkt an die Bedürfnisse von 
Personen mit geringer Ausbildung anzu-
passen. 
Seit 2007 läuft ein Qualifizierungspro-
gramm von Metallfachkräften (bis 2009). 
Weiters wird ein Ausbau von Qualifizie-
rungen im Fachkräftebereich bis 2010 
nach regionalem arbeitsmarktpolitischem 
Bedarf erfolgen. Gemäß einer Vereinba-
rung der Sozialpartner mit der Bundes-
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regierung ist eine Aufstockung der Fach-
kräfteausbildungen im Jahr 2008 um 
2.500, im Jahr 2009 um 5.000 und im 
Jahr 2010 um bis zu 10.000 Teilnehme-
rInnen vorgesehen, wobei die Ausbil-
dung von Frauen (v.a. Wiedereinsteige-
rinnen) besonders zu berücksichtigen ist. 
Im Rahmen der ESF-Programme wurde 
ein umfassendes Förderprogramm ge-
startet, um lebensbegleitendes Lernen 
insbesondere für Personen mit geringen 
Qualifikationen zu ermöglichen. Schwer-
punkte sind: Nachholen des Hauptschul-
abschlusses und Berufsreifeprüfungen. 
Ergänzende Deutschkurse erleichtern 
Personen mit nichtdeutscher Mutterspra-
che die Absolvierung von Ausbildung 
und Abschlüssen. Gender und Diversity 
Mainstreaming bilden Querschnittsthe-
men, die zur Schaffung von Chancenge-
rechtigkeit beitragen. Das Programm 
dient auch der Weiterentwicklung der 
bestehenden Angebote: neue Lernmo-
delle, e-Learning und die Berücksichti-
gung informell erworbener Kompetenzen 
(z.B. berufliche Erfahrung). Für den Zeit-
raum 1. September 2007 bis 31. August 
2010 wurden und werden zusätzlich 
EUR 25 Mio. (nationale und ESF-Mittel) 
für entsprechende Projekte zur Verfü-
gung gestellt. 
Die Bildungskarenz wurde als Instrument 
der Weiterqualifizierung und Förderung 
der Beschäftigungsfähigkeit mit 1. Jän-
ner 2008 attraktiver gestaltet. Das Wei-
terbildungsgeld wurde auf die Höhe des 
fiktiven Arbeitslosengeldes angehoben. 
Bildungskarenz ist mit den Arbeitgebe-
rInnen unter Berücksichtigung der ge-
genseitigen Interessen zu vereinbaren. 
Bildungskarenz kann für die Dauer von 
drei Monaten bis zu einem Jahr inner-
halb einer Rahmenfrist von vier Jahren 
(ab dem Antritt dieser Bildungskarenz) 
vereinbart werden. Es können auch Aus-
bildungen, die in Modulen angeboten 
werden, im Rahmen einer Bildungska-
renz absolviert werden.  

Mit der Attraktivierung der Bildungska-
renz können nunmehr auch Saisonar-
beitskräfte, deren befristetes Arbeitsver-
hältnis ununterbrochen drei Monate ge-
dauert hat, eine solche vereinbaren. 

2.2.7 BESSERE MINDESTSTANDARDS IM 
ERWERBSLEBEN UND IM FALLE DER 
ERWERBSLOSIGKEIT 

Neben der Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote und der Mindestentlohnung 
sollen eine adäquate soziale Absiche-
rung, eine Entlastung bei den Lohnne-
benkosten und die in Abschnitt 2.3 dar-
gestellte Reform der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung dazu beitragen, dass 
erwerbstätige und erwerbsfähige Perso-
nen Einkommen über den Armutsgefähr-
dungsschwellen erreichen können. 
Mindestlohn von EUR 1.000 
Zwischen 2% und 3% der erwerbstätigen 
Personen erhalten derzeit – bei einer 
Umrechnung auf eine Arbeitszeit von 38 
bis 40 Wochenstunden – ein Bruttoer-
werbseinkommen unter EUR 1.000 (14 x 
jährlich). 
In Übereinstimmung mit den Zielen der 
Sozialpartner und in Respektierung ihrer 
Kollektivvertragsautonomie ist im Regie-
rungsprogramm festgehalten, dass ein 
Mindestlohn von EUR 1.000 pro Monat 
(14 x jährlich) auf Vollzeitbasis durch die 
Sozialpartner im Rahmen von Kollektiv-
verträgen umgesetzt werden soll. 
Die Wirtschaftskammer Österreich und 
der Österreichische Gewerkschaftsbund 
haben dazu im Juli 2007 eine 
Grundsatzvereinbarung geschlossen, in 
der sie sich innerhalb ihres Wirkungsbe-
reichs verpflichten, in den Branchenkol-
lektivverträgen einen Mindestlohn von 
EUR 1.000 vorzusehen. Die konkrete 
Umsetzung dieses Ziels soll innerhalb 
von 2 Jahren bis 1.1.2009 erfolgen. 
In Bereichen, die nicht von der Wirt-
schaftskammer Österreich repräsentiert 
werden, wird eine ähnliche Vorgangs-
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weise erforderlich sein, um einen flä-
chendeckenden Mindestlohn von EUR 
1.000 zu realisieren. Da besonders 
Frauen von niedrigen Einkommen betrof-
fen sind, soll der Mindestlohn zur Redu-
zierung der Einkommensunterschiede 
zwischen Männern und Frauen beitra-
gen. 
Höhere Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung für Langzeitarbeitlose 
und Erweiterung des geschützten 
Personenkreises in der Arbeitslosen-
versicherung und der betrieblichen 
Mitarbeitervorsorge 
Gleichzeitig mit der Umsetzung der be-
darfsorientierten Mindestsicherung (sie-
he Kap. 2.3) werden die mindestsichern-
den Elemente im Bereich der Arbeitslo-
senversicherung ausgebaut. 
Die Nettoersatzraten der bedarfsgeprüf-
ten Geldleistungen der Arbeitslosenver-
sicherung (Notstandshilfe für Langzeitar-
beitslose) sollen bei geringen Bezugshö-
hen (unter dem Ausgleichszulagenricht-
satz der Pensionsversicherung) erhöht 
werden. Bei Single-Haushalten soll die 
Nettoersatzrate auf bis zu 60% und bei 
Personen mit Familienzuschlägen bis zu 
80% angehoben werden. Weiters ist ge-
plant, die Anrechnungsbestimmungen 
über das PartnerInneneinkommen bei 
der Notstandshilfe zu ändern. Eine An-
rechnung des PartnerInneneinkommens 
soll nicht zu einem Haushaltseinkommen 
unter dem Ausgleichszulagenrichtsatz 
(zuzüglich Kinderzuschläge für Familien) 
führen. 
Freie DienstnehmerInnen wurden in die 
Arbeitslosenversicherung einbezogen 
und für Selbstständige wird es diesbe-
züglich Optionsmöglichkeiten geben. 
Dadurch werden fast alle nicht geringfü-
gig beschäftigten Erwerbstätigen einen 
Versicherungsschutz bei Arbeitslosigkeit 
erhalten. 
Das moderne Erwerbsleben ist durch ein 
erhöhtes Maß an Flexibilität geprägt, das 

von selbstständig und unselbstständig 
Erwerbstätigen gleichermaßen gefordert 
wird. Diese Flexibilität muss jedoch durch 
soziale Absicherung begleitet und unter-
stützt werden. Damit geht einher, dass 
moderne „Erwerbskarrieren“ durch 
wechselnde Übergänge von unselbst-
ständig in selbstständige Erwerbstätig-
keit und umgekehrt gekennzeichnet sind. 
Auf Grund der noch immer spezifisch 
unterschiedlich geregelten Absicherung 
der einzelnen Berufsgruppen kommt es 
dadurch zu nicht gerechtfertigten Brü-
chen. Im Betrieblichen Mitarbeiter- und 
Selbstständigenvorsorgegesetz 
(BMSVG) wurde - analog zur Regelung 
der Abfertigung neu für ArbeitnehmerIn-
nen ab 2008 auch für freie Dienstnehme-
rInnen und Selbstständige eine betriebli-
che Vorsorge geschaffen. Damit liegt 
nunmehr im Sinne des Flexicurity-
Konzeptes eine betriebliche Vorsorge für 
alle selbstständig oder unselbstständig 
Erwerbstätigen in Österreich vor. 
Senkung der Lohnnebenkosten für 
NiedrigeinkommensbezieherInnen 
Mit 1. Juli 2008 trat eine neue Regelung 
zur Senkung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge für niedrige Einkommen in 
Kraft. BezieherInnen kleiner Einkommen 
bis EUR 1.100 werden demnach über-
haupt keine Arbeitslosenversicherungs-
beiträge mehr bezahlen. Zwischen 
EUR 1.100 und 1.200 wird der Versiche-
rungssatz von drei auf ein Prozent und 
zwischen EUR 1.200 und 1.350 von drei 
auf zwei Prozent abgesenkt. Diese Maß-
nahme soll den Faktor Arbeit entlasten 
und die Arbeitsmotivation bei Niedrigein-
kommensbezieherInnen steigern. Ca. 1 
Mio. ArbeitnehmerInnen, darunter vor 
allem Frauen, sollen von dieser Maß-
nahme profitieren. Insgesamt umfasst 
die Entlastung jährlich ein Volumen von 
EUR 300 Mio. 
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2.3 BEDARFSORIENTIERTE MINDEST-
SICHERUNG (BMS) 

Ein wesentliches Ziel des Regierungs-
programms ist es, monetäre Armut zu 
reduzieren. Im Rahmen eines Gesamt-
pakets sind folgende Einzelmaßnahmen 
zur Verbesserung der finanziellen Le-
bensumstände von einkommensschwa-
chen Personen geplant bzw. bereits um-
gesetzt: 
Bereits in den Jahren 2007 und 2008 
wurde der Ausgleichszulagenrichtsatz 
(bedarfsorientierte Mindestpension) 
überproportional angehoben. Für das 
Jahr 2008 beträgt der Ausgleichszula-
genrichtsatz monatlich EUR 747 brutto 
(14 x jährlich) und liegt damit sehr nahe 
an der Armutsgefährdungsschwelle laut 
EUROSTAT.  
Die Sozialpartner haben eine Grundsatz-
vereinbarung zur schrittweisen Umset-
zung von EUR 1.000 brutto Mindestlohn 
bis Anfang 2009 geschlossen (siehe 
Kap. 2.2). 
Personen und Haushalte, die keine exis-
tenzsichernden Erwerbseinkommen, So-
zialleistungen und Unterhaltsleistungen 
beziehen, erhalten derzeit im Rahmen 
der offenen Sozialhilfe Einkommensauf-
stockungen. Diese Leistungen sind in 
den Bundesländern unterschiedlich ge-
regelt und liegen meist unter den Ar-
mutsgefährdungsschwellenwerten. Die 
Bundesregierung hat sich deshalb in Ko-
operation mit den Ländern das Ziel ge-
setzt, die offene Sozialhilfe zu reformie-
ren. 
Weiterentwicklung der offenen Sozial-
hilfe in eine bedarfsorientierte Min-
destsicherung 
In einer Vereinbarung nach Artikel 15a 
B-VG werden zwischen dem Bund und 
den Ländern die Eckpunkte (siehe unten) 
einer Bedarfsorientierten Mindestsiche-
rung festgehalten, welche in den ent-
sprechenden Bundes- und Landesgeset-
zen umgesetzt werden müssen. Die Ein-

führung soll bis längstens 1. Jänner 2010 
erfolgen. 
Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
soll eine Harmonisierung und Pauscha-
lierung der so genannten „offenen“ Sozi-
alhilfe im Kernleistungsbereich beinhal-
ten. Die Bedarfsorientierte Mindestsiche-
rung soll einen einheitlichen Rechtsan-
spruch auf Mindeststandards gewährleis-
ten und im Vergleich zum bisherigen So-
zialhilfesystem wesentliche Verbesse-
rungen beinhalten. Es wird daher bei der 
Ausgestaltung der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung versucht, auch auf Kri-
tikpunkte, welche von Seiten einzelner 
NROs und der Armutsforschung anhand 
der derzeitigen Sozialhilfe aufgezeigt 
wurden, einzugehen. 
Einheitliche Mindeststandards 
Durch die Bedarfsorientierte Mindestsi-
cherung sollen für alle Anspruchsberech-
tigten dieselben Mindeststandards si-
chergestellt und Leistungsuntergrenzen 
eingezogen werden. Diese Mindeststan-
dards sollen sich an der Höhe der Aus-
gleichszulage (2008: EUR 747 brutto x 
14) orientieren. 
Wurden bisher AlleinerzieherInnen in 
den meisten Sozialhilfegesetzen als 
Haushalts-vorstände betrachtet, was im 
Vergleich zu alleinunterstützten Perso-
nen den Erhalt eines geringeren Richt-
satzes bedeutete, so sollen sie in der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
eine Leistung in gleicher Höhe wie al-
leinunterstützte Personen erhalten. So 
wird versucht, dem besonders hohen 
Armutsrisiko dieser Personengruppe 
entgegenzuwirken. 
Rechtssicherheit 
Ein eigenes Verfahrensrecht soll den 
Zugang zum Recht auf BMS sichern. Bei 
Abweisungen sollen jedenfalls schriftli-
che Bescheide erlassen werden. Ebenso 
soll eine Verkürzung der Entscheidungs-
frist auf drei Monate vorgesehen werden. 
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Eingeschränkte Vermögensverwer-
tung  
Es soll klare Ausnahmen für die Vermö-
gensverwertung (z.B. benötigtes KFZ, 
Hausrat, Gegenstände zur Erwerbsaus-
übung) sowie einen festgelegten Vermö-
gensfreibetrag geben. Darüber hinaus ist 
vorgesehen, dass eine Vermögensver-
wertung, im Sinne einer „Schonfrist“, bis 
zu einer ununterbrochenen Bezugsdauer 
von sechs Monaten nicht verlangt wer-
den darf. 
Weitgehender Entfall des Kostener-
satzes  
Es ist offensichtlich, dass die Kostener-
satzpflicht eine wesentliche Hemm-
schwelle für die Inanspruchnahme der 
Leistungen darstellt. Sie erschwert ehe-
maligen SozialhilfeempfängerInnen auf 
Grund der Rückzahlungspflicht selbst bei 
(wieder) aufgenommener Erwerbstätig-
keit, einen Weg aus der Armutsspirale zu 
finden. Deshalb soll der Kostenersatz in 
der BMS fast gänzlich entfallen. 
Krankenversicherungsschutz  
Durch die Einbeziehung bisher nicht 
krankenversicherter Leistungsbeziehe-
rInnen in die gesetzliche Krankenversi-
cherung soll der uneingeschränkte Zu-
gang zu medizinischen Leistungen ge-
währleistet werden. Die Inanspruchnah-
me präventiver Gesundheitsmaßnahmen 
(wie z.B. Gesundenuntersuchungen) und 
eine frühzeitige Behandlung sollen für 
die Zielgruppe durch diese Maßnahme 
wesentlich erleichtert werden. 
Anreize zur Erwerbsarbeit  
Die (Wieder-)Aufnahme von Erwerbsar-
beit soll von Seiten der Bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung unterstützt werden. 
Zu diesem Zweck soll ein „Wiederein-
steigerInnenfreibetrag“ vorgesehen wer-
den. Dieser würde bewirken, dass Zu-
verdienste nicht zur Gänze an die BMS-
Leistung angerechnet werden. Durch 
den Entfall der Kostenersatzpflicht bei 
ehemaligen LeistungsempfängerInnen, 

insbesondere bei nachträglich selbst er-
wirtschaftetem Vermögen, soll die (Wie-
der-) Aufnahme einer Erwerbsarbeit wie-
der attraktiv werden. Arbeitsmarktferne 
Personen sollen dabei vom AMS bei der 
Reintegration in den Arbeitsmarkt best-
möglich unterstützt werden. 
Senken der Non-take-up-Rate  
Die Sozialhilfe wird bisher aus verschie-
denen Gründen von einem Teil der prin-
zipiell anspruchsberechtigten Personen 
nicht beantragt (Non-Take-up). So hält 
zum Beispiel die Angst vor Stigmatisie-
rung – besonders in kleineren Gemein-
den – viele Personen davon ab, um So-
zialhilfe anzusuchen. Der fast gänzliche 
Wegfall des Kostenersatzes und die mo-
derateren Rahmenbedingungen für den 
Einsatz des Vermögens sollen ebenso 
wesentliche Zugangsbarrieren für die 
Inanspruchnahme der Leistungen ab-
bauen. 

2.4 INTEGRATIVE MAßNAHMEN IN 
WEITEREN POLITIKFELDERN 

2.4.1 ERSCHWINGLICHE WOHNUNGEN UND 
WOHNUNGSLOSENHILFE 

Angemessene Mietpreise 
Die überproportionale Erhöhung des 
Verbraucherpreisindex im Jahr 2008 ist 
in starkem Ausmaß auf Preissteigerun-
gen im Bereich der Miet- und Woh-
nungsbetriebskosten zurückzuführen. 
Diese Mietpreissteigerung betrifft beson-
ders stark Personen in unteren Einkom-
menssegmenten, da der Anteil der 
Wohnkosten an ihrem verfügbaren Ein-
kommen deutlich größer als bei höheren 
Einkommen ist.  
Um den hohen Anstieg der Mieten auf 
Grund der Heranziehung hoher Verbrau-
cherpreisindexwerte zu verhindern, wur-
de im März 2008 ein mietrechtliches In-
flationslinderungsgesetz beschlossen. 
Damit wird die Koppelung der Mietkos-
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tenanpassung an den Verbraucherpreis-
index reformiert. 
Weiters ist geplant, die Betriebskosten-
kataloge zu durchforsten, die Provisions-
obergrenzen für Wohnungsmietverträge 
zu reduzieren, die Vertragsgebühren für 
Wohnmietverträge abzuschaffen und die 
Transparenz von Mietverträgen im Be-
reich der Mietzinsbildung zu verbessern. 
Soziales Wohnen 
Die Versorgung mit leistbarem Wohn-
raum liegt im Zuständigkeitsbereich der 
Bundesländer. Um einkommensschwa-
chen Haushalten qualitativ hochwertiges 
und leistbares Wohnen zu ermöglichen 
und damit Wohnungslosigkeit zu verhin-
dern und andererseits eine soziale 
Durchmischung in Wohngebieten zu er-
zielen, stellen alle Bundesländer im 
Rahmen der Wohnbauförderung finan-
zielle Mittel sowohl für die Förderung der 
Errichtung und Sanierung von Wohnhäu-
sern bzw. Wohnungen (Objektförderung) 
als auch direkte Subjektförderungen zur 
Verfügung.  
Darüber hinaus werden in einigen Bun-
desländern öffentliche Wohnungen ein-
kommensschwachen Haushalten relativ 
kostengünstig zur Verfügung gestellt. Mit 
rund 220.000 Gemeindewohnungen 
(dies entspricht ca. einem Fünftel aller 
Wohnungen in Wien) stellt die Bundes-
hauptstadt den größten öffentlichen 
Wohnungseigentümer in Europa dar. 
Soziale Voraussetzung für eine Gemein-
dewohnung ist neben einem begrenzten 
Haushaltseinkommen ein anerkannter 
Wohnbedarf wie z.B. Gesundheitsschäd-
lichkeit oder Überbelag der derzeitigen 
Wohnung. Seit 2006 gehören auch „lang-
fristig aufenthaltsberechtigte“ bzw. „auf-
enthaltsverfestigte“ Drittstaatsangehörige 
zu den AnwärterInnen für eine Gemein-
dewohnung. In manchen Bundesländern 
steht ein Kontingent von gemeinnützigen 
Wohnungen speziell zur Vergabe an 
wohnungslose und sozial benachteiligte 
Personen (AlleinerzieherInnen, von fami-

liärer Gewalt Betroffene etc.), die aus 
diversen Gründen bei der „normalen“ 
Vergabe nicht berücksichtigt werden, zur 
Verfügung.  
In einigen Ländern wurden kürzlich Ver-
änderungen in der Subjektförderung der 
Wohnbauförderung vorgenommen (z.B. 
Erhöhung der Einkommensgrenzen), die 
zu einem größeren Kreis an Anspruchs-
berechtigten geführt haben. Kinder, 
Jungfamilien, kinderreiche Familien, Al-
leinerzieherInnen, Personen mit vermin-
derter Erwerbsfähigkeit sowie Kinder mit 
Behinderungen werden dabei besonders 
berücksichtigt. 
Im Rahmen der Wohnbauförderungs-
richtlinien werden weiters integrative Zie-
le verfolgt, indem einerseits barrierefreie 
Wohnhausanlagen gestaltet werden, die 
auf unterschiedliche Bedürfnisse einge-
hen und andererseits bei Neubauten auf 
eine soziale Durchmischung der Wohn-
umgebung geachtet wird, die einer Ghet-
toisierung entgegenwirken soll. 
Die österreichische Bundeshauptstadt 
Wien ist darüber hinaus Mitglied im 
Netzwerk der EU-Großstädte EUROCI-
TIES, das EU-weit in den Prozess der 
Erstellung der Nationalen Strategiebe-
richte einbezogen ist, und koordiniert die 
EUROCITIES-Arbeitsgruppe “Cities’ stra-
tegies against homelessness“. 
Delogierungsprävention 
In allen Bundesländern wird die Delogie-
rungsprävention ausgebaut, um bereits 
im Vorfeld Wohnungslosigkeit zu verhin-
dern. Ziel ist die Verhinderung von Delo-
gierung und drohender Wohnungslosig-
keit durch die Sicherung des eigenen 
Wohnraums und die Erarbeitung von 
langfristigen Finanzierungslösungen. Im 
Rahmen einer von einem Bundesland 
durchgeführten Evaluierung konnte fest-
gestellt werden, dass durch entspre-
chende Unterstützung für 80% der Per-
sonen, gegen die ein Kündigungsverfah-
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ren eingeleitet wurde, ein Verbleib in ih-
rer Wohnung gesichert werden konnte. 
Wohnungslosenhilfe 
Ziel der Wohnungslosenhilfe ist es pri-
mär, die soziale Situation wohnungsloser 
Personen zu stabilisieren und ihnen so 
rasch wie möglich wieder eigenständiges 
Wohnen zu ermöglichen. Dabei sollen 
sie durch weiterführende und begleiten-
de Hilfeleistungen unterstützt werden. 
Permanentes Ziel ist dabei die Professi-
onalisierung und Qualitätsverbesserung 
des Angebots der Wohnungslosenhilfe, 
wofür einige Länder in eigenen Pro-
grammen Qualitätsstandards mit ent-
sprechenden Qualitätskontrollen und 
Leistungskataloge erstellt haben.  
Ein differenziertes Angebot von Straßen-
sozialarbeit, niederschwelligen Tages-
zentren über Notquartiere und Über-
gangswohnhäuser bis hin zu sozial be-
treuten Wohnformen werden hierfür von 
den Ländern zur Verfügung gestellt.  
Im Herbst 2007 hat das Bundesministe-
rium für Soziales und Konsumenten-
schutz (BMSK) eine Studie über das 
Ausmaß von Wohnungslosigkeit in Ös-
terreich und über die bestehenden An-
gebote der Wohnungslosenhilfe in Auf-
trag gegeben. Es wurden dabei in Zu-
sammenarbeit mit den Bundesländern 
quantitative Daten im Bereich der statio-
nären und ambulanten Wohnungslosen-
hilfe zu den Arten der Wohnungslosenhil-
fe-Einrichtungen sowie der Anzahl der 
KlientInnen aufgeschlüsselt nach ver-
schiedenen Kriterien erhoben. 
Im Sinne einer bedarfsentsprechenden 
Versorgung und um den unterschiedli-
chen Bedürfnissen der KlientInnen 
Rechnung zu tragen, werden beispiels-
weise Personen mit Migrationshin-
tergrund als DolmetscherInnen zur Ver-
fügung gestellt. Zur Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Bedürfnisse von Män-
nern und Frauen erfolgt eine gendersen-

sible Ausrichtung der Wohnungslosenhil-
fe.  
Als innovative Projekte können weiters 
„Sozial betreute Wohnhäuser“ genannt 
werden, die speziell für ältere, ehemals 
wohnungslose Menschen entwickelt 
wurden, denen selbstständiges Wohnen 
nicht mehr möglich ist. Ihnen stehen vor 
Ort, je nach Bedarf, sozialarbeiterische 
Betreuung und Soziale Dienste des Lan-
des zur Verfügung. Sozial betreute 
Wohnformen werden zukünftig auch 
vermehrt psychisch kranken und dro-
genabhängigen Personen zur Verfügung 
gestellt werden. Im März 2009 wird das 
Programm der Sozial betreuten Wohn-
häuser in Wien, im Rahmen des EU-
Projektes PROGRESS, in einer Peer 
Review der Beurteilung ausländischer 
ExpertInnen unterzogen werden. 

2.4.2 KOSTENGÜNSTIGE NUTZUNG  
ÖFFENTLICHER VERKEHRSMITTEL 

Um eine finanzielle Entlastung einkom-
mensschwacher Personen bei der Nut-
zung öffentlicher Verkehrsmittel zu errei-
chen sowie die Mobilität dieser Zielgrup-
pe zu erhöhen, wurde in Wien mit April 
2008 für alle Sozialhilfe- und Ausgleichs-
zulagenbezieherInnen ein so genannter 
Mobilpass eingeführt. Dieser ermöglicht 
die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
zu einem stark reduzierten Tarif. 
Bestimmte Gruppen behinderter Men-
schen wie etwa 

− Begünstigte Behinderte nach dem 
Behinderteneinstellungsgesetz ab ei-
nem Grad der Behinderung von min-
destens 70 %; 

− BezieherInnen von Pflegegeld auf 
Grund bundes- oder landesgesetzli-
cher Vorschriften; 

− BezieherInnen von Versehrtenrenten 
nach einer Minderung der Erwerbsfä-
higkeit von mindestens 70 %; 
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können im Schienenverkehr der ÖBB 
sowie auf allen Verkehrslinien der ÖBB 
mit Ausnahme des Verkehrsverbundes 
Ostregion mit der VORTEILScard Spezi-
al eine bis zu 50%-ige Fahrpreisermäßi-
gung in Anspruch nehmen. 

2.4.3 KULTURELLE TEILHABE 
Soziale Eingliederung bedeutet nicht nur 
soziale und ökonomische, sondern auch 
kulturelle Teilhabe. Um Menschen mit 
niedrigem Einkommen Kunst und Kultur 
vermehrt zugänglich zu machen, wurde 
im Jahr 2003 in Österreich auf Initiative 
des Netzwerks der zivilgesellschaftlichen 
Organisationen im Bereich Armutsbe-
kämpfung und -vermeidung (Österreichi-
sche Armutskonferenz) und von Kultur-
einrichtungen die Aktion „Hunger auf 
Kunst & Kultur“ gestartet. Mit Bereitstel-
lung eines so genannten Kulturpasses 
für kulturelle Einrichtungen (Theater, 
Film, Tanz und Musik) wird BezieherIn-
nen von Sozialhilfe oder Mindestpension, 
Arbeitslosen und Flüchtlingen zu mittler-
weile 200 Kultureinrichtungen in Öster-
reich, die sich an dieser Aktion beteili-
gen, unentgeltlicher Zutritt ermöglicht. 
Diese Aktion wird derzeit von 25.000 
Menschen in Anspruch genommen. 
Finanziert wird die Aktion durch Privat-
spenden von BesucherInnen, Institutio-
nen oder Firmen sowie durch die Bun-
desländer. Derzeit sind sechs Länder an 
diesem Projekt beteiligt.  

2.4.4 MAßNAHMEN GEGEN DIE ÜBER-
SCHULDUNG VON PRIVATEN HAUS-
HALTEN  

Angesichts der zunehmenden Verschul-
dung privater Haushalte (nach aktuellen 
Zahlen der Schuldnerberatungsstellen 
sind derzeit ca. 300.000 Haushalte über-
schuldet) ist geplant, die Entschul-
dungsmöglichkeiten im Privatkonkurs zu 
verbessern. Auf Basis der Ergebnisse 
einer beim Bundesministerium für Justiz 
eingerichteten Arbeitsgruppe ist geplant, 

die Möglichkeit der Restschuldenbefrei-
ung zu erweitern und gegen offensicht-
lich zahlungsunfähige SchuldnerInnen 
keine sinnlosen Exekutionsverfahren zu 
führen. Durch Überleitung in ein einziges 
Gesamtvollstreckungsverfahren sollen 
vielmehr Voraussetzungen für eine 
Schuldenregulierung geschaffen werden. 
Da hohe Zinsen nicht selten zu einer 
Vervielfachung der ursprünglichen 
Schulden führen, sollen weitere Maß-
nahmen im Zivilrecht zur Eindämmung 
und Verhinderung der Verschuldung bei-
tragen. Geplante Regelungen im Kon-
sumentenschutzgesetz sollen durch ent-
sprechende Anrechnung von Rückzah-
lungen auf das Kapital verhindern, dass 
im Fall eines Verzugs wegen der weiter-
laufenden Zinsen die Gesamtschuld 
nicht verringert wird. Außerdem soll 
durch eine „Tarifierung“ durchschnittli-
cher Inkassoleistungen eine Vergröße-
rung der Gesamtschulden verhindert 
werden.  
Die Finanzierung der Schuldnerbera-
tungsstellen obliegt den Ländern. Auf 
Grund der vermehrten Inanspruchnahme 
der Beratungseinrichtungen (speziell von 
jungen Menschen) verstärken viele Bun-
desländer ihre Betreuungskapazitäten.  
Die Beratung soll das Problembewusst-
sein beispielsweise im Umgang mit Kre-
ditdienstleistungen steigern. Ein öster-
reichweit eingesetztes Beratungskonzept 
für Jugendliche ab 18 Jahren soll durch 
die Auseinandersetzung mit der eigenen 
Person und dem eigenen Risikoverhalten 
den bewussten Umgang mit riskanten 
Alltagssituationen fördern. Auch Street-
worker sowie Jugend- und Sozialarbeite-
rInnen sind mit ihrem Know-how als Mul-
tiplikatorInnen eingebunden. Die Sensibi-
lisierung setzt teilweise schon bei Kin-
dern und Jugendlichen im Rahmen ihrer 
Schul- bzw. Berufsausbildungslaufbahn 
an, um durch die kontinuierliche Ausei-
nandersetzung mit dem Thema die 
Wahrscheinlichkeit eines überlegteren 



NATIONALER AKTIONSPLAN SOZIALE EINGLIEDERUNG 

 39  

Umgangs mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden finanziellen Mitteln zu erhö-
hen. 
Wegen des hohen Anteils von Menschen 
mit Migrationshintergrund in den Bera-
tungsstellen werden die wichtigsten 
Schritte bei Bedarf auch in Türkisch, 
Serbisch und Kroatisch angeboten. 

2.4.5 VERBESSERUNGEN IM BEREICH  
GEWALTSCHUTZ 

Im Rahmen eines umfangreichen Ge-
waltschutzpakets soll die Unterstützung 
von Verbrechensopfern verbessert wer-
den.  
Zum Schutz traumatisierter Opfer soll 
beispielsweise die Prozessbegleitung als 
psychosoziale Unterstützung, die sich 
bisher im Strafverfahren sehr bewährt 
hat, auch auf die Zivilprozess- und Au-
ßerstreitverfahren ausgedehnt werden.  
Die Dauer der Wegweisung bei Gewalt in 
der Familie soll ausgedehnt werden. Dar-
über hinaus ist geplant, einen neuen 
Straftatbestand gegen beharrliche Ge-
waltausübung zu schaffen, der etwa Fäl-
le jahrelanger Gewalt eines Mannes ge-
gen seine Frau, Gewaltverhältnisse in 
Kinder- und Pflegeheimen oder Gewalt 
an Entführungsopfern zum Gegenstand 
haben soll. 
Es wird derzeit auch ein Konzept für ein 
Kompetenzzentrum für Opferhilfe als 
Koordinationsstelle ausgearbeitet. Die in 
sämtlichen Bundesländern eingerichte-
ten Interventionsstellen gegen Gewalt in 
der Familie/Gewaltschutzzentren wurden 
seit dem Jahr 2007 substanziell ausge-
baut. 2007 als Pilotprojekt vom Bundes-
ministerium für Inneres gefördert, wurde 
die betreute Übergangswohnung für Be-
troffene des Frauenhandels, die dort 
psychosoziale, rechtliche und gesund-
heitliche Beratung erhalten, 2008 ver-
traglich abgesichert und seither von der 
Bundesministerin für Inneres und der 
Bundesministerin für Frauen, Medien 

und Regionalpolitik gemeinsam finan-
ziert. 
Insgesamt wurden die für den Betrieb 
dieser Einrichtungen zur Verfügung ge-
stellten Mittel von EUR 3,4 Mio. im Jahr 
2006 auf EUR 5,5 Mio. im Jahr 2007 und 
neuerlich auf EUR 5,6 Mio. im Jahr 2008 
erhöht. Der Fokus liegt dabei u.a. auf der 
Sicherstellung der flächendeckenden 
Betreuung, einer weiteren Regionalisie-
rung des Angebots, einer Ausweitung 
der muttersprachlichen Beratung für 
MigrantInnen. Als wichtig erachtet wird 
auch die Qualitätssicherung der Angebo-
te der spezifischen Fraueneinrichtungen 
sowie die Qualifikation der MitarbeiterIn-
nen (ein spezifisches Curriculum für psy-
chosoziale ProzessbegleiterInnen soll 
entwickelt werden). 
Hinsichtlich der Europaratsempfehlung 
aus 2006, die einen Platz für eine siche-
re Unterkunft für von Gewalt betroffene 
Frauen und deren Kinder pro 7.500 Ein-
wohnerInnen vorsieht, besteht in man-
chen Bundesländern noch Handlungs-
bedarf. Der Nachbetreuungsbereich, in 
dem die Rückkehr in ein selbst bestimm-
tes Leben unterstützt wird, soll weiter 
ausgebaut werden, um das Schutzange-
bot der Frauenhäuser für Frauen in aku-
ten Gefährdungssituationen nutzen zu 
können.  
Eine öffentlichkeitswirksame Kampagne 
wurde zur verstärkten Bekanntmachung 
der Frauenhelpline gegen Männergewalt, 
die Frauen bei Beziehungsgewalt pro-
fessionelle Hilfe anbieten soll, ins Leben 
gerufen. Eine Broschüre mit Angeboten 
zur Gewaltprävention an Schulen soll 
ebenfalls erstellt werden.  

2.4.6 BEHINDERTENGLEICHSTELLUNGS-
RECHT  

Das 2006 in Kraft getretene Behinder-
tengleichstellungspaket des Bundes soll 
die Voraussetzungen für die Beseitigung 
von Diskriminierungen in zentralen Le-
bensbereichen verbessern und Men-
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schen mit Behinderungen die gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft, insbesondere in der Arbeits-
welt, beim Zugang zu Waren und Dienst-
leistungen und in der Bundesverwaltung 
ermöglichen. 
Die Durchsetzung des Diskriminierungs-
verbotes wird mittels einer Schadener-
satzklage – entweder in Form einer Ein-
zelklage oder als Verbandsklage des 
Dachverbandes der Interessenvertretun-
gen der Menschen mit Behinderungen – 
ermöglicht. In den Schlichtungsverfah-
ren, die vor einer Klage beim Bundesso-
zialamt durchgeführt werden müssen, 
wird auch professionelle Mediation an-
geboten. Wenn das Schlichtungsverfah-
ren zu einer Einigung führt, bleibt den 
betroffenen Parteien ein aufwändiges 
Gerichtsverfahren erspart (bisher ledig-
lich geschätzte 10 bis 15 Fälle vor Ge-
richt). 
Ein beim Bundesministerium für Soziales 
und Konsumentenschutz eingerichteter 
unabhängiger Behindertenanwalt berät 
und unterstützt betroffene Menschen in 
Diskriminierungssituationen. 
Die österreichische Gebärdensprache 
wurde verfassungsrechtlich anerkannt. 
Der Bund ist durch Vorlage entspre-
chender Teiletappenpläne seiner Ver-
pflichtung gemäß Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz nach-
gekommen, bis zum 31. Dezember 2006 
unter Einbeziehung der Österreichischen 
Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
(ÖAR), des nationalen Behindertendach-
verbandes, einen Plan zum Abbau von 
baulichen Barrieren für die von ihm ge-
nutzten Gebäude zu erstellen (betrifft ca. 
6.000 Immobilien-Objekte). Betreiber 
öffentlichen Verkehrs wurden ebenfalls 
verpflichtet, einen Plan zum Abbau von 
Barrieren für ihre Einrichtungen, Anlagen 
und öffentlichen Verkehrsmittel zu erstel-
len. 

Durch eine mit 1. Mai 2008 in Kraft getre-
tene Novellierung des Behinderte-
neinstel-lungsgesetzes und Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetzes 
wurden die Rechtsstandards für von Dis-
kriminierung aus dem Grund einer Be-
hinderung betroffene Menschen u.a. 
durch die Anhebung von Mindestscha-
denersatzansprüchen, die Verlängerung 
von Fristen zur Geltendmachung einer 
Belästigung sowie Anpassungen beim 
Schutz vor Diskriminierung bei der Be-
endigung eines Arbeitsverhältnisses ver-
bessert. 
Unter dem Slogan „Barrieren in Geset-
zen und Köpfen abbauen!“ ist geplant, 
die Effektivität der Umsetzung des Be-
hindertengleichstellungsrechtes (Schlich-
tungsverfahren, Gerichtsverfahren, Ver-
bandsklage, Unterlassung und Beseiti-
gung von Barrieren, Stellung des Behin-
dertenanwalts, Übergangsfristen etc.) ab 
dem Jahr 2008 zu evaluieren. 
2008 wird der zweite umfassende Bericht 
der Bundesregierung über die Lage der 
behinderten Menschen in Österreich 
veröffentlicht. Ein solcher Bericht soll in 
der Folge alle zwei Jahre erstellt und 
dem Parlament vorgelegt werden. 
Sowohl auf Bundes- wie auf Landesebe-
ne werden im verstärkten Ausmaß bei 
der Entwicklung von Programmen, bei 
Bedarfserhebungen und Evaluierungen 
die Interessenvertretungen bzw. Klien-
tInnen einbezogen. Beispielsweise ist in 
Oberösterreich die Beteiligung der Inte-
ressensvertreterInnen in Planungsgre-
mien auf Landesebene und regionaler 
Ebene vorgesehen. In Salzburg erfolgt 
Qualitätssicherung neben den herkömm-
lichen, u.a. gesetzlich vorgeschriebenen 
Kontrollmechanismen durch Evaluierung 
der individuellen Hilfeplanung sowie 
durch Beobachtung der Bedarfsentwick-
lung und KlientInnenbefragungen. In ei-
nigen Ländern werden Menschen mit 
Behinderungen als künftige Qualitätseva-
luiererInnen ausgebildet. 
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2.4.7 MAßNAHMEN ZUR INTEGRATION VON 
MIGRANTINNEN  

Schaffung einer Integrationsplattform 
Mit dem Start einer österreichweiten In-
tegrationsdiskussion im Herbst 2007 hat 
die österreichische Bundesregierung die 
Integration von Zugewanderten zu einem 
Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht. 
In mehreren Arbeitsgruppen des Innen-
ministeriums wurde mit VertreterInnen 
von Religionsgemeinschaften, großen 
Hilfsorganisationen, MigrantInnenver-
bänden, Gebietskörperschaften, Sozial-
partnern und ExpertInnen zum Thema 
Integration beraten und die entsprechen-
den Berichte im Rahmen der Integrati-
onsplattform im Internet allen BürgerIn-
nen und Integrations-Akteuren zur Dis-
kussion gestellt sowie im Juni 2008 eine 
Integrationsstrategie vorgelegt.  
Aktuell gibt es zahlreiche Maßnahmen, 
die von verschiedenen Ressorts, bei-
spielsweise den Bundesministerien für 
Unterricht, Kultur und Kunst, Wirtschaft 
und Arbeit, Inneres, teilweise mit dem 
Europäischen Flüchtlingsfonds und dem 
Europäischen Integrationsfonds, mit den 
Bundesländern oder anderen Partnern 
finanziert werden. Es wurden in den 
Bundesländern beispielsweise Integrati-
onsplattformen, Beiräte oder Konferen-
zen eingerichtet, um in Integrations-, 
Migrations- und Antirassismusfragen die 
einzelnen Landesregierungen zu bera-
ten. 
In den Ländern wurden teilweise Integra-
tionskonzepte und -leitbilder erstellt so-
wie Beiräte und Konferenzen zur Vernet-
zung und zum Erfahrungsaustausch von 
Verwaltung und Integrations-Akteuren 
etabliert. Weiters wurden eigene Stellen 
zur Koordinierung und Umsetzung von 
konkreten Maßnahmen zur Unterstüt-
zung von MigrantInnen eingerichtet, die 
sich schwerpunktmäßig auf Beratung 
und Förderung der Sprachkenntnisse 
konzentrieren. 

Förderung des Zusammenlebens im 
Stadtteil 
In den Ländern wird das Zusammenle-
ben auf lokaler Ebene unterstützt, indem 
durch gezielte mobile Stadtteilarbeit Ein-
richtungen und MigrantInnenvereine ver-
netzt, Mediationsprozesse initiiert und 
Partizipations- sowie Integrationsprojekte 
gefördert werden. 
Frauenspezifische Maßnahmen für 
Migrantinnen 
In der Niederlassungs- und Integrations-
begleitung wird besonderes Augenmerk 
auf frauenspezifische Maßnahmen mit 
den Schwerpunkten Sprache und Ge-
sundheit gelegt. Während der Orientie-
rungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
soll Kinderbetreuung sichergestellt wer-
den.  
2007 wurde eine interministerielle Ar-
beitsgruppe „Migrantinnen“ mit dem Ziel 
der ressortübergreifenden Entwicklung 
von bedarfsgerechten Maßnahmen für 
Frauen mit Migrationshintergrund einge-
richtet. 
Der Migrantinnenbericht 2007 wurde als 
Grundlage für weitere Bemühungen für 
die Rechte von Frauen mit Migrationshin-
tergrund erarbeitet. 
2008 werden rund 30 Beratungseinrich-
tungen für Migrantinnen sowie Frauen-
servicestellen im vorwiegend migrantin-
nenspezifischen Beratungsbereich ge-
fördert. Um eine möglichst breite Ziel-
gruppe zu erreichen, ist das Angebot im 
niederschwelligen Bereich angesiedelt. 
Darüber hinaus wurden weitere migran-
tinnenspezifische Projekte sowie Not-
wohnungen, die auch Beratung und Be-
gleitung für Migrantinnen anbieten, un-
terstützt.  
Mittel- bis kurzfristig ist die Anerkennung 
weiterer Frauenservicestellen geplant, 
die den steigenden Bedarf an Beratungs- 
und Integrationsmaßnahmen für Migran-
tinnen abdecken sollen.  
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2.4.8 BETREUUNG VON FLÜCHTLINGEN 
UND ASYLWERBERINNEN 

Die hohe Antragsdichte von Asylanträ-
gen in den vergangenen Jahren und die 
Verschiedenartigkeit der Einzelfälle hatte 
in der Vergangenheit auch eine längere 
Dauer der Asylverfahren zur Folge. Um 
die Verfahrensdauer zu verkürzen und 
AsylwerberInnen schneller Klarheit dar-
über zu verschaffen, ob sie im Land blei-
ben können oder nicht, wurden durch die 
Neukodifikation des österreichischen 
Asylgesetzes unter anderem auch die 
Verfahrensregeln effizienter gestaltet.  
Zudem wurde die Einrichtung eines 
Asylgerichtshofes beschlossen, der ab 1. 
Juli 2008 den bestehenden Unabhängi-
gen Bundesasylsenat ersetzt. Der Asyl-
gerichtshof als spezieller Verwaltungsge-
richtshof wird grundsätzlich letztinstanz-
lich entscheiden, d.h. künftig ist aus-
schließlich eine Anrufung des Verfas-
sungsgerichtshofes bei behaupteten Ver-
letzungen von verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Rechten möglich.  
Während des laufenden Verfahrens wer-
den AsylwerberInnen im Rahmen eines 
partnerschaftlichen Übereinkommens 
zwischen Bund und Ländern grundver-
sorgt. Diese Grundversorgung stellt ins-
besondere neben Unterkunft und Ver-
pflegung auch andere Versorgungsleis-
tungen wie beispielsweise die Sicherung 
der Krankenversorgung, Taschengeld, 
soziale Betreuung, Maßnahmen für pfle-
gebedürftige Personen, Information und 
Beratung, Schulbedarf für SchülerInnen, 
Bekleidung und Rückkehrhilfe sicher.  
Eine wichtige Maßnahme zur Tagesges-
taltung für Erwachsene stellt dabei ins-
besondere die Möglichkeit der „Remune-
rantenbeschäftigung“ dar. AsylwerberIn-
nen können dabei im Rahmen gemein-
nütziger Hilfstätigkeiten für Bund, Land 
oder Gemeinde gegen ein geringes Ent-
gelt arbeiten. 

Zur Integration von Flüchtlingen spielt in 
Österreich der Österreichische Integrati-
onsfonds (ÖIF) eine wichtige Rolle. 
Durch ihn werden Asylberechtigte in den 
ersten drei Jahren ihrer Integration mit 
professionellen Betreuungsleistungen 
durch SozialarbeiterInnen, JuristInnen 
und Lehrkräfte, aber auch mittels mate-
riellen/finanziellen Hilfen (z.B. Wohnmög-
lichkeiten im Integrationswohnhaus oder 
in Startwohnungen, finanzielle Starthilfe, 
Deutschkurse, Stipendien an Asylbe-
rechtigte und AsylwerberInnen) unter-
stützt. 
Hinsichtlich der Gruppe der subsidiär 
Schutzberechtigten bestand bislang eine 
einjährige „Wartefrist“ nach Statuszuer-
kennung bis zum freien Zugang am Ar-
beitsmarkt, d.h. während dieser Frist war 
eine Beschäftigungsbewilligung für die 
Ausübung einer unselbstständigen Er-
werbstätigkeit erforderlich. Mit der letzten 
Novellierung des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes wurde diese Schranke 
beseitigt, sodass eine Gleichstellung 
zwischen Asylberechtigten und subsidiär 
Schutzberechtigten erfolgte. 
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3 NATIONALE STRATEGIEN FÜR 
RENTEN 

Oberstes Ziel aller Maßnahmen ist die 
Aufrechterhaltung des staatlichen Ren-
tensystems, welches als Umlageverfah-
ren organisiert ist. Dabei wird versucht, 
den im Rahmen des Lissabon-Prozesses 
formulierten Zielsetzungen mit einem 
Policy-Mix dergestalt Rechnung zu tra-
gen, dass sich sowohl die sozialen Di-
mension (Mindestrente, Anpassung, 
Sonderregelungen für bestimmte Grup-
pen) als auch die Reformdimension 
(Nachhaltigkeit, Reform des Invaliditäts-
rentenrechtes) widerspiegeln. Mit der 
Reform des Invaliditätsrentenrechtes 
(unter Einbindung aller relevanten Akteu-
re auf nationaler und internationaler 
Ebene) wurde erstmals ein grundsätzli-
cher Diskussionsprozess in diesem Be-
reich in Gang gesetzt, der alle Dimensio-
nen (Prävention, Rehabilitation, Arbeits-
marktfragen, Kooperation der Institutio-
nen sowie allgemeine und betriebliche 
Gesundheitsförderung) berücksichtigt. 

3.1 ANGEMESSENHEIT DER RENTEN 
Neben dem allgemeinen Ziel der Ge-
währleistung einer vernünftigen Alters-
versorgung geht Österreich mit seiner 
flexiblen Regelung einer Mindestversor-
gung auf die unterschiedliche Lebenssi-
tuation von RentnerInnen ein. Personen, 
deren Rentenhöhe sowie etwaige sonsti-
ge Einkünfte eine bestimmte Grenze 
(Ausgleichszulagenrichtsatz = Mindest-
rente) unterschreiten, erhalten eine Aus-
gleichszulage in der Höhe des Differenz-
betrages. Diese bedarfsorientierte Min-
destrente beträgt im Jahr 2008 monatlich 
EUR 747 für Alleinstehende und 
EUR 1.120 für Ehepaare und wurde in 
der Vergangenheit oftmals stärker als die 
normalen Renten angehoben, wodurch 
ein Beitrag zur Armutsbekämpfung im 
Alter geleistet wurde. Da die Renten in 
Österreich 14 Mal jährlich ausbezahlt 

werden, beläuft sich die Höhe der monat-
lichen Mindestrente für Alleinstehende 
umgerechnet auf EUR 872, was nahe an 
der zuletzt für Österreich veröffentlichten 
Armutsgefährdungsschwelle für einen 
Einpersonenhaushalt liegt. Eine Auswer-
tung des Armutsgefährdungsrisikos nach 
Haushaltsformen verdeutlicht, dass zwar 
der Anteil der armutsgefährdeten Rent-
nerInnenhaushalte höher ist als jener der 
Erwerbstätigenhaushalte, der Abstand 
zur Armutsgefährdungsschwelle aber 
wesentlich geringer. Stellt man in Rech-
nung, dass MindestrentnerInnen eine 
Reihe sonstiger Vergünstigungen und 
Sachleistungen erhalten und bewertet 
diese monetär, ist ein Überschreiten der 
Armutsgefährdungsschwelle für diese 
Personengruppe durchaus möglich. 
Ein weiteres Steuerungsinstrument ist 
die jährliche Rentenanpassung. Im Jahr 
2008 wurden die Renten in einer Band-
breite von 2,9% für niedrige Renten und 
1,7% für hohe Renten erhöht, wobei die 
oberen 5% einen Fixbetrag erhielten. Auf 
Grund der stark gestiegenen Inflation 
wurde die Rentenanpassung für 2009 
um zwei Monate vorgezogen, sodass die 
Renten bereits im November 2008 er-
höht werden. 
In Bezug auf einen möglichen abschlags-
freien Rentenantritt für einzelne Schwer-
arbeitergruppen soll geprüft werden, ob 
die Lebenserwartung dieser signifikant 
geringer ist als jene anderer Arbeitneh-
merInnengruppen (vgl. „Ergänzungsbe-
richt 2007 zum österreichischen Bericht 
über Strategien für Sozialschutz und so-
ziale Eingliederung 2006–2008“, S. 14). 
Seit Herbst 2007 wird mit Hilfe einer breit 
angelegten Studie unter Einbindung von 
Sozialpartnern und ExpertInnen ver-
sucht, entsprechende Erkenntnisse zu 
gewinnen, welche Entscheidungsgrund-
lagen herangezogen werden sollen. Das 
Projekt wird im Frühjahr 2009 abge-
schlossen werden. 
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Hinsichtlich der Förderung des Aufbaus 
einer 2. Säule (vgl. „Nationaler Bericht 
über Strategie für Sozialschutz und So-
ziale Eingliederung 2006-2008“, S. 24) 
konnte die positive Entwicklung in den 
letzten Jahren fortgesetzt werden. So-
wohl die Zahl der Anwartschafts- und 
Leistungsberechtigten der Rentenkassen 
als auch die Zahl der Verträge und An-
wartschaftsberechtigten der Mitarbeiter-
vorsorgekassen („Abfertigung neu“) sind 
deutlich gestiegen. Das seit 2003 beste-
hende Modell „Abfertigung neu“ ist zwar 
eine arbeitsrechtliche Regelung, die Ar-
beitnehmerInnen haben jedoch die Wahl, 
den angesparten und verrenteten Betrag 
als Einmalzahlung zu beheben oder für 
eine spätere Rentenleistung zu belas-
sen. 

3.2 FINANZIERBARKEIT DER RENTEN-
SYSTEME 

Wie bereits im Ergänzungsbericht 2007 
angekündigt (vgl. „Ergänzungsbericht 
2007 zum österreichischen Bericht über 
Strategien für Sozialschutz und soziale 
Eingliederung 2006–2008“, S. 14) soll 
der bestehende Nachhaltigkeitsfaktor zur 
Gewährleistung der langfristigen Finan-
zierbarkeit des Rentensystems bis 2010 
weiterentwickelt werden. Bis zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt wurden einige 
Modelle für einen Nachhaltigkeitsmecha-
nismus ausgearbeitet und diskutiert, eine 
endgültige Entscheidung über die Art 
einer Neukonzeption steht jedoch noch 
aus. 

3.3 MODERNISIERUNG DER RENTEN-
SYSTEME 

Neben den bereits im Sinne der Verbes-
serung der Situation der Frauen erwähn-
ten Maßnahmen (vgl. „Bericht über die 
österreichische Rentenstrategie 2005“, 
S. 23/24) zeigt ein Mehrjahresvergleich 
der Entwicklung der Rentenhöhen bei 
den neu zuerkannten Renten eine positi-

ve Entwicklung. Während im Zeitraum 
1998 – 2001 die durchschnittliche Neu-
zugangsrente bei den Männern stärker 
angestiegen ist als bei den Frauen, gab 
es im Zeitraum 2001 – 2007 die gegen-
teilige Entwicklung – die durchschnittli-
che Neuzugangsrente bei den Frauen 
stieg deutlich stärker an als jene bei den 
Männern. Die letzten Jahre zeigen auch 
deutlich, dass die Zahl jener Frauen, die 
keine eigene Rentenleistung erhalten, 
kontinuierlich sinkt. 
Eine Arbeitsgruppe im Bundesministeri-
um für Soziales und Konsumentenschutz 
wurde beauftragt, die Neuordnung des 
Invaliditätsrentenrechtes auf Experten-
ebene aufzubereiten. Diese Arbeitsgrup-
pe besteht aus Sozialpartnern, ExpertIn-
nen und BeamtInnen und hat im Sommer 
2008 ihren Endbericht dem Bundesmi-
nister für Soziales und Konsumenten-
schutz vorgelegt. In den Unterarbeits-
gruppen „Prävention und Rehabilitation“, 
„Bessere Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Institutionen“ und „Verände-
rung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen“ wurden eine Reihe von Verbesse-
rungsvorschlägen gemacht und u.a. fol-
gende Veränderungen angedacht: 
Grundsätzlich sollen vor allem die Prä-
vention und die Gesundheitsförderung 
auf allen Ebenen stark ausgebaut sowie 
in einem eigenen Gesetz festgeschrie-
ben werden. In jedem Bundesland sollen 
vom Arbeitsmarktservice und den Ren-
tenversicherungsträgern gemeinsame 
„Gesundheitsstraßen“ eingerichtet wer-
den, welche sowohl der Früherkennung 
von Leistungseinschränkungen als auch 
der Feststellung der Arbeitskapazität und 
der Restarbeitskapazität (im Falle von 
bereits gegebenen Leistungseinschrän-
kungen) dienen. Die ArbeitgeberInnen 
sollen mit der Einrichtung von Arbeits-
bewältigungscoachings sowie einem be-
trieblichen Eingliederungs- und Behalte-
managements stärker eingebunden wer-
den. 
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4 NATIONALE STRATEGIEN FÜR GE-
SUNDHEIT UND LANGZEITPFLEGE 

4.1 PRIORITÄRE HERAUSFORDERUN-
GEN UND ZIELE FÜR GESUNDHEIT 
UND LANGZEITPFLEGE  

Unter dem Aspekt der Wichtigkeit des 
Gesundheits- und Sozialsektors als Ar-
beitsmarkt für vorwiegend Frauen (mehr 
als drei Viertel der Beschäftigten im Ge-
sundheitssektor sind Frauen) und Män-
ner sind insbesondere die Bereiche der 
Gesundheitsversorgung und Langzeit-
pflege geeignet, einen Beitrag zur Lissa-
bon-Strategie im Hinblick auf Wachstum 
und Beschäftigung zu leisten. Die Be-
schäftigungsentwicklung in diesen Berei-
chen ist eng mit der Änderung der Al-
tersstruktur und mit der steigenden 
Nachfrage verknüpft. Sowohl die demo-
grafische Entwicklung als auch die höhe-
ren Erwartungen der pflegebedürftigen 
Menschen und der betreuenden Angehö-
rigen an die Qualität der Leistungen stel-
len den Sozial- und Gesundheitsbereich 
vor große Herausforderungen und Auf-
gaben. 
Im Bereich des Gesundheitswesens ist 
die integrierte Gesundheitsversorgung – 
neben der nachhaltigen Finanzierung 
des österreichischen Gesundheitswe-
sens – ein erklärtes Ziel der Kooperati-
onspartner Bund, Länder und Sozialver-
sicherung. Durch eine gesamthafte regi-
onale Planung, Steuerung und Finanzie-
rung und einen effizienten Mitteleinsatz 
(sowohl im stationären als auch im am-
bulanten Bereich) sollen die finanziellen 
Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den, die unter Berücksichtigung der de-
mographischen Entwicklung eine 
gleichmäßige und gleichwertige Ge-
sundheitsversorgung auch in Zukunft 
gewährleisten. Die Zusammenführung 
der verschiedenen Versorgungssektoren 

stellt eine große Herausforderung für die 
nächsten Jahre dar. 
Eine verbindliche Qualitätsarbeit, die ei-
ne flächendeckende Sicherung und Ver-
besserung der Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqualität  im Gesundheitswesen 
vorantreiben soll, ist eine weitere Zielset-
zung in der Gesundheitspolitik.  
Eine wichtige Prioritätensetzung gilt der 
Gesundheitsförderung und Prävention. 
Der Stellenwert der Prävention und Ge-
sundheitsförderung soll durch eine über 
den Gesundheitssektor hinausgehende 
österreichische Gesamtstrategie ausge-
weitet werden. Die geplanten Maßnah-
men sollen sich in Zukunft verstärkt an 
den Public-Health-Grundsätzen orientie-
ren und kennzeichnen bereits den Weg 
einer anzustrebenden Gesamtstrategie 
der „Gesundheit in allen Politikfeldern“ 
(Health in All Policies). 
Der Prävention als Querschnittsmaterie 
kommt im Bereich der Langzeitpflege 
eine Schlüsselrolle zu. Gerade in jüngs-
ter Zeit wurde im Rahmen der Weiter-
entwicklung der Pflegevorsorge in Öster-
reich die Wichtigkeit des Vorranges von 
Prävention vor Pflege betont. Dabei ist 
unter Pflegeprävention insbesondere die 
Vorbeugung von kommender und die 
Verzögerung bereits bestehender Pfle-
gebedürftigkeit aber auch die Unterstüt-
zung und Entlastung der betreuenden 
Angehörigen zu verstehen. Die Entwick-
lung der Anzahl der Pflegebedürftigen, 
des Ausmaßes der Pflegebedürftigkeit 
und damit verbunden auch die Kosten für 
Pflege sind maßgeblich davon abhängig, 
wie viel in Präventionsmaßnahmen in-
vestiert wird. Das aktuelle Regierungs-
programm merkt zum Thema Prävention 
an, dass „ein wichtiger Faktor das recht-
zeitige Erkennen von Betreuungsbedarf 
und eine gute medizinische und pflegeri-
sche Vorsorge ist. Auch bei bereits be-
stehender Pflegebedürftigkeit sind Maß-
nahmen der Rehabilitation und Sekun-
därprävention sinnvoll.“ 
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4.2 GESUNDHEIT  

4.2.1 KURZE BESCHREIBUNG DES  
GESUNDHEITSSYSTEMS 

Das Gesundheitswesen fällt in die Kom-
petenz des Bundes – mit einer wichtigen 
Ausnahme: das Krankenanstaltenwesen. 
Hier hat der Bund nur die Grundsatzge-
setzgebungskompetenz. Die Ausführung 
und Vollziehung ist Ländersache. Daher 
verpflichten sich Bund und Länder im 
Rahmen von Vereinbarungen wechsel-
seitig zur Sicherstellung der Gesund-
heitsversorgung im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten. Die Sozialversicherung 
hat auf Grund ihres Selbstverwaltungs-
status insbesondere im Bereich der am-
bulanten Gesundheitsversorgung eine 
bedeutende Steuerungsfunktion. 
Die Versorgung der Bevölkerung mit Ge-
sundheitsleistungen und die Steuerung 
des Gesundheitswesens werden in Ös-
terreich als eine überwiegend öffentliche 
Aufgabe betrachtet. Die Gesundheitsleis-
tungen selbst werden von staatlichen, 
privat-gemeinnützigen und privaten Or-
ganisationen bzw. von Einzelpersonen 
erbracht. 
In Österreich gibt es eine „gemischte Fi-
nanzierung“. Rund drei Viertel der Ge-
sundheitsausgaben wird öffentlich über 
Krankenversicherungsbeiträge und 
Steuereinnahmen finanziert; rund ein 
Viertel wird von den privaten Haushalten 
getragen. 
Österreich verfügt über ein – an interna-
tionalen Kennziffern gemessen – qualita-
tiv und quantitativ gut ausgebautes Sys-
tem der Gesundheitsversorgung. Nahezu 
jede Österreicherin und jeder Österrei-
cher kann eine Gesundheitsversor-
gungseinrichtung innerhalb einer Stunde 
erreichen. 
Mittelpunkt dieses Systems stellt die als 
Pflichtversicherung organisierte soziale 
Krankenversicherung dar. Rund 98,5% 

der österreichischen Bevölkerung sind 
darin umfasst. Die soziale Krankenversi-
cherung deckt sämtliche Leistungen, die 
in Zusammenhang mit einer Krankenbe-
handlung stehen, ab. Die Inanspruch-
nahme und der Umfang der Leistungen 
der sozialen Krankenversicherung sind 
grundsätzlich beitragsunabhängig. Für 
alle in der sozialen Krankenversicherung 
erfassten Personen ist prinzipiell der Be-
zug von Leistungen, die gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen als Leistungen 
der sozialen Krankenversicherung aner-
kannt werden, unbeschränkt und ein-
kommensunabhängig. Durch die ein-
kommensabhängigen Beiträge und durch 
die Garantie, bedarfsorientiert Leistun-
gen in Anspruch nehmen zu können, 
nimmt die soziale Krankenversicherung 
Umverteilungen vor. Die Krankenversi-
cherten haben bei Inanspruchnahme von 
bestimmten Leistungen Zuzahlungen 
bzw. Selbstbehalte zu leisten, wobei 
Ausnahmen aus sozialen Gründen – ein-
kommensschwache Personen bzw. Per-
sonen, die infolge von Krankheit über-
durchschnittlich hohe Ausgaben nach-
weisen – vorgesehen sind (soziale 
Schutzbedürftigkeit). 
Auf Grund des hohen Anteils an Sozial-
versicherten in der österreichischen Be-
völkerung besteht das Motiv für die Inan-
spruchnahme einer zusätzlichen privaten 
Krankenversicherung hauptsächlich dar-
in, die Kosten einer besseren Unterbrin-
gung und Verpflegung (Hotelkomponen-
te) und im Bereich der privaten Kranken-
anstalten eine freie Arzt- bzw. Ärztin-
nenwahl im Krankenhaus abzusichern. 
Etwa ein Drittel der Bevölkerung ist privat 
kranken(zusatz)versichert. Die private 
Kranken(zusatz)versicherung finanziert 
rund 5% der laufenden Gesundheitsaus-
gaben. 
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4.2.2 GESUNDHEITSREFORM 2005 UND 
VEREINBARUNG ÜBER DIE ORGANI-
SATION UND FINANZIERUNG DES GE-
SUNDHEITSWESENS 2008 - 2013 

Bereits mit der Gesundheitsreform 2005 
wurden Maßnahmen mit folgender Ziel-
setzung in die Wege geleitet: 

− Integrierte Planung (bessere Abstim-
mung in der Planung, Steuerung und 
Finanzierung des gesamten Gesund-
heitswesens); 

− Flächendeckende Sicherung und Ver-
besserung der Qualität im Gesund-
heitswesen; 

− Längerfristige Sicherstellung der Fi-
nanzierbarkeit des Gesundheitswe-
sens (Maßnahmen zur Kostendämp-
fung und Effizienzsteigerung). 

Mit der aus der Anlage ersichtlichen Ver-
einbarung (eine Art „Staatsvertrag“ zwi-
schen dem Bund und den Bundeslän-
dern) über die Organisation und Finan-
zierung des Gesundheitswesens mit dem 
Zeithorizont 2008 – 2013 werden die im 
Rahmen der Gesundheitsreform 2005 
vereinbarten und begonnenen Maßnah-
men im Sinne einer patientInnenorien-
tierten und wohnortnahen Gesundheits-
versorgung weiter fortgeschrieben und 
intensiviert. Nochmals bekräftigt wurde 
die Absicht, auch in Zukunft eine qualita-
tiv hochwertige, solidarische, effektive 
und effiziente, allen Menschen frei zu-
gängliche und gleichwertige Gesund-
heitsversorgung in Österreich sicherzu-
stellen. Das solidarische Gesundheits-
system soll erhalten und verbessert wer-
den. Die Finanzierbarkeit des österrei-
chischen Gesundheitswesens soll unter 
Berücksichtigung der finanziellen Rah-
menbedingungen und eines möglichst 
effizienten Mitteleinsatzes durch eine 
gesamthafte regionale Planung, Steue-
rung und Finanzierung abgesichert wer-
den. 

Die Planungsziele und Grundsätze sind 
zwischen Bund, Bundesländern und So-
zialversicherung in einem Rahmenplan – 
dem Österreichischen Strukturplan Ge-
sundheit (ÖSG) - gemeinsam festgelegt. 
Die Detailplanung erfolgt in den Regiona-
len Strukturplänen (RSG) auf regionaler 
Ebene. In der neuen Vereinbarung wird 
der Schwerpunkt auf die Planung des 
ambulanten Bereiches gelegt. Weiters 
sollen sowohl die einzelnen Bereiche als 
auch das gesamte Gesundheitssystem 
überregional und sektorenübergreifend 
entsprechend den demografischen Ent-
wicklungen und dem zu erwartenden 
Bedarf einem kontinuierlichen Monitoring 
unterzogen werden. 
Eine Verstärkung der Gesundheitsförde-
rung unter einem personenorientierten 
und lebensweltorientierten Ansatz, der 
geschlechtssensiblen Perspektive sowie 
der Integration, Kooperation und inter-
disziplinären Zusammenarbeit im Ge-
sundheitswesen ist angedacht. Dem Ge-
danken der Prävention wird ein besonde-
rer Stellenwert eingeräumt. 
Die Durchführung der geplanten Maß-
nahmen soll sich in Zukunft auch ver-
stärkt an Public-Health-Grundsätzen ori-
entieren, wie z.B. Orientierung an einem 
umfassenden Gesundheitsbegriff mit der 
Zielsetzung, die Gesundheit für alle zu 
verbessern und die gesundheitlichen 
Ungleichheiten zu verringern. Gesund-
heitsziele sollen sowohl auf Bundes- wie 
auch auf Landesebene (Beispiel Ge-
sundheitsziele für das Bundesland Stei-
ermark – siehe Anlage) entwickelt wer-
den. 

4.2.3 ZUGANG ZU ANGEMESSENER  
GESUNDHEITSVERSORGUNG 

Das österreichische Gesundheitswesen 
zeichnet sich durch einen niederschwel-
ligen, grundsätzlich gleichen Zugang zu 
allen medizinischen und therapeutischen 
Versorgungsleistungen für alle Personen 
sowie dem Grundsatz, dass keine Ratio-
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nierungen der Leistungen nach den Kri-
terien wie Gesundheitszustand, Alter, 
Geschlecht, Einkommen, sozialer Status, 
Religion, ethnische Minderheiten usw. 
erfolgen, aus. 
Wie bereits erwähnt, erstrecken sich die 
Leistungen der Pflichtversicherung auf 
den freien Zugang zu den Gesundheits-
leistungen sowohl im stationären als 
auch im ambulanten Bereich. Für einen 
geringen Teil der nicht-
krankenversicherten Personen über-
nimmt die Sozialhilfe (Kompetenz der 
Länder) entweder die Beiträge zur Kran-
kenversicherung oder die Kosten für die 
medizinische Behandlung. Trotz dieses 
hohen Versorgungsgrades sind rund 
1,5% der österreichischen Bevölkerung 
vom Krankenversicherungsschutz nicht 
umfasst. Das Bemühen, die BezieherIn-
nen von Sozialhilfe mit den übrigen in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten Personen gleichzustellen, 
wird fortgesetzt. Organisationen der frei-
en Wohlfahrtspflege haben sich daher in 
Zusammenarbeit mit öffentlichen Stellen 
darauf spezialisiert, Menschen ohne 
Krankenversicherungsschutz medizini-
sche Erst- und Grundversorgung anzu-
bieten. Rund 1.000 Selbsthilfegruppen 
nehmen wichtigen Stellenwert in der 
Betreuung von PatientInnen und Ange-
hörigen ein. Eine ausreichende Finanzie-
rungsbasis der Selbsthilfegruppen ist 
anzustreben. 
Um die finanzielle Belastung vor allem 
für chronisch Kranke und Mehrfacher-
krankte in Grenzen zu halten, wurde 
2008 eine Obergrenze bei der Rezept-
gebühr in Höhe von 2% des Einkom-
mens der betreffenden Person festge-
legt. Diese neue Rezeptgebührendecke-
lung wurde zusätzlich zu den bestehen-
den Befreiungen eingeführt. Rund 
300.000 Personen (überwiegend Pensi-
onistInnen und chronisch Kranke) wer-
den davon betroffen sein. 

Durch die hohen personellen und appa-
rativen Kapazitäten gibt es bei medizini-
schen Leistungen keine nennenswerten 
Wartezeiten bzw. Wartelisten. Nur bei 
einigen „Nicht-Notfalls-Operationen“ 
scheinen punktuell längere Wartelisten 
auf. Zur Qualitätsverbesserung wurde 
z.B. im Bundesland Wien eine Umstel-
lung des OP-Anmeldesystems für ge-
plante Eingriffe in den Spitälern des 
Krankenanstaltenverbundes im Sinne 
eines transparenten Wartelistenmana-
gements durchgeführt.  
Die schrittweise Umsetzung der im be-
reits erwähnten Österreichischen Struk-
turplan Gesundheit enthaltenen Vorga-
ben für die – für die Bevölkerung der ein-
zelnen Regionen in Zukunft erforderli-
chen - Leistungsmengen soll eine aus-
reichende regionale Leistungserbringung 
gewährleisten und dazu beitragen, wei-
terhin den Zugang zur Versorgung fair zu 
gestalten, aber auch die Qualität der 
Leistungserbringung sicherzustellen. 
Derzeit werden auf Bundeslandebene 
Regionale Strukturpläne Gesundheit 
(RSG) erstellt. Mit diesen sollen die Ka-
pazitäten und Aufgaben der stationären 
und ambulanten Versorgungssektoren 
regional aufeinander abgestimmt wer-
den. Die Planungsarbeiten folgen einem 
bevölkerungs- und bedarfsorientierten 
Ansatz. Planungsziel ist eine gleichmä-
ßige und gleichwertige Versorgung für 
die Bevölkerung. In diesem Zusammen-
hang wird auch an einer Neuorganisation 
des ambulanten Bereiches in Form von 
neuen leistungsstarken Organisations-
einheiten gearbeitet. 
Im Bereich der psychischen Versorgung 
– inbesonders in Hinblick auf die Diag-
nose und Therapie von Demenzerkran-
kungen – stellt die Stigmatisierung von 
Menschen mit psychischen und/oder 
neurologischen Erkrankungen eine so-
ziale und psychologische Hürde dar. 
Deshalb soll die Entwicklung von sehr 
niederschwelligen Behandlungsmöglich-
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keiten außerhalb von Krankenanstalten 
vorangetrieben werden.  
Die Schaffung eines Facharztes/einer 
Fachärztin für Allgemeinmedizin mit ei-
nem modifizierten Rollenbild soll dazu 
beitragen, dass eine verstärkte Verlage-
rung der Erbringung von Gesundheits-
leistungen in den ambulanten Sektor er-
folgen kann. 
Eine weitgehende Umsetzung aller Maß-
nahmen soll in Zukunft mithelfen, vor-
handene Über- bzw. Unterversorgungen 
und damit allokative Ineffizienzen zu mil-
dern bzw. längerfristig zu beseitigen. 
Im Rahmen dieser Leistungsangebots-
planung werden auch jene Versorgungs-
bereiche besonders berücksichtigt, in 
denen noch Versorgungslücken (z.B. 
Palliativ- und Hospizversorgung) beste-
hen. In einigen Bundesländern ist der 
Auf- und Ausbau einer adäquaten Ver-
sorgung in der Palliativ- und Hospizver-
sorgung bereits weit fortgeschritten. Eine 
bundesweite längerfristige und gesicher-
te Finanzierung wird angestrebt. 
In einigen Bundesländern werden, um 
einen bedarfsgerechten Zugang zu allen 
Versorgungsbereichen für Patientinnen 
und Patienten zu gewährleisten, ver-
schiedene Instrumente zur Verbesserung 
des Nahtstellenmanagements im Inte-
resse der Patientinnen und Patienten 
eingesetzt. Zur besseren Koordinierung 
zwischen Gesundheits- und Sozialdiens-
ten sollen vermehrt „Sozial- und Ge-
sundheitssprengel“ geschaffen werden.  
Zukünftig soll auch der Nahtstelle Ge-
sundheitssystem – Sozialwesen (Pflege-
bereich) mehr Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden, um Verbesserungen in 
Richtung Integrierte Versorgung zu errei-
chen.  
In Österreich wird vermehrt Wert auf eine 
„geschlechtersensible Gesundheitspoli-
tik“ gelegt; „Gender Medicine“ soll als 
durchgehendes Prinzip auf allen Ebenen 
des Gesundheitswesens berücksichtigt 

werden. So wurden bereits im ÖSG on-
kologische Versorgungsstrukturen defi-
niert. Für einzelne Teilbereiche (z.B. gy-
näkologische Onkologie) wurden Quali-
tätskriterien festgelegt; Qualitätskriterien 
für Brustgesundheitszentren, die in den 
ÖSG integriert werden sollen, sind in 
Vorbereitung. Zwei in Wiener Kranken-
anstalten eingerichtete Frauengesund-
heitszentren sollen einen niederschwelli-
gen Zugang zur Gesundheitsversorgung 
sicherstellen. In Wien steht ein Männer-
gesundheitszentrum für die spezielle 
Betreuung von Männern jeglicher Alters-
gruppe zur Verfügung. Langfristig gese-
hen sollen die gesundheitlichen Bedürf-
nisse, Risken und Ressourcen von bzw. 
für Frauen und Männer in allen Berei-
chen des Gesundheitswesens nachhaltig 
berücksichtigt werden. Frauengesundheit 
soll intersektoral (kurativ – rehabilitativ – 
gesundheitsfördernd) verankert werden. 
Soziale Ungleichheiten 
Es bedarf weiterer Maßnahmen, um das 
existierende Gefälle im Gesundheitszu-
stand der österreichischen Bevölkerung 
nicht nur zwischen verschiedenen Al-
tersgruppen und Geschlechtern, sondern 
vor allem auch zwischen den Regionen, 
insbesondere zwischen Ost- und West-
österreich, schrittweise abzubauen. Hier 
ergeben sich Ansatzpunkte für eine regi-
onale Schwerpunktsetzung in der Ge-
sundheitsförderung und in der Präventi-
on. 
Eine Analyse der Gesundheitsbefragung 
2006 zeigt, dass das Alter, die Art des 
Lebensunterhaltes (Arbeitslosigkeit und 
dauerhafte Arbeitsunfähigkeit) und der 
Migrationshintergrund die maßgeblichen 
demografischen und sozioökonomischen 
Risikofaktoren für den Gesundheitszu-
stand und das Gesundheitsverhalten 
darstellen. 
Menschen mit Migrationshintergrund sind 
häufig anderen gesundheitlichen Risken 
ausgesetzt und haben daher auch spe-
zielle medizinische Bedürfnisse. In eini-
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gen Bundesländern gibt es verstärkt 
Bemühungen, die Situation von Perso-
nen mit Migrationshintergrund zu 
verbessern. So läuft derzeit in Wien ein 
Diabetesschulungsprojekt zwischen der 
Österreichischen Diabetesgesellschaft 
und einem großen Akutspital mit dem 
Ziel, die Betreuung von DiabetikerInnen 
mit Migrationshintergrund zu optimieren. 

4.2.4 QUALITÄT DER GESUNDHEITSVER-
SORGUNG 

Die Fortsetzung der Arbeiten zur flä-
chendeckenden Sicherung und Verbes-
serung der Qualität im österreichischen 
Gesundheitswesen ist ein erklärtes Ziel 
der österreichischen Gesundheitspolitik. 
Bereits im früheren Österreichischen 
Krankenanstaltenplan waren verbindliche 
Qualitätskriterien für ausgewählte Ver-
sorgungsbereiche enthalten. Im derzeit 
gültigen Österreichischen Strukturplan 
werden zusätzliche Qualitätskriterien für 
weitere Versorgungsbereiche vorgege-
ben. Eine Leistungserbringung in diesen 
Bereichen setzt voraus, dass diese Krite-
rien spätestens bis zum Planungshori-
zont des ÖSG (derzeit 2010) eingehalten 
werden. 
Seit dem Jahre 2000 hat Österreich ver-
stärkt Bemühungen unternommen, paral-
lel zu den bestehenden Rechtsgrundla-
gen einen übergeordneten Rahmen für 
die verbindliche strategische Entwicklung 
und Implementierung von Qualitätsarbeit 
im Gesundheitswesen zu entwickeln. 
Der strategische Rahmen für die Quali-
tätsarbeit wurde insbesondere durch das 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Qualität 
von Gesundheitsleistungen (GQG) und 
des Bundesgesetzes über die Gesund-
heit Österreich GmbH (GÖGG) geschaf-
fen. Die Inhalte der Gesetze sind in der 
Anlage ersichtlich. 
Als einer von drei Geschäftsbereichen 
der Gesundheit Österreich GmbH wurde 
im Juli 2007 das Bundesinstitut für Quali-
tät im Gesundheitswesen (BIQG) ge-

gründet. Die Gründung dieses Institutes 
stellt eine wichtige strukturelle Verbesse-
rung im Hinblick auf die weitere Quali-
tätsarbeit im österreichischen Gesund-
heitswesen dar. Gemeinsam mit den 
beiden anderen Geschäftsbereichen der 
Gesundheit Österreich GmbH (Österrei-
chisches Bundesinstitut für Gesund-
heitswesen und Fonds Gesundes Öster-
reich GmbH) können Synergieeffekte 
durch bessere Abstimmung in Struktur-
planung, Gesundheitsförderung und 
Qualitätssicherung erzielt werden. Der 
Bund (vertreten durch das Bundesminis-
terium für Gesundheit, Familie und Ju-
gend - BMGFJ) ist Alleingesellschafter 
der Gesundheit Österreich GmbH. Die 
Gesellschaft ist im Rahmen ihrer wissen-
schaftlichen Tätigkeit gegenüber dem 
Gesellschafter weisungsfrei. Die metho-
dologischen und gesundheitsökonomi-
schen Grundsätze zur wissenschaftli-
chen Entwicklung von Standards, Richt-
linien und Leitlinien für Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität im Gesund-
heitsbereich erfolgen im Einvernehmen 
zwischen Bund, Bundesländern und So-
zialversicherung. 
Das Bundesinstitut für Qualität im Ge-
sundheitswesen (BIQG) wurde in vier 
Arbeitsbereiche gegliedert: 

− Struktur- und Prozessqualität 

− Qualitätsregister und Ergebnisqualität 

− Qualitätsberichtswesen 

− Qualität und Wirtschaftlichkeit 

Das Bundesinstitut wird daher das 
BMGFJ bei der evidenzgestützten und 
wissenschaftlichen Aufbereitung quali-
tätsbezogener Fragestellungen unter-
stützen. Durch die Einbeziehung der je-
weils betroffenen LeistungserbringerIn-
nen soll eine Vertrauensbasis geschaffen 
werden, die eine gemeinsame und kon-
struktive Qualitätsarbeit möglich macht. 
Das gemeinsame Ziel des Bundes und 
der Bundesländer in ihrem Zuständig-
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keitsbereich die Qualitätsarbeit im Ge-
sundheitswesen voranzutreiben wurde 
auch in der neuen Vereinbarung bekräf-
tigt. 
Die Rahmenbedingungen für verbindli-
che Qualitätsarbeit wurden durch die 
oben beschriebenen rechtlichen Normen 
gestärkt. Die zukünftigen Herausforde-
rungen liegen in der Umsetzung und 
Implementierung der vereinbarten Inhalte 
in Form von Entwicklung und Weiterent-
wicklung von Standards und Richtlinien 
bzw. Leitlinien sowohl in Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität. Im Sinne der 
Erfüllung des GQG soll das zu stärkende 
Empowerment der Patientinnen und Pa-
tienten – in einem Prozess der Stärkung 
der Selbstbestimmung und Selbstver-
antwortung über die eigene Gesundheit -  
durch klare Standards gestärkt werden, 
damit diese die Möglichkeit bekommen, 
sich besser entscheiden zu können. 
Grundsätzlich haben sich in Österreich in 
den letzten Jahren Initiativen zum Ein-
satz von Evidence Based Medicine 
(EBM) und Health Technology Assess-
ment (HTA) verstärkt. Diese Arbeiten 
werden u.a. seitens des Bundes, der So-
zialversicherung, einiger Krankenanstal-
tenträger und wissenschaftlicher Institute 
unterstützt. Im Jahr 2003 wurde im 
Hauptverband der österr. Sozialversiche-
rungsträger eine Stabstelle für Evidence 
Based Healthcare eingerichtet. Ein Lud-
wig-Boltzmann-Institut mit dem Schwer-
punkt Health Technology Assessment 
nahm im April 2006 seine Tätigkeit auf. 
Eine zusätzliche Herausforderung für die 
Qualitätsarbeit sind die laufenden Quali-
tätsindikatorenentwicklungen durch die 
OECD, durch die Generaldirektion Be-
schäftigung, Soziales und Chancen-
gleichheit und durch die Generaldirektion 
Gesundheit der Europäischen Kommis-
sion. 
Auf Basis einer Novelle zum Ärztegesetz 
wurde im Jahr 2004 von der Österreichi-
schen Ärztekammer eine Gesellschaft für 

Qualitätssicherung (Gesellschaft für Qua-
litätssicherung & Qualitätsmanagement 
in der Medizin GmbH) eingerichtet. Diese 
Gesellschaft hat Qualitätsstandards für 
niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
entwickelt. Die Standards werden von 
der Österreichischen Ärztekammer je-
weils für die Dauer von fünf Jahren durch 
Verordnung, die der Genehmigung durch 
das Bundesministerium für Gesundheit, 
Familie und Jugend bedarf, verbindlich 
gemacht. Die erste diesbezügliche Ver-
ordnung trat im Februar 2006 in Kraft. 
PatientInnenrechte 
PatientInnenrechte sind in diversen Ge-
setzen, wie z.B. im Krankenanstalten-
recht und in den gesundheitsberufsbe-
zogenen Gesetzen festgelegt. Zwischen 
dem Bund und den Bundesländern wur-
de eine PatientInnencharta zur Sicher-
stellung der PatientInnenrechte abge-
schlossen. Mit dem PatientInnenverfü-
gungsgesetz wurden klare rechtliche 
Rahmenbedingungen für die formalen 
und inhaltlichen Anforderungen, die Gül-
tigkeit sowie die Beratungserfordernisse 
bei der Erstellung einer PatientInnenver-
fügung geschaffen und damit ein wichti-
ger Schritt zur Stärkung der PatientIn-
nenrechte gesetzt. 
Durch Gesetze auf Landesebene wurden 
unabhängige PatientInnenvertretungen 
eingerichtet, die kostenlos in Anspruch 
genommen werden können. Daneben 
gibt es in den Bundesländern auch 
Schiedsstellen der Ärztekammern. 
Unabhängig davon, werden vermehrt 
Interessensvertretungen wie z.B. Selbst-
hilfegruppen in die Gestaltung und Aus-
arbeitung von Maßnahmen einbezogen 
(wie z.B. im Falle der Entwicklung der 
Bundesqualitätsleitlinie zum Disease 
Management Programm Diabetes mell. 
Typ2). 
Gesundheitsförderung und Prävention 
Im Bereich Gesundheitsförderung wur-
den während der letzten Jahre bundes-
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weite Initiativen gesetzt, mit dem Ziel, der 
Gesundheitsförderung im Vergleich zur 
kurativen Medizin generell einen größe-
ren Stellenwert zu verleihen. Seit der 
Verabschiedung des Gesundheitsförde-
rungsgesetzes vor 10 Jahren und der 
Gründung des Fonds „Gesundes Öster-
reich“ hat sich in Österreich viel in der 
Gesundheitsförderung getan. Unzählige 
Projekte in Kindergärten, Schulen, Be-
trieben, Krankenhäusern, Gemeinden 
und Regionen wurden ins Leben geru-
fen. Die Initiative „Wiener Allianz für Ge-
sundheitsförderung in Spitälern, Pflege-
einrichtungen und Seniorenwohneinrich-
tungen“ legt einen besonderen Schwer-
punkt auf die Gesundheitsförderung von 
vor allem älteren und älter werdenden 
MitarbeiterInnen im Arbeitsprozess. Es 
besteht Konsens, die Gesundheitsförde-
rung in Österreich in Zukunft noch bes-
ser zu verankern und effizienter zu struk-
turieren. Eine österreichische Gesamt-
strategie in Gesundheitsförderung und 
Prävention, die über den Bereich des 
Gesundheitssektors hinausgeht, wird 
angestrebt - Gesundheitsförderung be-
darf einer bereichsübergreifenden Ge-
samtpolitik („Health in All Policies“). 
Der öffentliche Gesundheitsdienst hat 
den Erhalt und die Förderung der Ge-
sundheit in der Bevölkerung zum Ziel. 
Hier gab es in den letzten Jahren eine 
Entwicklung von der kurativen Individu-
almedizin zur Gesundheitsförderung im 
Sinne der verhaltens- und verhältnisbe-
zogenen Prävention. Diese Strategie soll 
weiter verfolgt werden. 
Der Verein „Österreichisches Netzwerk 
gesundheitsfördernder Krankenhäuser 
und Gesundheitseinrichtungen – 
ÖNGKG“ erarbeitet Strategien zur Ge-
sundheitsförderung von PatientInnen und 
Personal. Zahlreiche Krankenanstalten 
sind Mitglieder dieses Vereines. 
Seit rund vier Jahren laufen Informati-
onskampagnen zum Thema „Gesunde 
Ernährung“ und „Bewegung“, die fortge-

setzt werden. Der Präventionsansatz soll 
bereits bei Kindern erfolgen. Daher wur-
de vom BMGFJ, dem BMUKK und dem 
Hauptverband der österr. Sozialversiche-
rungsträger das Projekt „Gesunde Schu-
le“ gestartet. In einem Zeitraum von zwei 
Jahren werden darin Strategien für die 
nachhaltige Verankerung von Gesund-
heitsförderung an österreichischen Schu-
len erarbeitet (siehe Anlage). Im Bereich 
der Verbesserung der Mundgesundheit 
bei Kindern und Jugendlichen soll der 
Weg einer präventionsorientierten Zahn-
heilkunde in Richtung Zahnerhalt vor 
Zahnersatz weiter verfolgt werden. 
In Österreich gibt es rund 400.000 Dia-
betikerInnen. Mit dem Ziel die Spätschä-
den bei Diabeteserkrankten zu senken, 
wird aufbauend auf dem Diabetesplan 
und Diabetesbericht eine Bundesquali-
tätsleitlinie für ein Disease Management 
Programm-DMP Diabetes mell. Typ 2 
entwickelt. In einigen Bundesländern lau-
fen bereits derartige Programme. 
Ein seit 2007 im BMGFJ eingerichtetes 
Alkoholforum soll bis Ende 2008 eine  
„Nationale Sucht- und Alkoholstrategie“, 
die sich im Bereich des illegalen Drogen-
konsums mit den Aspekten der Präventi-
on, Therapie, Schadensminimierung und 
sozialen Wiedereingliederung befassen 
wird, erarbeiten.  
Die Bestrebungen zur Verbesserung der 
psychosozialen Gesundheit der österrei-
chischen Bevölkerung stehen weitge-
hend im Einklang mit der europäischen 
Erklärung zur Psychischen Gesundheit. 
Im BMGFJ wurde ein Beirat für psychi-
sche Gesundheit eingerichtet, der eine 
nationale Strategie für die Erreichung 
jener Maßnahmen, die im europäischen 
Aktionsplan für psychische Gesundheit 
beschlossen wurden, entwickelt. In einer 
Modellregion im Bundesland Tirol wer-
den „Good Practice“-Modelle für eine 
gemeindenahe, integrierte Versorgung 
entwickelt. 
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Auch die soziale Krankenversicherung 
verstärkt ihre Rolle im Bereich der Prä-
vention, um gesundheitsriskante Fakto-
ren im Leben und in der Arbeitswelt zu 
vermindern. Versicherte und Angehörige 
haben ab dem vollendeten 18. Lebens-
jahr jährlich einen Anspruch auf eine 
kostenlose Vorsorgeuntersuchung. Seit 
2005 wird mit der „Vorsorgeuntersu-
chung - Neu“ ein dem neuesten Stand 
der Wissenschaft entsprechendes Unter-
suchungsprogramm angeboten, dessen 
Schwerpunkte auf gesundem Lebensstil 
und individueller Beratung liegen. Eine 
höhere Beteiligung der Bevölkerung 
durch ein Re-Call System wird ange-
strebt. 
Schließlich wird derzeit in vier Pilotpro-
jekten Mammographiescreening gemäß 
den EU-Leitlinien erprobt. Die Ergebnis-
se aus den Pilotprojekten werden eine 
Entscheidungsgrundlage für einen öster-
reichweiten Roll-out dieses Screening-
Modells darstellen. Erste Ergebnisse 
zeigen, dass bereits Frauen (insbeson-
dere mit Migrationshintergrund) gesc-
reent werden konnten, die bislang noch 
nie eine Mammographie durchführen 
ließen. 

4.2.5 FINANZIELLE NACHHALTIGKEIT AN-
GEMESSENER UND HOCHWERTIGER 
GESUNDHEITSVERSORGUNG 

Die Gesundheitsausgaben inklusive 
Langzeitpflege betrugen im Jahre 2006 
EUR 26.057 Mio. bzw. 10,1% des BIP. 
Die öffentlichen Gesundheitsausgaben 
belaufen sich auf rund 75% der Gesamt-
ausgaben (siehe Anlage). Österreich 
liegt damit im oberen Viertel unter den 
EU-Ländern. 
Die Verbesserung des Wirkungsgrades 
der eingesetzten finanziellen Mittel im 
Gesundheitssystem bleibt weiter eine 
laufende Herausforderung. Der österrei-
chische Weg ist „Rationalisierung statt 
Rationierung“, d.h. Ausschöpfen der Effi-
zienzpotenziale. 

Zur nachhaltigen Sicherung der Finan-
zierung des österreichischen Gesund-
heitswesens sollen daher die vorhande-
nen Effizienzpotenziale durch 

− bessere Integration der Gesundheits-
versorgung – integrierter Gesund-
heitsplan und sektorenübergreifende 
Finanzierung 

− Verbesserung des Nahtstellenmana-
gements 

− Abbau von Akutbetten bzw. Umwand-
lung in Rehabilitations- und Pflege-
betten 

− Entwicklung von Qualitätsstandards 
im Gesundheitswesen 

− Intensivierung der Gesundheitsförde-
rung/Prävention/Vorsorgemedizin 

genützt werden. 
Für die Erreichung einer integrierten Ge-
sundheitsversorgung werden weitere 
Schritte in Richtung einer sektorenüber-
greifenden Finanzierung gesetzt, um die 
notwendigen Strukturveränderungen 
(verstärkte Entlastung des stationären 
Akutbereichs und vermehrte Leistungs-
erbringung im tagesklinischen und ambu-
lanten Bereich) zu erzielen. Die Gesund-
heitsversorgung soll jeweils dort erfol-
gen, wo Leistung bei zumindest gleicher 
Qualität volkswirtschaftlich am günstigs-
ten erbracht werden kann. 
Der Einsatz moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien stellt einen 
weiteren Schwerpunkt der bereits mit der 
Gesundheitsreform 2005 begonnenen 
Arbeiten zur Gesundheitsreform dar. 
Grosse Hoffnung wird in den Einsatz 
neuer Technologien wie z.B. „Elektroni-
scher Gesundheitsakt“ (ELGA) gesetzt. 
ELGA ist ein Instrument zur Optimierung 
von Prozessen in der Therapie und zur 
Steigerung der Qualität der Ergebnisse. 
Die e-card wurde im Jahre 2005 flächen-
deckend in Österreich eingeführt. 
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Das mit der Gesundheitsreform 2005 
eingesetzte Kooperationsinstrument „Re-
formpool“ – zur Förderung der Allokati-
onseffizienzen – gibt den AkteurInnen 
die Möglichkeit Leistungsverschiebungen 
zwischen stationär und ambulant zu 
kompensieren. In Zukunft sollen vorwie-
gend Projekte der Integrierten Versor-
gung (insbesondere DMP Diabetes mell. 
Typ 2, die Versorgung von Schlaganfall-
PatientInnen, von PatientInnen mit koro-
naren Herzkrankheiten und von Patien-
tInnen mit nephrologischen Erkrankun-
gen sowie das Entlassungsmanagement 
und Präoperative Befundung) gefördert 
werden. 
Die Vereinbarung zwischen dem Bund 
und den Bundesländern sieht ein Bündel 
von Maßnahmen vor, das einerseits zu 
einer Verbesserung der Einnahmensitua-
tion der Krankenanstalten und der Sozi-
alversicherung (insb. Art. 9 und 12 der 
Vereinbarung) führen soll und anderer-
seits notwendige Maßnahmen von Struk-
turveränderungen im Gesundheitswesen 
(insb. Art. 3, 4, und 31 der Vereinbarung) 
und Maßnahmen zur Kostendämpfung, 
Steigerung der Effektivität und Effizienz 
im Gesundheitswesen realisieren soll. 
Basierend auf den im wirtschaftspoliti-
schen Ausschuss der EU festgelegten 
Annahmen über die Entwicklung der Ge-
sundheitsausgaben wurden auch für Ös-
terreich Berechnungen durchgeführt. In 
verschiedenen Szenarien wurde die Er-
höhung der öffentlichen Gesundheits-
ausgaben – gemessen in % des BIP – 
beleuchtet. Betrachtet man allein die 
demografischen Effekte, so erhöht sich 
bis zum Jahr 2050 die Gesundheitsaus-
gabenquote um 1,7%-Punkte; bei der 
Annahme eines sich verbessernden Ge-
sundheitszustandes der älteren Bevölke-
rung (war in Österreich in der Vergan-
genheit zu beobachten) erhöht sich die 
Quote um 1,0%-Punkt. Unter der An-
nahme, dass der Anteil der Personen in 
der letzten Lebensphase in jeder Alters-
kohorte kleiner wird, während sich die 

durchschnittliche Lebenserwartung wei-
ter erhöht, erhöht sich die Gesundheits-
ausgabenquote um 1,3%-Punkte. Eine 
weitere Berechnung der EU – die „Prog-
nose neu“ – mit Planungshorizont 2050 
wird Ende 2008 vorliegen. 
Arzneimittel 
Zur nachhaltigen Dämpfung der dynami-
schen Arzneimittelkosten werden laufend 
Vereinbarungen auf politischer Ebene 
mit Ärzte- und Apothekerschaft sowie 
den vertriebsberechtigten pharmazeuti-
schen Unternehmen geschlossen. Aber 
auch strukturelle Maßnahmen wie die 
Einführung eines Erstattungskodex (re-
gelt transparent, für welche Arzneispe-
zialitäten von den Krankenversiche-
rungsträgern die Kosten übernommen 
werden) und die Senkung der Distributi-
onskosten wurden beschlossen. Durch 
diese Preisdämpfungs- und strukturellen 
Maßnahmen konnten die durchschnittli-
chen Kostensteigerungsraten in den letz-
ten Jahren deutlich gesenkt werden. 
Derzeit werden intensive Gespräch mit 
allen Partnern im Medikamentenwesen 
geführt, um weitere Maßnahmen zur 
Fortsetzung dieses Weges zu setzen. 
Im Rahmen eines umfassenden Ansat-
zes zur qualitätsbezogenen PatientIn-
nensicherheit sollen eine Datenbank „e-
Medikation“ – „Arzneimittelsicherheits-
gurt“ – und das e-Rezept flächende-
ckend eingeführt werden. 
Finanzierung der Krankenversiche-
rung 
Eine große Herausforderung stellt die 
finanzielle Situation der sozialen Kran-
kenversicherung dar.  
Angesichts der bestehenden finanziellen 
Herausforderung im Bereich der Sozia-
len Krankenversicherung wurden in Be-
gleitung der Gesundheitsreform 2005 
auch in den letzten beiden Jahren Maß-
nahmen zur Absicherung der sozialen 
Krankenversicherung (wie Anhebung der 
KV-Beiträge um 0,05%-Punkte, Einfüh-
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rung der zweckgebundenen Tabaksteu-
er, Erhöhung von Selbstbehalten) durch-
geführt. Weiters stellt der Bund den Bun-
desländern - für die Laufzeit der Verein-
barung bis 2008 - 2013 - für die Finan-
zierung der Krankenanstalten jährlich 
(valorisiert) EUR 100 Mio. zusätzlich zur 
Verfügung. 
Um eine nachhaltige Absicherung der 
Liquidität zu gewährleisten und um die 
angespannte finanzielle Lage der sozia-
len Krankenversicherung zu mildern, 
wurden im Jahr 2008 die Krankenversi-
cherungsbeiträge um 0,15%-Punkte an-
gehoben. Flankiert soll diese Beitrags-
maßnahme durch konkrete Maßnahmen 
zur Effizienzsteigerung und Kostendämp-
fung in der sozialen Krankenversiche-
rung werden. 
Die geplanten Maßnahmen sollen die 
Voraussetzungen schaffen, dass in Ös-
terreich weder weitere Selbstbehalte 
noch Rationierungen eingeführt werden. 
Gemäß politischem Konsens verfolgt 
Österreich den Weg einer gesetzlichen 
Pflichtversicherung.  
Angesichts der finanziellen Herausforde-
rungen gilt es, auch in Zukunft eine quali-
tativ hochwertige, effektive und effiziente, 
allen Personen frei zugängliche und 
gleichwertige Gesundheitsversorgung in 
Österreich sicherzustellen. Die Finan-
zierbarkeit des österreichischen Ge-
sundheitswesens gilt es nachhaltig zu 
sichern. 
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4.3 LANGZEITPFLEGE 

4.3.1 FORTSCHRITTE UND HERAUSFORDE-
RUNGEN 

Im Jahr 1993 wurde in Österreich eine 
umfassende Reform der Pflegevorsor-
ge durchgeführt. Mit dem Inkrafttreten 
des Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), 
BGBl. Nr. 110/1993, und den neun kor-
respondierenden Landespflegegeldge-
setzen wurde ein siebenstufiges, be-
darfsorientiertes Pflegegeld eingeführt, 
auf das unabhängig von Einkommen und 
Vermögen sowie der Ursache der Pfle-
gebedürftigkeit ein Rechtsanspruch be-
steht. Damit konnte ein geschlossenes 
Pflegegeldsystem gewährleistet werden, 
dem alle Pflegebedürftigen angehören. 
Parallel dazu wurde zwischen Bund und 
Ländern eine Vereinbarung über ge-
meinsame Maßnahmen des Bundes und 
der Länder für pflegebedürftige Perso-
nen, BGBl. Nr. 866/1993, abgeschlos-
sen, die am 1. Jänner 1994 in Kraft trat 
(Pflegevorsorge-Vereinbarung). Darin 
verpflichten sich die Länder, für einen 
dezentralen flächendeckenden Auf- bzw. 
Ausbau der sozialen Dienste zu sorgen. 
Mit der Reform der Pflegevorsorge wurde 
das Hauptziel verfolgt, für pflegebedürfti-
ge Menschen einerseits durch eine direk-
te Geldleistung und andererseits durch 
ein Angebot an sozialen Dienstleistun-
gen die Möglichkeit zu einer selbststän-
digen und auch bedürfnisorientierten Le-
bensführung und zur Teilnahme am so-
zialen Leben zu verbessern. 
Pflege soll für alle Betroffenen leistbar 
sein und darf nicht zu finanzieller Abhän-
gigkeit und Armut führen. Das Pflegegeld 
wird einkommensunabhängig gewährt, 
leistet aber insbesondere in den unteren 
Einkommensschichten einen Beitrag zur 
Armutsbekämpfung. 
Die Pflege und Betreuung älterer Men-
schen ist zu einem zentralen Thema der 

österreichischen Sozialpolitik geworden. 
Derzeit beziehen mehr als 400.000 
Frauen und Männer, das sind immerhin 
ca. 5% der österreichischen Bevölke-
rung, ein Pflegegeld nach dem Bundes- 
oder einem Landespflegegeldgesetz. 
Diese Zahl wird infolge der demografi-
schen Entwicklung und der erfreulicher-
weise steigenden Lebenserwartung in 
den nächsten Jahren weiter zunehmen. 
Das Pflegegeld wird 12 Mal jährlich ge-
leistet; die folgende Tabelle zeigt die Hö-
he der Pflegegeldstufen sowie die An-
zahl der BezieherInnen.  
Rund 80% der pflegebedürftigen Men-
schen werden zu Hause von ihren Ange-
hörigen gepflegt, die damit große Belas-
tungen auf sich nehmen und einen ge-
sellschaftspolitisch äußerst wertvollen 
Beitrag leisten. Es ist daher eine Not-
wendigkeit, auch die pflegenden Ange-
hörigen bei ihrer schwierigen Tätigkeit zu 
unterstützen und zu entlasten sowie de-
ren Position zu stärken. 
Auch wenn sich durch das derzeitige 
Pflegevorsorgesystem die Lage der pfle-
gebedürftigen Menschen und ihrer 
Betreuungspersonen deutlich verbessert 
hat, ist es zweifellos erforderlich, dieses 
System weiterzuentwickeln und weitere 
Schritte zu setzen, um das hohe Niveau 
der österreichischen Pflegevorsorge 
auch in Hinkunft zu gewährleisten. 
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Stand: Bund März 2008, Länder 2006 
Quelle: BMSK und Hauptverband der Sozialver-
sicherungsträger 
 
Folgende Fortschritte konnten erzielt 
werden: 
24-Stunden-Betreuung 
Im Jahr 2007 wurden die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für eine legale, 
leistbare und qualitätsgesicherte bis zu  
24-Stunden-Betreuung zu Hause ge-
schaffen. Das mit BGBl. I Nr. 33/2007 
kundgemachte Hausbetreuungsgesetz 
(HBeG) sowie die Novelle zur Gewerbe-
ordnung 1994, die beide mit 1. Juli 2007 
in Kraft traten, schaffen die arbeits- und 
gewerberechtliche Grundlage für eine 
legale bis zu 24-Stunden-Betreuung in 
privaten Haushalten, und zwar sowohl in 
Form eines unselbstständigen Betreu-
ungsverhältnisses mit Arbeitsvertrag als 
auch in Form eines selbstständigen 
Betreuungsverhältnisses mit Werkver-
trag. 
Durch die Novellen zum Bundespflege-
geldgesetz, BGBl. I Nr. 34/2007 und 
BGBl. I Nr. 51/2007, und die dazu erlas-
senen Richtlinien des Bundesministeri-
ums für Soziales und Konsumenten-
schutz, wodurch ein Fördermodell zur 
24-Stunden-Betreuung für die Gewäh-
rung von Zuschüssen in diesem Bereich  

 

 

 

 

geschaffen wurde, das ebenfalls mit 1. 
Juli 2007 in Kraft trat, ist es gelungen, 
einen weiteren wichtigen Schritt zur Ver-
besserung der Situation pflegebedürfti-
ger Menschen und ihrer Angehörigen in 
Österreich zu setzen. 
Ab 1. Jänner 2008 gilt - mit Einschrän-
kungen - ein zwischen Bund und Län-
dern abgestimmtes Fördermodell. Die 
Festlegung des Modells erfolgt in Form 
einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-
VG über die gemeinsame Förderung der 
24-Stunden-Betreuung (vom Land Nie-
derösterreich noch nicht unterschrieben). 
Der Bund verpflichtet sich dabei, die 
Ausgaben für die Förderungen mit 60% 
zu bedecken, die Länder mit einem An-
teil von 40%. Beide verpflichten sich, ein 
gebündeltes Verfahrens- und Leistungs-
erbringungssystem aufzubauen, die da-
für erforderlichen Daten zur Verfügung 
zu stellen und das System der 24-
Stunden-Betreuung zu evaluieren. Die 
Evaluierung des Fördermodells zur 24-
Stunden-Betreuung wurde Anfang Mai in 
Auftrag gegeben. Der Endbericht wurde 
im Sommer 2008 vorgelegt. 
Der Nationalrat hat am 30. Jänner 2008 
ein Bundesverfassungsgesetz beschlos-

 Betrag 
in EUR 

BezieherInnen 
Bund 

Anteil BezieherInnen 
Länder 

Anteil 

Stufe 1 148,30 74.482 21.96 % 12.155 20,43 % 

Stufe 2 273,40 115.525 34,06 % 18.649 31,35 % 

Stufe 3 421,80 55.337 16,32 % 11.283 18,96 % 

Stufe 4 632,70 51.651 15,23 % 7.679 12,91 % 

Stufe 5 859,30 26.905 7,93 % 4.694 7,89 % 

Stufe 6 1.171,70 9.412 2,77 % 3.172 5,33 % 

Stufe 7 1.562,10 5.860 1,73 % 1.863 3,13 % 

Gesamt  339.172 100,00 % 59.495 100,00 % 
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sen, mit dem Übergangsbestimmungen 
zur Förderung der Legalisierung der 
Pflege und Betreuung in Privathaushal-
ten erlassen werden (Pflege-
Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 
I/43/2008). Das Pflege-
Verfassungsgesetz sieht vor, dass Be-
zieherInnen von Pflegegeld bzw. ihre 
Angehörigen weder nachträglich Sozial-
versicherungsbeiträge entrichten noch 
Finanz- und andere Verwaltungsstrafen 
zahlen müssen, wenn eine Anmeldung 
der illegalen Pflegekräfte bei der Sozial-
versicherung bis zum 30. Juni erfolgte 
bzw. die illegale Pflege vor dem 1. Jän-
ner 2008 beendet wurde („Pardonie-
rung“). Eine Anmeldung ist sowohl als 
unselbstständig beschäftigte (ASVG) als 
auch als selbstständige Betreuungsper-
son (GSVG) möglich. Für das Betreu-
ungspersonal selbst bringt das Verfas-
sungsgesetz den Vorteil, dass es für 
ausgeübte Tätigkeiten, für die es im 
Grunde nicht berechtigt war (z.B. Hilfe 
bei der Nahrungsaufnahme der Pflege-
bedürftigen), nachträglich nicht belangt 
werden kann. Insgesamt geht die Pardo-
nierung weit über die Bestimmungen des 
Ende letzten Jahres ausgelaufenen Pfle-
ge-Übergangsgesetzes hinaus. 
Der Nationalrat hat am 13. März 2008 
Änderungen des Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetzes (GuKG) be-
schlossen (Gesundheitsberufe – Rechts-
änderungsgesetz 2007 – GesBRÄG 
2007, BGBl. I Nr. 57/2008, Geltung ab 
10. April 2008), die PersonenbetreuerIn-
nen im Rahmen der 24-Stunden-
Betreuung und persönlichen AssistentIn-
nen die erforderlichen Befugnisse für 
einzelne Tätigkeiten an der betreuten 
Person im Einzelfall einräumen, die an-
sonsten dem Pflegepersonal und den 
ÄrztInnen vorbehalten sind (z.B. Unter-
stützung bei der Nahrungs- und Flüssig-
keitsaufnahme, Körperpflege, Medika-
mentenverabreichung). Diese Tätigkeiten 
sind nur erlaubt, sofern die Kontrolle 

durch diplomiertes Pflegepersonal bzw. 
ÄrztInnen sichergestellt ist.  
Unterstützung für Menschen mit de-
menziellen Erkrankungen und deren 
pflegende Angehörige 
Seit 1. Februar 2007 wird als Verbesse-
rung für pflegende Angehörige von de-
menziell erkrankten Pflegebedürftigen 
die Möglichkeit einer Förderung zur Fi-
nanzierung von Ersatzpflege angeboten. 
Das Projekt wird in Zusammenarbeit mit 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Freie 
Wohlfahrt, der die größten Trägerorgani-
sationen sozialer Dienste in Österreich 
angehören, und dem Verein Alzheimer 
Angehörige Austria durchgeführt. Auf 
Grund der positiven Rückmeldungen der 
Betroffenen wurde diese Maßnahme 
nunmehr implementiert und soll im Rah-
men der nächsten Novelle zum Bundes-
pflegegeldgesetz als Regelangebot des 
Bundes auch gesetzlich verankert wer-
den. 
Dieser finanzielle Zuschuss soll als Bei-
trag zur Abdeckung der Kosten für die 
Inanspruchnahme von professioneller 
oder privater Ersatzpflege bei Verhinde-
rung der Hauptpflegeperson dienen. 
Die jährliche Höchstzuwendung beträgt: 

− EUR 1.200,- bei Pflege von Personen 
mit demenziellen Erkrankungen, die 
ein Pflegegeld nach dem BPGG in 
Höhe der Stufen 1, 2 oder 3 beziehen 

− EUR 1.400,- bei Pflege einer Person 
mit Bezug eines Pflegegeldes der 
Stufe 4 

− EUR 1.600,- bei Pflege einer Person 
mit Bezug eines Pflegegeldes der 
Stufe 5 

− EUR 2.000,- bei Pflege einer Person 
mit Bezug eines Pflegegeldes der 
Stufe 6 

− EUR 2.200,- bei Pflege einer Person 
mit Bezug eines Pflegegeldes der 
Stufe 7. 
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Demenzhandbuch: Die Gesundheit Ös-
terreich GmbH (GÖG) wurde 2006 vom 
BMSK beauftragt, spezielle Betreuungs-
angebote für demenziell erkrankte Men-
schen zu erheben und in einem De-
menzhandbuch zusammenzufassen. 
Die GÖG wandte sich mittels Fragebo-
gen an alle Alten- und Pflegeheime in 
Österreich. An dieser Aktion beteiligten 
sich insgesamt 70 Einrichtungen, ca. 
2.200 Wohn- und Pflegeplätze wurden 
näher beschrieben. Diese Plätze werden 
in Form von eigenen Demenzstationen, 
Wohngruppen, Haus- und Wohngemein-
schaften sowie spezieller Tagesbetreu-
ung für an Demenz erkrankte Personen 
angeboten. 
Das Demenzhandbuch, das seit dem 
Frühjahr 2008 sowohl als Download10 als 
auch in gebundener Fassung zur Verfü-
gung steht, beinhaltet einerseits Ausfüh-
rungen von ExpertInnen zum Thema 
Demenz wie etwa allgemeine Qualitäts-
kriterien, die bei der Errichtung und Ges-
taltung eines speziellen Demenzberei-
ches berücksichtigt werden sollten, und 
andererseits eine österreichweite Auflis-
tung und qualitativ hochwertige Be-
schreibung der teilnehmenden Einrich-
tungen. Das Demenzhandbuch bietet 
daher eine wertvolle Informationsquelle 
und Entscheidungsgrundlage für all jene, 
die ein spezielles Betreuungsangebot für 
demenziell erkrankte Menschen suchen. 
Demenzteams: Das BMSK fördert seit 
2008 drei niederschwellige Projekte in 
Modellregionen Österreichs, die eine 
Verbesserung der Situation von demen-
ziell erkrankten Personen und ihrer pfle-
genden Angehörigen zum Ziel haben: 

− Family/Community/Networking – ein 
mobiles Kompetenzzentrum für an 
Demenz Erkrankte und deren Ange-
hörige: Vor Ort lebende Personen 
werden zu „Family/Community Net-

                                            
10http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/2/2/1/CH004
1/CMS1207142483589/demenzhandbuch_maerz_2008.pdf 

workerInnen“ ausgebildet, deren 
Hauptaufgabe ist, Netzwerke in der 
Region aufzubauen und zu koordinie-
ren. Es entsteht ein Pool von haupt- 
bzw. ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 
mit deren Unterstützung eine regel-
mäßige und langfristige Entlastung 
von pflegenden Angehörigen von 
Demenzkranken gewährleistet wer-
den soll. 

− Multiprofessionelle Demenzteams in 
Salzburg und dem Burgenland: Diese 
multiprofessionellen Demenzteams 
bestehen aus einem Demenzkoordi-
nator bzw. einer Demenzkoordinato-
rin (Diplomierte Gesundheits- und 
Krankenpflegekraft, SozialarbeiterIn), 
einem/r Facharzt/-ärztin für Psychiat-
rie und/oder Neurologie, einer diplo-
mierten Gesundheits- und Kranken-
pflegekraft sowie einer Bürokraft. Im 
Rahmen von Hausbesuchen bei den 
Betroffenen werden Fragen zur De-
menzerkrankung an sich sowie zur 
Pflege und Betreuung geklärt. Zudem 
wird eine umfassende Sozialberatung 
angeboten und ev. weitere Unterstüt-
zungsangebote, z.B. soziale Dienste, 
vermittelt. Ziel ist, den betroffenen 
Familien individuelle, maßgeschnei-
derte Lösungsvorschläge anzubieten. 

Fachliche Erstberatung für Pflegebe-
dürftige und ihre Angehörigen 
In Modellregionen Österreichs erhalten 
seit 2006 BundespflegegeldbezieherIn-
nen gemeinsam mit dem Pflegegeldbe-
scheid bzw. mit der Antragsbestätigung 
einen Gutschein für eine kostenlose qua-
lifizierte Beratung durch diplomierte Pfle-
gefachkräfte zugesendet. Dieser Gut-
schein kann bei den Mitgliedsorganisati-
onen der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Freie Wohlfahrt eingelöst werden. 
Themenschwerpunkte dieser Beratungs-
gespräche stellen insbesondere Informa-
tionen zu ambulanten Diensten, Hilfsmit-
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tel, sozialversicherungsrechtliche Absi-
cherung oder Pflegegeldverfahren dar. 
Das Projekt wurde durch das Institut für 
interdisziplinäre Nonprofit-Forschung an 
der Wirtschaftsuniversität Wien im Auf-
trag des BMSK wissenschaftlich beglei-
tet. Eines der wesentlichen Ergebnisse 
der Studie war, dass 79% der beratenen 
Personen das Beratungsgespräch nach 
eigenen Angaben weitergeholfen hat. 
Knapp über die Hälfte der Personen wol-
len künftig mehr Pflegedienstleistungen 
und/oder mehr Beratungsleistungen kon-
sumieren. Für 60,4% der Befragten hat 
sich der Alltag durch die Beratung er-
leichtert. 
In den Bundesländern werden darüber 
hinaus teilweise seit bereits mehr als 30 
Jahren gemeldete BewohnerInnen (ab 
65 Jahren) mittels Kontaktbesuchsdienst 
über das Angebot der Sozialen Dienste 
sowie über das Pflegegeld informiert. Für 
MigrantInnen wird dieses Service bereits 
ab einem Alter von 55 Jahren angebo-
ten. Weiters werden mit Beantragung 
von Pflegeleistungen (Heimhilfe, Essen 
auf Rädern, etc.) Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen im Rahmen eines Case 
Managements in Beratungszentren für 
Pflege und Betreuung zu Hause umfas-
send beraten. Auch diese Leistungen 
werden mehrsprachig angeboten. Die in 
einzelnen Bundesländern flächende-
ckend eingerichteten Pflegeberatungs-
stellen bieten kostenlos, objektiv, ver-
traulich und unabhängig vom Leistungs-
anbieter Beratung und Unterstützung in 
allen Fragen rund um das Thema Pflege 
an; konkrete Informationen und Angebo-
te dazu werden teilweise bei Neu- und 
Erhöhungsanträgen durch die Pensions-
versicherungen an die AntragstellerInnen 
verschickt. 
Pflegetelefon - Beratung für Pflegende 
Das Pflegetelefon ist zu den Bürozeiten 
unter der österreichweiten gebührenfrei-
en Telefonnummer 0800/201622 er-
reichbar und informiert zu allen Fragen 

im Zusammenhang mit der Pflege. 
Ebenso werden schriftliche Anfragen, die 
auch per Fax (Nr: 0800 220490) oder e-
mail (pflegetelefon@bmsk.gv.at) einge-
bracht werden können, beantwortet. Mit-
unter wünschen Ratsuchende auch per-
sönliche Beratungsgespräche, die nach 
Terminvereinbarung im BMSK durchge-
führt werden. 
Seit September 2006 steht Pflegeom-
budsmann Dr. Vogt jeden Mittwoch am 
Pflegetelefon den KlientenInnen für An-
fragen zum Thema Pflegevorsorge zur 
Verfügung. 
Internetplattform für pflegende Ange-
hörige 
Um dem Erfordernis eines umfassenden 
Informationsangebotes zur Bewältigung 
des Pflegealltages Rechnung zu tragen, 
wurde im August 2006 zusätzlich zum 
Pflegetelefon die Internetplattform für 
pflegende Angehörige eingerichtet. Pfle-
gende Angehörige erhalten Informatio-
nen über Pflegegeld, sozial- und arbeits-
rechtliche Absicherung von Pflegeperso-
nen, mobile soziale Dienste, Hilfsmittel 
für die Pflege, Therapien bei Hausbe-
such, Kurse und Selbsthilfegruppen, fi-
nanzielle Begünstigungen sowie statio-
näre Weiterpflege. Ebenso wird auf Ent-
lastungsangebote, wie etwa Urlaub für 
pflegende Angehörige, Kurzzeitpflege 
und Zuwendungen zur Unterstützung 
pflegender Angehöriger aufmerksam 
gemacht.  
Die Plattform bietet darüber hinaus ein 
offenes Forum mit Tipps und der Mög-
lichkeit zum gegenseitigen Erfahrungs-
austausch mit anderen Betroffenen rund 
um die Pflege daheim. Die Plattform für 
pflegende Angehörige ist unter 
www.pflegedaheim.at abrufbar. 
Förderung von Kurzzeit- und Ersatz-
pflege 
Gemäß § 21a des Bundespflegegeldge-
setzes kann ein naher Angehöriger eines 
pflegebedürftigen Menschen, dem zu-

http://www.pflegedaheim.at/�
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mindest Pflegegeld der Stufe 4 nach 
dem Bundespflegegeldgesetz gebührt, 
eine Zuwendung aus dem Unterstüt-
zungsfonds für Menschen mit Behinde-
rungen erhalten, wenn er die zu pflegen-
de Person seit mindestens einem Jahr 
überwiegend pflegt und wegen Krank-
heit, Urlaub oder aus sonstigen wichtigen 
Gründen an der Erbringung der Pflege 
verhindert ist. 
Der Zuschuss soll als Beitrag zur Abde-
ckung der Kosten dienen, die im Falle 
der Verhinderung der Hauptpflegeperson 
für die Inanspruchnahme von professio-
neller oder privater Ersatzpflege erwach-
sen. 
Das Unterstützungsangebot wurde bis-
lang von den pflegenden Angehörigen 
sehr gut angenommen. Seit Einführung 
dieses Angebots im Jänner 2004 bis in-
klusive Dezember 2007 wurden in rund 
9.500 Fällen rund EUR 10,5 Mio. an Zu-
wendungen in diesem Zeitraum gewährt. 
Im Jahr 2007 erschien die im Auftrag des 
BMSK vom Institut für Pflegewissen-
schaft der Universität Wien erstellte Stu-
die „Zu Gast im Pflegeheim – Was erwar-
ten sich pflegende Angehörige von Kurz-
zeitpflege als entlastende Maßnahme?“. 
Dabei wird beleuchtet, wie Angehörige 
die Kurzzeitpflege erleben und welche 
Erwartungen diese an die Kurzzeitpflege 
als entlastende Maßnahme haben. 
Hintergrund der Untersuchung war die 
Annahme, dass Entlastungsangebote für 
pflegende Angehörige häufig nicht als 
Entlastung wahrgenommen werden. Um 
ein nutzerInnenorientiertes Angebot zu 
schaffen, war es notwendig zu wissen, 
welche Erwartungen pflegende Angehö-
rige an Kurzzeitpflege haben und welche 
Bedingungen nötig sind, damit sie sich 
durch Kurzzeitpflege auch tatsächlich 
entlastet fühlen. 
 
 

Erholungsurlaub für pflegende Ange-
hörige 
Der Kriegsopfer- und Behindertenver-
band (KOBV) bietet seit September 2006 
einen 14-tägigen Urlaub in seinem Erho-
lungshaus im Helenental/NÖ an, der 
entweder nur von der Hauptpflegeperson 
oder auf Wunsch (bis zur Pflegegeldstufe 
3) gemeinsam mit der zu pflegenden 
Person verbracht werden kann. Neben 
dem im Vordergrund stehenden Erho-
lungszweck wird auch ein Rahmenpro-
gramm (beispielsweise moderierter Er-
fahrungsaustausch, Pflegetipps, Rechts-
beratung) angeboten. Dieses Projekt 
wird unter maßgeblicher Kostenbeteili-
gung des Unterstützungsfonds für Men-
schen mit Behinderung abgewickelt. Der 
Kostenzuschuss belief sich dabei bisher 
auf rund EUR 90.900. Dieses Pilotprojekt 
„Urlaub und Erholung für pflegende An-
gehörige“ des KOBV Wien, Niederöster-
reich und Burgenland wurde auf Grund 
der guten Inanspruchnahme bis Ende 
September 2008 verlängert. 
Weitergehende sozialversicherungs-
rechtliche Absicherung betreuender 
Angehöriger 
Mit dem Sozialrechts-Änderungsgesetz 
2007, BGBl. I Nr. 31/2007, ist es im Be-
reich der begünstigten Weiter- oder 
Selbstversicherung in der Pensionsversi-
cherung für Zeiten der Pflege eines na-
hen Angehörigen insoweit zu einer Ver-
besserung pflegender Angehöriger ge-
kommen, als eine Verpflichtung des 
Bundes zu einer zeitlich befristeten Tra-
gung der überwiegenden bzw. gesamten 
Beitragslast zu Gunsten freiwillig pensi-
onsversicherter pflegender Angehöriger 
mit Wirkung ab 1. Juli 2007 geschaffen 
wurde. Nach dem neuen § 77 Abs. 9 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes (ASVG) und den gleichartigen Paral-
lelregelungen in den übrigen Sozialversi-
cherungsgesetzen wird vorgesehen, 
dass der Bund neben der schon bislang 
vorgesehenen Übernahme des Dienst-
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geberbeitrages in Hinkunft für längstens 
48 Kalendermonate auch die Hälfte je-
nes Beitragsteiles übernimmt, der auf die 
freiwillig versicherte Pflegeperson entfällt 
(Dienstnehmerbeitrag), wenn ein naher 
Angehöriger mit Anspruch auf Pflegegeld 
der Stufe 4 gepflegt wird; hat der nahe 
Angehörige Anspruch auf Pflegegeld 
zumindest in Höhe der Stufe 5, so trägt 
der Bund die Beiträge für längstens 48 
Kalendermonate zur Gänze. 
Begleitmaßnahmen und Verbesserun-
gen im Rahmen der Familienhospizka-
renz 
Um jenen Personen, die zur Sterbebe-
gleitung eines nahen Angehörigen oder 
zur Begleitung eines im gemeinsamen 
Haushalt lebenden, schwersterkrankten 
Kindes im Rahmen der Familienhospiz-
karenz eine Freistellung gegen gänzli-
chen Entfall des Entgelts in Anspruch 
nehmen, möglichst rasch und unbürokra-
tisch helfen zu können, wurden bereits 
im Jahr 2002 begleitende Maßnahmen 
im Bundespflegegeldgesetz gesetzt. 
Seit April 2005 werden Anträge auf Ge-
währung oder Erhöhung des Pflegegel-
des von Personen, die in einer Hospiz-
einrichtung stationär betreut werden, von 
der Pensionsversicherungsanstalt in ei-
nem beschleunigten Verfahren durchge-
führt. Diese Vorgangsweise hat sich 
grundsätzlich sehr bewährt, da insbe-
sondere im Hinblick auf die hohe Mortali-
tätsrate bei diesen Personen eine mög-
lichst rasche Erledigung der Anträge ge-
währleistet werden kann. 
Durch eine Änderung des Arbeitsver-
tragsrechts-Anpassungsgesetzes, BGBl. 
I Nr. 36/2006, wurde mit Wirkung 18. 
März 2006 die Inanspruchnahme der 
Sterbebegleitung auch für Wahl- und 
Pflegeeltern ermöglicht. Des Weiteren 
kann die Familienhospizkarenz auch für 
die Begleitung von leiblichen Kindern des 
Ehepartners oder des/der Lebensgefähr-
ten/in verlangt werden. 

Für die Begleitung von schwersterkrank-
ten Kindern wurde zudem die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme der Familienhos-
pizkarenz auf fünf Monate mit der Option 
einer Verlängerung auf insgesamt neun 
Monate erweitert. 
Personen, die eine Freistellung gegen 
Entfall des Arbeitsentgelts (Karenz) zum 
Zwecke der Sterbebegleitung oder Be-
gleitung schwerst erkrankter Kinder in 
Anspruch nehmen, können in Abhängig-
keit von der Höhe des Haushaltsein-
kommens monatliche Unterstützungen 
erhalten. Damit soll das Eintreten beson-
derer Härtefälle in diesem Zusammen-
hang vermieden werden. Im Jahr 2007 
wurden dadurch in 301 Fällen insgesamt 
419 Kinder mitunterstützt. 

4.3.2 ZUGANG ZU ANGEMESSENER LANG-
ZEITPFLEGE 

Auf Grund der Vereinbarung gemäß Arti-
kel 15a B-VG zwischen dem Bund und 
den Ländern über gemeinsame Maß-
nahmen für pflegebedürftige Personen 
(BGBl. Nr. 866/1993) wird das Angebot 
an sozialen Diensten in allen Ländern 
ausgebaut. Für den Ausbau ist eine län-
gerfristige Planung erforderlich. Zu die-
sem Zweck haben die Länder zwischen 
1996 und 1998 Bedarfs- und Entwick-
lungspläne erstellt und müssen diese 
schrittweise bis zum Jahr 2010 realisie-
ren. Die Länder passen nun laufend ihre 
Planungen an die aktuellen Entwicklun-
gen an. 
In dieser Pflegevorsorge-Vereinbarung 
wurde weiters vereinbart, dass ein Ar-
beitskreis für Pflegevorsorge einzurich-
ten ist, der unter anderem einen jährli-
chen Bericht zu erstellen hat. Aus dem 
Bericht des Arbeitskreises für Pflegevor-
sorge 2006 geht hervor, dass die Inan-
spruchnahme der ambulanten Dienste 
von 1999 bis 2006 um 21% gestiegen ist. 
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Arbeitsgruppe „Neugestaltung der 
Pflegevorsorge“ 
Um das bestehende Pflegevorsorgesys-
tem zu sichern und weiterzuentwickeln, 
sieht das derzeitige Regierungspro-
gramm ein Bündel an Maßnahmen vor. 
Dem Regierungsprogramm entspre-
chend wurde am 26. Februar 2007 eine 
Arbeitsgruppe zur Neugestaltung der 
Pflegevorsorge eingerichtet, der u.a. 
VertreterInnen von Bund, Ländern, Ge-
meinden, Sozialpartner und Interessen-
vertretungen angehören. Die Arbeits-
gruppe setzt sich mit den verschiedens-
ten Problembereichen des bestehenden 
Pflegevorsorgesystems auseinander, um 
insgesamt zu einem nachhaltig gesicher-
ten System leistbarer Pflege zu gelan-
gen. 
In dieser Arbeitsgruppe wurden zunächst 
die Rahmenbedingungen für eine 24-
Stunden-Betreuung diskutiert und För-
dermodelle erarbeitet. 
Mit dem Ziel einer Optimierung der Pfle-
ge- und Betreuungslandschaft in Öster-
reich wurden am 10. Oktober 2007 in 
einem nächsten Schritt drei Untergrup-
pen zu den Themen Finanzierung (inkl. 
Organisationsfragen, vgl. Kap. 4.3.4), 
Pflegegeld (inkl. Qualitätssicherung) und 
betreuende Angehörige sowie Sachleis-
tungen (inkl. Qualitätssicherung) einge-
richtet.  
Unterarbeitsgruppe „Sachleistungen 
(inkl. Qualitätssicherung)“: In dieser 
Unterarbeitsgruppe, in der den Länder-
vertreterInnen eine besondere Bedeu-
tung zukommt (Landeszuständigkeit), 
wurde ein Katalog der einzelnen Sach-
leistungen erstellt. Anschließend sollen 
diese Leistungen und ihr Ausbau quanti-
fiziert werden. 
Unterarbeitsgruppe „Pflegegeld (inkl. 
Qualitätssicherung) und betreuende 
Angehörige“: In dieser Unterarbeits-
gruppe sind die Länder ebenfalls vertre-
ten, insbesondere unter dem Aspekt der 

Akkordierung von Maßnahmen, die Eck-
punkte der Pflegevorsorge-Vereinbarung 
darstellen. Es werden auch die übrigen 
im Regierungsprogramm für den Bereich 
der Pflegevorsorge vorgesehenen Punk-
te von ExpertInnen diskutiert und Grund-
lagen für die politischen Entscheidungen 
erarbeitet. 
Vor allem folgende Themenbereiche 
wurden behandelt: 

− Erhöhung des Pflegegeldes, 

− Pflegegeld – Einstufung betreffend 
Menschen mit demenziellen Erkran-
kungen, 

− Pflegegeld – Einstufung betreffend 
Kinder und Jugendliche, 

− Unterstützung für betreuende Ange-
hörige, 

− Pflegeberatung, 

− Durchführung aller Pflegegeldverfah-
ren durch den Bund, 

− Wahlmöglichkeit zwischen Geld- und 
Sachleistungen, 

− offene Pflegegeldstufe 
Aktuelle Maßnahmen und Strategien 
der Länder 
Neben entsprechenden Unterstützungs-
programmen für pflegende Angehörige 
sowie präventiven Maßnahmen (Ge-
sundheitsförderungen etc.), wird der 
Ausbau der ambulanten und stationären 
Pflege- und Betreuungseinrichtungen in 
den meisten Bundesländern stark for-
ciert. Dem Ausbau der ambulanten 
Betreuung sowie der teilstationären Ein-
richtungen wird dabei grundsätzlich Prio-
rität gegenüber stationären Einrichtun-
gen gegeben. Die Veränderungen sind - 
abhängig vom Bedarf, vom bisherigen 
Angebot und der Struktur der Pflege in 
den einzelnen Bundesländern - unter-
schiedlich, haben jedoch vergleichbare 
Zielsetzungen. 
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In allen Bundesländern werden neue 
bzw. alternative Betreuungsformen ent-
wickelt. Es werden beispielsweise gene-
rationsübergreifende Wohnformen, 
Wohn- und Hausgemeinschaften sowie 
selbstverwaltete Einrichtungen in den 
nächsten Jahren besonders gefördert. 
Damit wird dem Trend der Individualisie-
rung Rechnung getragen und ein vielfäl-
tiges Angebot an Diensten und Einrich-
tungen für unterschiedliche Bedürfnisse 
und Lebenslagen geschaffen. 
Der Aufbau neuer Pflegestrukturen muss 
zu einer Entlastung der pflegenden An-
gehörigen führen. Besonders wichtig ist 
dabei das Angebot entlastender Hilfen 
(z.B. Tages-, Kurzzeit- und Urlaubspfle-
ge). In den letzten Jahren wurden zahl-
reiche Angebote für Angehörige geschaf-
fen: Beratung und Gesprächsrunden für 
pflegende Angehörige, vorübergehende 
Aufnahme in einem Pflegeheim im Ur-
laubs- oder Krankheitsfall, Heil- und 
Hilfsmittelberatung sowie diverse Om-
budsstellen und Informationsplattformen. 
Ein verbessertes Entlassungsmanage-
ment sowie die bessere Koordination der 
sozialen Dienste sollen nicht nur präven-
tiv wirken und dauernder Pflegebedürf-
tigkeit vorbeugen, sondern auch den Zu-
gang zu Pflege- und Betreuungseinrich-
tungen verbessern. Die verbesserte Ko-
ordination führt auch zu einem effizienten 
Einsatz der eingesetzten Mittel. Auch im 
Bereich der Vermittlung von ambulanten 
Diensten werden Case-Management-
Konzepte zur besseren Steuerung ein-
gesetzt. Die Case-Manager/innen sorgen 
dabei nicht nur für eine gute Vernetzung 
und Beratung der Betroffenen und deren 
Angehörigen, sondern helfen diesen 
auch zwischen den unterschiedlichen 
Angeboten zu wählen. 

4.3.3 QUALITÄT DER LANGZEITPFLEGE 
Auf Grund der steigenden Anzahl älterer 
Menschen in der Bevölkerung wird der 
Alten- und Behindertenbereich zukünftig 

vermehrt Beschäftigungsmöglichkeiten 
bieten. Die Studie des Österreichischen 
Bundesinstituts für Gesundheitswesen 
(ÖBIG) über „Beschäftigte im Alten- und 
Behindertenbereich“ (BMSK, Wien 2008) 
untersuchte die Entwicklung des Be-
schäftigtenstandes von 2003 bis 2006. 
Die Studie enthält Beschäftigtenzahlen 
der mobilen, teilstationären und stationä-
ren Dienste in Österreich. Ende 2006 
wurden in 66% der Einrichtungen ca. 
55.000 Beschäftigte gemeldet. In den 
Einrichtungen der Altenbetreuung hat 
sich der Personalstand in den Pflegebe-
rufen zwischen 2003 und 2006 um rund 
15% erhöht. Der bereits zwischen 1993 
und 2003 beobachtete Trend in Richtung 
qualifizierter Pflege und Betreuung setzte 
sich zwischen 2003 und 2006 weiter fort. 
Seit der Einführung des Pflegevorsorge-
systems wird besonderes Augenmerk 
auf die Treffsicherheit des Pflegegeldes 
und die Sicherung der Qualität der er-
brachten Pflege gelegt, um eine best-
mögliche Pflegesituation für alle Beteilig-
ten zu erreichen. 
Vor dem Hintergrund der gesetzlichen 
Verankerung der Qualitätssicherung im 
BPGG wurde im Jahr 2001 das Pilotpro-
jekt „Qualitätssicherung in der Pflege“ 
durchgeführt, in dessen Rahmen diplo-
mierte Gesundheits- und Krankenpflege-
personen, die über spezifisches Wissen 
zur häuslichen Pflege und hohe Bera-
tungskompetenz verfügen, im Zuge von 
Hausbesuchen bei schwer pflegebedürf-
tigen Menschen die konkrete Pflegesi-
tuation mittels eines standardisierten 
Fragebogens erfassten. Im Mittelpunkt 
dieser Hausbesuche steht aber nicht al-
leine die Überprüfung der Pflege. Ein 
gleich hoher Stellenwert wird dem an alle 
an der konkreten Pflege beteiligten Per-
sonen gerichteten Angebot eingeräumt, 
sich bei dieser Gelegenheit zum Thema 
Pflege informieren und beraten zu las-
sen. In diesem Sinne sind die Hausbe-
suche auch als Unterstützung der pfle-
genden Angehörigen gedacht. 
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Nach den positiven Erfahrungen mit der 
Durchführung dieses Pilotprojektes wur-
de im Jahr 2003 ein Folgeprojekt „Quali-
tätssicherung in der häuslichen Betreu-
ung“ initiiert. Die Evaluierung der beiden 
Projekte durch das ehemalige Österrei-
chische Bundesinstitut für Gesundheits-
wesen (ÖBIG), das diese Projekte wis-
senschaftlich begleitete, hat eine hohe 
Akzeptanz und Zufriedenheit der Betrof-
fenen mit dieser Form der Qualitätssiche-
rung ergeben. 
Auf Grund der positiven Resonanz der 
Beteiligten wurde diese qualitätsstei-
gernde Maßnahme als Regelangebot 
des Bundes und als laufende Maßnahme 
institutionalisiert und wesentlich ausge-
weitet. In der Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern wurde ein eigenes Kompe-
tenzzentrum zur bundesweiten Koordina-
tion und Abwicklung der Hausbesuche 
für sämtliche Pensionsversicherungsträ-
ger eingerichtet. Aktuell werden von 
mehr als 100 diplomierten Gesundheits- 
und Krankenpflegepersonen österreich-
weit bei PflegegeldbezieherInnen der 
Stufen 1 bis 7 Hausbesuche durchge-
führt. Allein im Jahr 2007 erfolgten bei 
rund 17.000 PflegegeldbezieherInnen im 
Rahmen dieser Maßnahme Hausbesu-
che. Im Jahr 2008 ist geplant, Hausbe-
suche im selben Ausmaß durchzuführen, 
die auch in jenen Fällen erfolgen, in de-
nen eine Förderung zur Unterstützung 
der 24-Stunden-Betreuung gewährt wur-
de. 
Einen wichtigen Schritt zur Aufwertung 
der Berufe im Alten- und Behindertenbe-
reich sowie zur Schaffung eines Anreizes 
für reguläre Beschäftigungsverhältnisse 
stellt die am 6. Dezember 2004 unter-
zeichnete Vereinbarung gemäß Artikel 
15a B-VG zwischen Bund und Ländern 
über Sozialbetreuungsberufe dar (BGBl. 
I Nr. 55/2005; Umsetzungstermin: 26. 
Juli 2007, für Salzburg: 8. Juli 2008). Die 
Vereinbarung sieht ein Modulsystem vor, 
das die Durchlässigkeit zwischen den 
einzelnen Berufen erleichtern soll (fördert 

die Flexibilität und Mobilität am Arbeits-
markt). Die Umsetzung der Vereinbarung 
ist durch entsprechende Änderungen auf 
Bundesebene (Gesundheits- und Bil-
dungsbereich) und zum Großteil auch 
auf Landesebene abgeschlossen. Es 
wird angestrebt, dass die Länder das 
Berufsbild „Heimhelfer/in“ bundesweit 
einführen. In allen bisher erlassenen 
Landesgesetzen ist dies auch der Fall. 
Die Entwicklung moderner Pflege- und 
Betreuungskonzepte muss auch einher-
gehen mit der Bereitstellung von geeig-
neten, überschaubaren und dezentralen 
Unterbringungseinrichtungen. In den 
letzten Jahren erfolgte in allen Bundes-
ländern ein umfassendes Programm zur 
Verbesserung der Qualität der Dienst-
leistungen und der Modernisierung der 
Pflegeeinrichtungen. 

4.3.4 FINANZIELLE NACHHALTIGKEIT AN-
GEMESSENER HOCHWERTIGER 
LANGZEITPFLEGE 

Die Ausgaben für Sachleistungen im 
Bereich der sozialen Dienste lagen im 
Jahr 2006 insgesamt bei EUR 1,33 Mrd., 
die vorwiegend aus Landesbudgets (So-
zialhilfe) und zum Teil von den Gemein-
den bestritten wurden. Von den Nutze-
rInnen dieser Dienste werden Kostenbei-
träge eingehoben, bei deren Festsetzung 
soziale Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden. 
Geldleistungen: Beim Pflegegeld han-
delt es sich um eine eigenständige Sozi-
alleistung. Das Pflegegeld ist keine Leis-
tung der gesetzlichen Sozialversiche-
rung, zumal die Finanzierung grundsätz-
lich nicht aus Beiträgen der Versicherten, 
sondern aus dem Budget des Bundes 
bzw. der Länder erfolgt. 
Im Jahr 2006 betrug der Aufwand des 
Bundes für Leistungen nach dem Bun-
despflegegeldgesetz EUR 1,62 Mrd. Im 
Bereich der Länder hat der Aufwand für 
Leistungen nach den Landespflegegeld-
gesetzen im Jahr 2006 rund EUR 301,5 



NATIONALE STRATEGIEN FÜR GESUNDHEIT UND LANGZEITPFLEGE 

 66  

Mio. betragen, wobei auch die Städte 
und Gemeinden zur Bedeckung dieses 
finanziellen Aufwandes beitragen. 
Unterarbeitsgruppe „Finanzierung 
(inkl. Organisationsfragen)”: In dieser 
Unterarbeitsgruppe der Arbeitsgruppe 
„Neugestaltung der Pflegevorsorge“ (vgl. 
Kap. 4.3.2) werden Strategien für eine 
langfristig nachhaltige Finanzierung der 
Pflegevorsorge erörtert und Grundlagen 
für künftige politische Entscheidungen 
erarbeitet. Dabei wird besonderes Au-
genmerk auf die mittel- und langfristigen 
Entwicklungen der Kosten der Pflegevor-
sorge auf Grund der derzeit geltenden 
gesetzlichen Regelungen sowie des Re-
gierungsprogramms der laufenden Legis-
laturperiode gelegt. Weiters wird das ös-
terreichische Pflegevorsorgemodell mit 
anderen Modellen in der Europäischen 
Union (Best Practice Analyse) vergli-
chen. Eine weitere Basis für künftige 
Entscheidungen im Rahmen der Finan-
zierung der Pflegevorsorge soll auch die 
Entwicklung alternativer Finanzierungs-
modelle samt deren volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen bilden.  
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5.1 STATISTISCHER ANHANG 
 
Die Auswahl der Indikatoren erfolgte anhand der vom Ausschuss für Sozialschutz be-
schlossenen Indikatorenliste, die für die nationalen Strategieberichte der Mitgliedstaaten 
sowie den Gemeinsamen Bericht über Sozialschutz und soziale Eingliederung von 
Kommission und Rat erstellt wurde. 
 
Darüber hinaus wurde vom BMSK im Jahr 2007 die Entwicklung zusätzlicher nationaler 
Indikatoren in Auftrag gegeben, die mit den entsprechenden Daten erstmals in diesen 
Bericht aufgenommen werden. 
 
Die Einteilung der Indikatoren in 5 Themenbereiche enthält Untergliederungen in EU-
Primär-, Sekundär- und Kontextindikatoren sowie ergänzende österreichische Indikato-
ren, die Aufschluss über den Ursprung des jeweiligen Indikators geben.  
 
Jedes Kapitel wird schließlich mit einer Überblicksseite eingeleitet, die – soweit ein Indi-
kator dies erlaubt – einen Trend über die Entwicklung eines Indikators im Zeitverlauf 
darstellt. 
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Indikatoren „Soziale Eingliederung“ 
 
1. Indikatoren zum Bereich Lebensstandard 
 

Primäre EU-Indikatoren 
1.1. Armutsgefährdung nach Alter und Geschlecht 
1.2. Armutsgefährdungsschwelle 
1.3. Armutsgefährdungslücke 
 

Sekundäre EU-Indikatoren 
1.4. Armutsgefährdung nach Haushaltstyp 
1.5. Armutsgefährdung nach Erwerbsintensität des Haushalts 
1.6. Armutsgefährdung nach häufigstem Erwerbsstatus 
1.7. Armutsgefährdung nach Rechtsverhältnis an der Wohnung 
1.8. Einkommensschwellen 
 

EU-Kontextindikatoren 
1.9.   Einkommensungleichheit (S80/S20) 
1.10.   Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient) 
1.11.  Armutsgefährdung bei einer fixierten Schwelle 
1.12.  Armutsgefährdung vor Sozialleistungen 
 

Ergänzende österreichische Indikatoren 
1.13.  Dauerarmutsgefährdungsanteil 
1.14.   Finanzielle Deprivationsquote 
1.15. Anteil und Entwicklung des Medianeinkommens verschiedener Bevölke-

rungsgruppen 
1.16.   Einkommenslücke (in % vom BIP) 
 

2. Indikatoren zum Bereich Beschäftigung 
 

Primäre EU-Indikatoren 
2.1. Langzeitarbeitslosenquote 
2.2.     Bevölkerung in erwerbslosen Haushalten 
2.3.     Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung von MigrantInnen 
 

Sekundärer EU-Indikator 
2.4. Arbeitsarmutsgefährdungsquote der Voll- und Teilzeitbeschäftigten 
 

EU-Kontextindikatoren 
2.5.   Regionale Kohäsion: Streuung der regionalen Beschäftigungsquoten 
2.6.   Haushalte ohne Erwerbsbeteiligung nach Haushaltstyp 
2.7.   Making work pay-Indikatoren: 

Arbeitslosigkeitsfalle 
Niedriglohnfalle 
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Ergänzende österreichische Indikatoren 
2.8.   Arbeitsmarktfernenquote 
2.9.   Erwerbstätigenquote 
2.10.  Langzeitarbeitslosenanteil 
2.11.  Haushaltseinkommen aus Erwerbstätigkeit unter der Armutsgefähr-

dungsschwelle 
2.12.  Niedrigstundenlohn 
2.13.  Erwerbshindernisse durch Betreuungspflichten 

 
 

3. Indikatoren zum Bereich Bildung 
 

Primäre EU-Indikatoren 
3.1. Frühe Schulabgänger 
3.2. Personen mit niedrigem Schulabschluss 
 

Sekundärer EU-Indikator 
3.3. Niedrige Lesekompetenz bei SchülerInnen 
 

Ergänzende österreichische Indikatoren 
3.4. Berufliche Fortbildung 
3.5. Vorschulbildung  
3.6. Bildungsferne Jugendliche 

 
4. Indikatoren zum Bereich Gesundheit 
 

EU-Kontextindikatoren 
4.1. Lebenserwartung  
4.2. Personen mit lang andauerndem Gesundheitsproblem oder Behinde-

rung 
 

Ergänzende österreichische Indikatoren 
4.3. Gesundheitsprobleme 
4.4. Gesundheitsvorsorge 
4.5. Starkes Übergewicht 
4.6. Soziale Differenzen in der Lebenserwartung 

 
5. Indikatoren zum Bereich Wohnen 

 
Ergänzende österreichische Indikatoren 

5.1. Überbelag 
5.2. Unzumutbarer Wohnungsaufwand 
5.3. Prekäre Wohnqualität 
5.4. Belastung durch Wohnumgebung 

 
 



ANHÄNGE 

 71  

 
1. Indikatoren zum Bereich Lebensstandard 
 

 

Überblick 
 

Trend 
1.1. Armutsgefährdung nach Alter und Geschlecht 0
1.2. Armutsgefährdungschwelle
1.3. Armutsgefährdungslücke ++
1.4. Armutsgefährdung nach Haushaltstyp
1.5. Armutsgefährdung nach Erwerbsintensität des Haushalts
1.6. Armutsgefährdung nach häufigstem Erwerbsstatus
1.7. Armutsgefährdung nach Rechtsverhältnis an der Wohnung
1.8. Einkommensschwellen +
1.9. Einkommensungleichheit (S80/S20) +
1.10. Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient) +
1.11. Armutsgefährdung bei einer fixierten Schwelle 0
1.12. 0
1.13. Dauerarmutsgefährdungsanteil 
1.14. Finanzielle Deprivationsquote +
1.15.

1.16. Einkommenslücke (in % vom BIP) +

Armutsgefährdung vor Sozialleistungen

Anteil und Entwicklung des Medianeinkommens verschiedener 
Bevölkerungsgruppen

Indikatoren

 
 
 

 
Trend Entwicklung des Indikators im Zeitverlauf in Österreich. Ein positiver Trend 

bezieht sich auf die positive Entwicklung im Sinne einer verbesserten sozialen 
Eingliederung. 

+ Positive Veränderung von 1 bzw. 2 Prozentpunkten  
++ Verbesserung des Indikators im Zeitverlauf ab 2 Prozentpunkten 
- Verschlechterung des Indikators im Zeitverlauf von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
-- Verschlechterung des Indikators ab 2 Prozentpunkten 
0       Keine Veränderung 
 
 
Für Indikatoren mit fehlendem Referenzzeitraum bzw. mit einer heterogenen Entwick-
lung können keine Trendangaben gemacht werden. 
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2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.1.

20 19 19 15 15 15
15 14 15 11 11 11

Männer 14 14 14 10 11 10
Frauen 16 15 15 12 12 12

18 19 19 17 14 16
Männer 15 16 16 13 10 11
Frauen 20 21 21 20 17 20

Gesamt 16 16 16 13 12 13

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

AT

Armutsgefährdung nach Sozialtransfers
nach Alter und Geschlecht1

Personen 65+ Jahre

Personen 18-64 Jahre 

EU 25

1Anteil jener Personen (0+), deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen nach dem Erhalt von Sozialleistungen 
unterhalb der festgelegten Armutsgefährdungsschwelle (60% des Medianeinkommens) liegt. 

Kinder (0-17 Jahre)

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.2. Armutsgefährdungsschwelle1

Ein-Personen-Haushalt 7.853 8.275 8.368 10.182 10.796 10.711

16.490 17.378 17.573 21.382 22.671 22.493

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1  In Euro. Der Betrag des äquivalisierten Haushaltseinkommens, der die Grenze für Armutsgefährdung bildet, ist 
nach Eurostat-Definition bei 60% des Medians des äquivalisierten Haushaltseinkommens festgelegt. 

2 Erwachsene und 2 finanziell
abhängige Kinder

EU 25 AT

 
 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.3. Armutsgefährdungslücke1

Männer : 24 23 19 15 18
Frauen : 22 22 20 15 14

: 23 23 18 14 17
: 25 25 20 18 19
: 26 25 19 19 19
: 24 24 22 17 19
: 18 18 21 14 13
: 18 18 26 12 13
: 18 18 20 15 13
: 23 22 20 15 15

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

Frauen

Männer
Frauen

1 Als Maß für die Intensität der Armutsgefährdung gibt der Indikator die prozentuelle Unterschreitung des medianen 
Äquivalenzeinkommens der Armutsgefährdeten von der Armutsgefährdungsschwelle an. 

EU 25

Personen 65+ Jahre

Personen 18-64 Jahre

AT

Gesamt

Männer

Kinder (0-17 Jahre)
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2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.4. Armutsgefährdung nach Sozialtransfers

15 15 15 13 12 13
24 24 24 21 19 22

     Männer 22 22 22 16 14 16
     Frauen 26 26 25 25 23 26
     < 65 Jahre 22 23 22 20 17 20
     65+ Jahre 26 27 26 23 23 26

10 10 10 11 9 10
 2 Erwachsene mind. einer 65+ J. 15 16 16 14 11 12

7 7 7 5 7 6

18 17 17 13 13 12

34 32 32 25 28 29
12 12 12 10 10 9

2 Erwachsene 2 abh. Kinder 15 14 14 9 12 11
2 Erwachsene  3+ abh. Kinder 27 24 24 22 20 19

18 16 18 10 10 5

17 18 19 24 23 26
Männer 7 7 7 7 7 8
Frauen 11 12 12 17 16 19

8 10 8 12 10 11

2 Erwachsene mind. einer 65+ J. 10 9 10 9 8 9
7 7 7 5 7 6

42 44 45 50 48 52

9 11 9 7 8 10
9 9 9 9 8 8

2 Erwachsene 2 abh. Kinder 16 15 16 11 14 13
2 Erwachsene  3+ abh. Kinder 12 11 10 12 12 12

13 10 11 10 10 5
58 56 55 50 52 48

100 100 100 100 100 100

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

andere Haushalte

     Ein-Personen-Haushalte

Haushalte mit abhäng. Kindern

2 Erwachsene 1 abh. Kind

 2 Erwachsene beide < 65 Jahre

      Alleinerziehend min. 1
      abhängiges  Kind

andere Haushalte

Verteilung der armutsgefährdeten Bevölkerung

EU 25 AT

nach Haushaltstyp1

Haushalt ohne abhängige Kinder

1Anteil der armutsgefährdeten Personen nach Haushaltstyp in % der jeweiligen Gesamtbevölkerung. 

Ein-Personen-Haushalte

Haushalte mit abhängigen Kindern

Alleinerziehend mind. 1
abhängiges  Kind

andere Haushalte

Haushalt ohne abhängige Kinder

2 Erwachsene 1 abh. Kind

andere Haushalte

Gesamt

2 Erwachsene beide < 65 Jahre
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2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.5. Armutsgefährdung nach Sozialtransfers

nach Erwerbsintensität des Haushalts1

WI = 0 32 29 30 19 21 22
0 < WI < 0.5 : 22 21 14 23 18
0.5 > WI < 1 : 7 7 9 7 9
WI = 1 5 5 5 6 4 5

WI = 0 68 60 62 40 52 55
0 < WI < 0.5 44 40 42 44 33 27
0.5 > WI < 1 17 18 18 13 14 12
WI = 1 7 7 7 6 6 4

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

AT

1 Anteil der armutsgefährdeten Personen nach der Erwerbsintensität (Work Intensity = WI) des Haushalts. Die 
Erwerbsintensität errechnet  sich als Anteil der Monate, in denen im Referenzjahr tatsächlich einer Beschäftigung 
nachgegangen wurde an allen 12 Monaten des Jahres. Teilzeit erwerbstätige Monate werden als halbe Erwerbsmonate 
gerechnet. Wurden mehr als 75% der maximalen Erwerbsmonate im Haushalt erreicht, zählt das als volle 
Erwerbstätigkeit. Bis zu 75% zählt als teilweise Erwerbstätigkeit. Keine Erwerbstätigkeit entspricht null Erwerbsmonaten. 
Das Maß der Erwerbsintensität reicht von WI=0 für erwerbslose Haushalten bis WI=1 für Haushalte, in denen alle 
Haushaltsmitglieder im Erwerbsalter einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 

Haushalte mit abhängigen Kindern

EU 25

Haushalte ohne abhängige Kinder

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.6.

Gesamtbevölkerung (18+) : 15 15 12 12 12
    Männer : 14 14 10 10 10
    Frauen : 16 16 13 13 14
erwerbstätig : 8 8 7 7 6
    Männer : 9 8 8 7 6
    Frauen : 7 7 7 6 6
ohne Beschäftigung : 23 23 18 18 19

Männer : 22 23 16 17 17
Frauen : 23 23 19 18 20

arbeitslos : 39 41 31 48 44
Männer : 43 46 35 51 50
Frauen : 37 36 26 42 36

 in Pension : 16 16 14 12 13
Männer : 15 15 11 10 10
Frauen : 17 17 16 14 16

andere Inaktive : 26 27 22 22 21
Männer : 26 27 22 26 18
Frauen : 26 27 22 21 22

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

nach häufigstem Erwerbsstatus1

1 Als Erwerbsstatus wird jener angenommen, der im Referenzjahr länger als sechs Monate innegehabt wurde.

Armutsgefährdung nach Sozialtransfers

EU 25 AT

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.7.

EigentümerInnen oder mietfrei 13 14 14 10 10 9
MieterInnen 25 23 23 18 17 19

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

EU 25 AT

nach Rechtsverhältnis an der Wohnung
Armutsgefährdung nach Sozialtransfers
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2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.8.

40% 5 5 5 4 3 3
Männer : 5 5 3 3 3
Frauen : 5 5 4 3 3

50% 10 10 10 7 6 6
Männer 10 9 9 6 5 6
Frauen 10 10 10 8 6 6

70% 24 24 24 20 20 20
Männer : 23 23 18 18 18
Frauen : 25 25 22 21 22

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1  Anteil jener Personen (0+), deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen unter einer Schwelle von 40% bzw. 50% 
bzw. 70% des Medianeinkommens liegt.

Einkommensschwellen1

EU 25 AT

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.9.

4,80 4,90 4,80 3,80 3,80 3,70

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

EU 25

Einkommensungleichheit 1

Anteilsverhältnis der 
Einkommensquintile (S80/S20)

1 Der Indikator stellt die Ungleichheit der Einkommensverteilung dar, indem die Summe der Äquivalenzeinkommen 
des obersten Einkommensfünftel (80% niedriger als…) durch die Summe der Äquivalenzeinkommen des 
untersten Einkommensfünftels (20% niedriger als...) dividiert wird. 

AT

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.10.

(Gini-Koeffizient) 30 31 30 26 26 25

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

AT

 Einkommensungleichheit 1

1 Der Indikator dient als Maß der Konzentration von Haushaltseinkommen. Bei einem Wert von 0% haben alle 
Personen dasselbe Einkommen. 100% bedeuten, dass eine Person das gesamte Einkommen bezieht.

EU 25

 

 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.11. 

Männer : 15 15 : 12 12
Frauen : 17 17 : 15 15

Kinder (0-17 Jahre) : 19 19 : 16 16
Personen 18-64 Jahre : 14 14 : 12 12

Männer : 14 14 : 11 11
Frauen : 15 15 : 13 13

Personen 65+ : 19 19 : 17 17
Männer : 16 16 : 11 11
Frauen : 20 20 : 21 21

Gesamt : 16 16 : 13 13

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC 

EU 25 AT 

1  Anteil der armutsgefährdeten Personen in Bezug auf eine zeitlich festgelegte Schwelle (60% des Medianeinkom-
mens zu einem bestimmten Zeitpunkt). Schwellenwert wird jährlich um die Inflation bereinigt. 

Armutsgefährdung bei einer fixierten 
Schwelle1 
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2004 2005 2006 2004 2005 2006
1.12.

33 34 33 37 37 37
24 24 24 23 22 21

Männer 22 23 23 21 21 21
Frauen 26 26 26 24 23 24

24 24 25 23 23 23
Männer 23 23 24 22 22 23
Frauen 25 26 26 24 24 24

24 23 23 19 16 19
Männer 20 20 20 15 11 12
Frauen 26 26 25 23 20 23

Gesamt 26 26 26 25 24 25

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

Kinder 0-15 Jahre

Personen 16-64 Jahre

Personen 65+ Jahre

EU 25

Personen 16+ Jahre

1 Anteil jener Personen, deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen nach dem Bezug von Pensionen, aber vor dem 
Bezug von Sozialleistungen unter der Armutsgefährdungsschwelle (60% des Medianeinkommens) liegt in % der 
jeweiligen Gesamtbevölkerung.

AT

Armutgefährdung vor Sozialleistungen, 
nach Pensionen1

 
 

AT
2006

1.13. Dauerarmutsgefährdungsanteil1

Männer 49
Frauen 54

Kinder < 19 46
Junge Erwachsene 47
30-49 Jährige 48
50-64 Jährige 48
Pensionsalter 65+ 74

Risikogruppen
Bildungsferne 56
Migrationshintergrund 38
Menschen mit Behinderung 65
Alleinerziehend2 (37)
Familien mit 3 und mehr Kindern 46
Familien mit Kindern unter 4 Jahren 38

56

Gesamt 52

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1 Anteil jener Personen, die auf Grund eines Jahreseinkommens unter der 
Gefährdungsschwelle in zwei aufeinanderfolgenden Jahren armutsgefährdet 
sind . Der Indikator wird dargestellt als Anteil der Personen in dauerhafter 
Armutsgefährdung an allen Armutsgefährdeten.
2 Werte in Klammern sind stark zufallsbehaftet.

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 
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2004 2005 2006
1.14. Finanzielle Deprivationsquote 1

Kinder (<19 Jahre) 18 16 17
Junge Erwachsene (19-29 J.) 17 17 17
30-49 Jährige 17 14 14
50-64 Jährige 14 13 12
Pensionsalter (65+) 15 16 14

Männer 16 14 14
Kinder (<19 Jahre) 19 16 18
Junge Erwachsene (19-29 J.) 17 16 17
30-49 Jährige 17 14 13
50-64 Jährige 14 12 12
Pensionsalter (65+) 11 12 11

Frauen 17 16 15
Kinder (<19 Jahre) 18 16 17
Junge Erwachsene (19-29 J.) 17 18 17
30-49 Jährige 17 15 15
50-64 Jährige 14 14 12
Pensionsalter (65+) 18 18 17

Bildungsferne : : 26
Migrationshintergrund : : 28
Menschen mit Behinderung : : 27
Alleinerziehend : : 32
Familien mit 3 und mehr Kindern : : 14
Familien mit Kindern unter 4 Jahren : : 18

: : 14

Gesamt 16 15 15

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1 Anteil jener Personen, deren finanzielle Mittel einen in der Gesellschaft als selbstverständlich erachteten 
Mindestlebensstandard nicht ermöglichen. Finanzielle Deprivation wird angenommen, wenn sich ein Haushalt 
zwei von folgenden sieben Aufwendungen nicht leisten kann: bei Bedarf neue Kleidung zu kaufen;  die 
Wohnung angemessen warm zu halten;  Miete, Strom rechtzeitig zu bezahlen; alle 2 Tage Huhn, Fisch, 
Fleisch zu essen; unerwartete Ausgaben zu bezahlen; einmal im Monat Freunde oder Verwandte zum Essen 
einzuladen; einen Arzt- oder Zahnarzt zu konsultieren. 

Risikogruppen

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 

AT
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1.15a

Gesamt Männer Frauen
Medianeinkommen in Euro 17.854 18.214 17.480

Kinder < 19 90 90 89
Junge Erwachsene 103 106 101
30-49 Jährige 103 104 102
50-64 Jährige 112 113 111
Pensionsalter 65+2 95 102 90

Bildungsferne 83 84 82
Migrationshintergrund 77 77 77
Menschen mit Behinderung 93 95 90
Alleinerziehend 76 76 75
Familien mit 3 und mehr Kindern 85 85 83
Familien mit Kindern unter 4 Jahren 87 88 86

94 95 94

Gesamt 100 102 98

1.15b
2003/4 2004/5 2005/6
1,10 1,05 1,01
1,04 1,09 0,98
1,08 1,04 1,01
1,09 1,05 1,04
1,08 1,07 0,99

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

AT

Junge Erwachsene (19-29 J.)

Der Median des standardisierten Haushaltseinkommens dient als Richtwert für die Berechnung der 
Armutsgefährdungsschwelle, die bei 60% des Medians liegt. 1 Anteil des Median-Pro-Kopf-
Haushaltseinkommens (=äquivalisiertes Haushaltseinkommen) der jeweiligen Personengruppen am 
Medianeinkommen der Gesamtbevölkerung. 2 Lesebeispiel: Das Median-Pro-Kopf-
Haushaltseinkommen von PensionistInnen beträgt 95% vom Medianeinkommen der 
Gesamtbevölkerung. 3 Erhöhung des Median-Pro-Kopf-Haushaltseinkommens der jeweiligen 
Gruppe innerhalb eines Jahres. 4 Lesehilfe: Das Median-Pro-Kopf-Haushaltseinkommen der 
PensionistInnen hat sich von 2004 auf 2005 um 1,07% und von 2005 bis 2006 um 0,99% erhöht.

Pensionsalter (65+)4

Entwicklung des Medianeinkommens im 
Jahresvergleich in %3 

50-64 Jährige
30-49 Jährige

Kinder (<19 Jahre)

Risikogruppen

Familien mit Kindern zwischen
4 und 16 Jahren 

Anteil des standardisierten 
Medianeinkommens verschiedener 
Bevölkerungsgruppen1
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1.16. Einkommenslücke 1

2001/03/04
2003/04/05
2004/05/06

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1 Als Einkommenslücke wird das zusätzliche Einkommen definiert, das für einen Haushalt benötigt 
wird, um die Armutsgefährdungsschwelle (60% vom Median) zu überschreiten. Der Indikator wird 
dargestellt als der Anteil des BIP, der sich aus der Summe aller Einkommenslücken von 
Niedrigeinkommensbeziehenden ergibt. Die Einkommenslücke auf das BIP ist jeweils auf den 
Zeitraum vor dem Erhebungsjahr bezogen. Zur Minimierung von Schwankungsbreiten wird jeweils 
der Durchschnitt dreier aufeinanderfolgender Jahre berechnet.

0,83
1,98

0,82

0,80

in Mrd. Euro
3-Jahres-

durchschnitte

1,86

AT

in % vom BIP

1,97
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2. Indikatoren zum Bereich Beschäftigung 
 

 

Überblick 
 
 

Indikatoren Trend
2.1. Langzeitarbeitslosenquote 0
2.2. Bevölkerung in erwerbslosen Haushalten +
2.3. Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung von MigrantInnen
2.4.
2.5. Regionale Kohäsion: Streuung der regionalen Beschäftigungsquoten 0
2.6. Haushalte ohne Erwerbsbeteiligung nach Haushaltstyp +
2.7. Making work pay-Indikatoren:

    Arbeitslosigkeitsfalle 0
    Niedriglohnfalle 0

2.8. Arbeitsmarktfernenquote ++
2.9. Erwerbstätigenquote ++
2.10. Langzeitarbeitslosenanteil -
2.11.

2.12. Niedrigstundenlohn
2.13. Erwerbshindernisse durch Betreuungspflichten

Armutsgefährdungsquote der Voll- und Teilzeitbeschäftigten

Haushaltseinkommen aus Erwerbstätigkeit unter der 
Armutsgefährdungsschwelle

 
 
 
______________________________________________________________________ 
Trend Entwicklung des Indikators im Zeitverlauf in Österreich. Ein positiver Trend 

bezieht sich auf die positive Entwicklung im Sinne einer verbesserten sozialen 
Eingliederung. 

+ Positive Veränderung von 1 bzw. 2 Prozentpunkten  
++ Verbesserung des Indikators im Zeitverlauf ab 2 Prozentpunkten 
- Verschlechterung des Indikators im Zeitverlauf von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
-- Verschlechterung des Indikators ab 2 Prozentpunkten 
0       Keine Veränderung 
 
 
Für Indikatoren mit fehlendem Referenzzeitraum bzw. mit einer heterogenen Entwick-
lung können keine Trendangaben gemacht werden. 
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EU 25 AT

2004 2005 2006 2004 2005 2006
2.1.

Männer 3,7 3,6 3,3 1,3 1,2 1,3
Frauen 4,7 4,5 4 1,4 1,4 1,3
Gesamt 4,2 4 3,6 1,3 1,3 1,3

Langzeitarbeits-
losenquote1

1 Laut Definition der International Labour Organization (ILO) der Anteil jener Personen (15+), die seit mindestens 
12 Monaten arbeitlos sind. Anteil der langzeitarbeitlosen Personen in % der Erwerbsbevölkerung nach Geschlecht.
Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

 
 

EU 25 AT
2004 2005 2006 2004 2005 2006

2.2.

Männer 9,3 8,9 7,7 7,8 6,5

Frauen 11,2 10,9 9,6 9,8 8,7

9,7 9,7 9,4 6,3 7,2 6,5

10,3 9,8 9,3 8,7 8,8 8,6

Gesamt 10,3 9,9 8,7 8,8 7,6

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

Kinder
(<18 Jahre)
Erwachsene
(18-59 Jahre)

Bevölkerung in 
erwerbslosen 
Haushalten1

1 Anteil jener Personen im Erwerbsalter (0-60/65), die in Haushalten leben, in denen kein Mitglied (ohne 
Personen unter 18 Jahren oder in Ausbildung) einer Erwerbstätigkeit nachgeht.
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2.3. Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung von MigrantInnen1

Österreich/EU15
Männer2

Frauen
Österreich/ EU25

Männer
Frauen

Österreich/Ex-Jugoslawien
Männer2

Frauen
Österreich/Türkei

Männer
Frauen

Österreich/Sonstige
Männer
Frauen

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

2,1
-3,2

1,4
-3,2
4,0
4,7
1,0

1 Zeigt die Differenz der Erwerbsbeteiligung von Personen, die im Ausland geboren wurden, im Vergleich zu Personen, 
die in Österreich geboren wurden. Die Herkunftsländer werden differenziert nach Ex-Jugoslawien, Türkei, EU25 und 
EU15 und sonstige. Die Erwerbstätigenquote gibt den Anteil der erwerbstätigen Personen im Erwerbsalter in % der 
Gesamtbevölkerung an. Für die Erwerbstätigenquote 15+ Stunden werden nur diejenigen Personen berücksichtigt, deren 
Erwerbsbeteiligung mindestens 15 Stunden pro Woche beträgt. 
2  Lesehilfe: Die Erwerbstätigenquote von Männern aus den  EU-15 Staaten ist um 3,2% höher als die österreichischer 
Männer. Die Erwerbstätigenquote von Männern aus Ex-Jugoslawien ist um 5,4% niedriger als die österreichischer 
Männer. 

Erwerbstätigenquote
 (15-64-Jährige)

Erwerbstätigenquote
 15+ Stunden

 (15-64-J.)

4,2
3,9
4,4
3,1

6,2
11,5

5,4
5,5

5,9

15,3
7,4

24,1
9,7

5,3
1,5
5,8
5,5

13,3

16,6
7,7

26,5
10,3

5,8

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
2.4.

Vollzeit erwerbstätig 7 7 6 6 5
Teilzeit erwerbstätig 10 11 8 10 10

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

EU25 AT

1 Anteil jener voll- und teilzeiterwerbstätigen Personen, deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen unter der 
Armutsgefährdungsschwelle (60% des Medians) liegt - sog. "working poor". Vollzeit bedeutet hierbei 
mindestens 35h Erwerbstätigkeit pro Woche. 

Armutsgefährdungsquote 
von Voll- und 
Teilzeitbeschäftigten1

 
 

AT
2004 2005 2006 2004 2005 2006

2.5.

12,2 11,9 : 3,5 4,1 3,4

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

EU25

1 Der Indikator wird dargestellt als Variationskoeffizient (Standardabweichung dividiert durch den Mittelwert) 
regionaler  Beschäftigungsquoten (Bundesländerebene = NUTS 2). 

Streuung der regionalen
Beschäftigungsquoten1
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AT
2004 2005 2006 2004 2005 2006

2.6. Haushalte ohne Erwerbsbeteiligung nach Haushaltstyp 1

: 10 10 8 8 6

: 16 17 15 16 12

: 9 9 7 7 6

: 6 6 7 6 7

: 10 9 12 9 10

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1 Anteil jener Personen, in deren Haushalten kein Mitglied im Erwerbsalter einer Erwerbstätigkeit 
nachgeht.

Alleinerziehend
mit abh. 
Kindern
2 od. mehr Erw.
mit abh. 
Kindern

Haushalte ohne
abhängige Kinder

Ein-Personen-
Haushalt

Haushalte
mit abhängigen 
Kindern

EU25

 
 

2004 2005 2006 2004 2005 2006
2.7.

74,1 75,0 75,4 67,0 67,0 67,0

46,7 46,7 47,4 38,0 36,0 37,0

58,9 61,6 62,2 65,0 62,0 64,0

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

Arbeitslosigkeitsfalle1

ATEU25

1 Anteil des Bruttoverdienstes, der bei Aufnahme einer Erwerbsarbeit durch höhere direkte Steuern 
und Sozialbeiträge sowie durch den Wegfall von Unterstützungszahlungen (Sozialleistungen)  
entzogen wird. Der Indikator basiert auf Modellrechnungen der OECD für Alleinlebende ohne Kinder 
mit 67% des Durchschnittsverdienstes (AW).
2 Finanzielle Folgen für erwerbstätige Personen, die mehr arbeiten und dadurch ihr Einkommen 
erhöhen. Prozentsatz am Bruttoeinkommen, der durch die Effekte von höheren Steuern und 
Sozialbeiträgen kombiniert mit geringeren oder dem kompletten Wegfall von Sozialleistungen 
entsteht, wenn sich in einem Alleinverdienerhaushalt oder in einem Haushalt mit Ehepaar und zwei 
Kindern der Verdienst von 33% auf 67% des Durchschnittsverdienstes erhöht.

Niedriglohnfalle2

Alleinstehende Person
ohne Kinder
Ehepaar mit einem
Einkommen und 2 Kindern
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2005 2006 2007
2.8. Arbeitsmarktfernenquote1

Jugendliche (15-19 J.) 57,7 56,7 54,6
Junge Erwachsene (20-29 J.) 19,8 20,1 19,6
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 12,0 11,4 11,0
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 51,0 47,3 44,7

Männer 20,7 19,5 18,3
Jugendliche (15-19 J.) 51,5 50,7 49,8
Junge Erwachsene (20-29 J.) 15,9 15,8 14,4
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 5,6 5,1 4,7
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 41,4 38,1 35,1

Frauen 30,4 33,0 32,1
Jugendliche (15-19 J.) 63,8 62,6 59,3
Junge Erwachsene (20-29 J.) 23,7 24,3 24,8
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 18,5 17,7 17,3
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 60,2 56,0 53,9

Risikogruppen
Bildungsferne 36,6
Migrationshintergrund : : 28,3
Alleinerziehend : : 26,9
Familien mit 3 und mehr Kindern : : 27,6
Familien mit Kindern unter 4 Jahren : : 24,2

: : 22,0

27,6 26,3 25,3
1 Der Indikator misst den Anteil der Personen, die grundsätzlich erwerbstätig sein könnten, sich jedoch 
nicht am Arbeitsmarkt beteiligen an allen Personen im Erwerbsalter (15-64 Jahre). 

AT

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 

Gesamt

Quelle: Mikrozensus 2007  
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2005 2006 2007
2.9. Erwerbstätigenquote (16+ Stunden) 1

Jugendliche (15-19 J.) 34,6 36,3 36,6
Junge Erwachsene (20-29 J.) 69,3 69,4 69,9
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 80,5 81,3 81,8
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 44,2 47,4 49,9

Männer 73,9 75,4 76,7
Jugendliche (15-19 J.) 41,1 43,1 42,4
Junge Erwachsene (20-29 J.) 74,2 74,7 77,0
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 90,1 91,1 91,6
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 55,2 58,1 60,9

Frauen 56,1 57,3 57,9
Jugendliche (15-19 J.) 28,2 29,5 30,9
Junge Erwachsene (20-29 J.) 64,4 64,1 62,8
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 70,9 71,4 71,9
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 33,6 37,2 39,3

Risikogruppen 
Bildungsferne : : 52,6
Migrationshintergrund : : 61,9
Alleinerziehend : : 61,5
Familien mit 3 und mehr Kindern : : 62,6
Familien mit Kindern unter 4 Jahren : : 65, 9

: : 69,5

65,0 66,3 67,3

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 

Gesamt 
1 Anteil der erwerbstätigen Personen an der Gesamtbevölkerung. Um prekäre Arbeitsverhältnisse 
auszuschließen werden nur Personen mit einer Normalarbeitszeit von mehr als 15h berücksichtigt. 

AT

Quelle: Mikrozensus 2005  
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2005 2006 2007
2.10. Langzeitarbeitslosenanteil 1

Jugendliche (15-19 J.) 14,4 15,1 11,8
Junge Erwachsene (20-29 J.) 14,2 17,9 17,0
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 28,5 28,6 30,2
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 48,7 53,2 50,1

Männer 25,7 29,7 26,6
Jugendliche (15-19 J.) 16,1 15,7 11,9
Junge Erwachsene (20-29 J.) 13,5 21,6 17,9
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 28,4 28,9 27,9
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 51,2 55,6 49,8

Frauen 24,9 25,1 27,1
Jugendliche (15-19 J.) 12,5 14,5 11,6
Junge Erwachsene (20-29 J.) 15,0 13,4 16,0
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 28,6 28,4 31,9
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 44,9 49,4 50,5

Risikogruppen
Bildungsferne : : 31,9
Migrationshintergrund : : 29,0
Alleinerziehend : : 34,6
Familien mit 3 und mehr Kindern : : 21,0
Familien mit Kindern unter 4 Jahren : : 18,8

: : 25,0

25,3 27,4 26,8

Quelle: Mikrozensus 2007

AT

1 Als langzeitarbeitslos gelten Personen, die seit mehr als 12 Monaten arbeitslos sind. Anteil der 
Langzeitarbeitlosen an der arbeitslosen Bevölkerung. 

Gesamt 

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 
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AT

2006
2.11.

Männer 34
Frauen 40

Junge Erwachsene (19-29 J.) 23
30-49 Jährige 20
50-64 Jährige 47

Risikogruppen
Bildungsferne 62
Migrationshintergrund 38
Menschen mit Behinderung 73
Alleinerziehend 53
Familien mit 3 und mehr Kindern 26
Familien mit Kindern unter 4 Jahren 25
Familien mit Kindern zw. 4 und 16 Jahren 21

Gesamt 37

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC 2006

1 Anteil jener Personen, deren Arbeitseinkommen (einschließlich Einkünfte anderer 
Haushaltsmitglieder und Familienleistungen) unter der Armutsgefährdungsschwelle liegt. Anteil der 
Personen mit einem Einkommen unter der für den jeweiligen Haushaltstyp geltenden 
Armutsgefährdungsschwelle in % der Personen in Erwerbstätigenhaushalten.

Haushaltseinkommen aus Erwerbstätigkeit
unter der Armutsgefährdungsschwelle1
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AT

2005
2.12. Niedrigstundenlohn1

Jugendliche (15-19 J.) 26,7
Junge Erwachsene (20-29 J.) 7,3
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 3,5
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 3,1
Pensionsalter (65+) 8,1

Männer 3,0
Jugendliche (15-19 J.) 29,3
Junge Erwachsene (20-29 J.) 4,9
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 2,1
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 2,1
Pensionsalter (65+) 6,1

Frauen 6,5
Kinder (<15 Jahre)
Jugendliche (15-19 J.) 24,7
Junge Erwachsene (20-29 J.) 10,0
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 5,3
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 4,4
Pensionsalter (65+) 12,1

Risikogruppen
Bildungsferne 6,7
Migrationshintergrund 7,1
Alleinerziehend 6,1
Familien mit 3 und mehr Kindern 6,0
Familien mit Kindern unter 4 Jahren 10,0
Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 4,1

Gesamt 4,6
1 Anteil jener unselbständig Beschäftigten (ohne Lehrlinge), deren Stundenlohn (brutto) bei einer 
Normalarbeitszeit von 40 Stunden nicht ausreicht, um ein monatliches Mindesterwerbseinkommen 
von 1.000 Euro (14 x jährlich) zu erzielen.
Quelle: Mikrozensus 2005/Lohnsteuerdaten 2005  
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AT
2007

2.13. Erwerbshindernisse durch Betreuungspflichten1 3,9
Junge Erwachsene (20-29 J.) 9,1
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 3,7
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 0,4

Männer 0,2
Junge Erwachsene (20-29 J.) 0,6
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 0,1
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 0,1

Frauen 7,0
Junge Erwachsene (20-29 J.) 13,1
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 6,8
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 1,0

Risikogruppen
Bildungsferne 5,3
Migrationshintergrund 6,2
Alleinerziehend 7,0
Familien mit 3 und mehr Kindern 4,3
Familien mit Kindern unter 4 Jahren 5,5
Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 3,1

Quelle: Mikrozensus 2007

1 Anteil jener Eltern, die nicht oder nur eingeschränkt erwerbstätig sind, weil kein angemessener 
Betreuungsplatz für ihr Kind/ihre Kinder zur Verfügung steht.
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3. Indikatoren zum Bereich Bildung 
 

 

Überblick 
 
 

Indikatoren Trend

3.1. Frühe Schulabgänger --
3.2. Personen mit niedrigem Schulabschluss
3.3. Niedrige Lesekompetenz bei SchülerInnen --
3.4. 0
3.5. Vorschulbildung
3.6. Bildungsferne Jugendliche

Berufliche Fortbildung

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Trend Entwicklung des Indikators im Zeitverlauf in Österreich. Ein positiver Trend 

bezieht sich auf die positive Entwicklung im Sinne einer verbesserten sozialen 
Eingliederung. 

+ Positive Veränderung von 1 bzw. 2 Prozentpunkten  
++ Verbesserung des Indikators im Zeitverlauf ab 2 Prozentpunkten 
- Verschlechterung des Indikators im Zeitverlauf von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
-- Verschlechterung des Indikators ab 2 Prozentpunkten 
0       Keine Veränderung 
 
 
Für Indikatoren mit fehlendem Referenzzeitraum bzw. mit einer heterogenen Entwick-
lung können keine Trendangaben gemacht werden. 
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EU 25 AT

2004 2005 2006 2004 2005 2006

3.1. Frühe Schulabgänger1

Männer 18,5 17,6 17,5 9,5 b 9,4 9,3
Frauen 13,7 13,6 13,2 7,9 b 8,5 9,8
Gesamt 16,1 15,6 15,3 8,7 b 9,0 9,6

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1Anteil jener Personen zwischen 18 und 24 Jahren, die keinen Abschluss in der höheren Sekundarstufe 
haben (max. untere Sekundarstufe = Level 2 nach ISCED) und keine Ausbildung absolvieren. Der Indikator 
wird dargestellt als Anteil der frühen Schulabgänger in % aller 18- bis 24-Jährigen.

 
 

EU 25 AT
2006 2006

3.2. Personen mit niedrigem Schulabschluss1

25-34 21,3 12,7
Männer 23,1 15,2
Frauen 19,5 10,1

35-44 27,2 16,4
Männer 27,0 21,7
Frauen 27,3 11,1

45-54 32,9 23,3
Männer 30,1 31,3
Frauen 35,7 15,3

55-64 43,6 28,6
Männer 37,9 37,8
Frauen 49,3 18,8

65+ Jahre 65,6 50,4
Männer 55,7 62,6
Frauen 72,7 32,5

25-64 Jahre 30,5 19,7
Männer 29,0 25,9
Frauen 32,0 13,5

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC

1 Anteil jener Personen (25+), deren höchster Schulabschluss gemäß der International 
Standard Classification of Education (ISCED) höchstens dem Level 2 entspricht. In 
Österreich sind dies Personen, die keinen über die Pflichschule hinausführenden 
Bildungsabschluss besitzen. 
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EU 25

2000 2003 2006 2000 2003 2006
3.3.

15-Jährige 19,4 19,8 : 14,6 20,7 21,5

Quelle: OECD, PISA-Studie

AT

1 Anteil jener 15-Jährigen SchülerInnen, die im Rahmen der Lesekompetenzprüfung auf der PISA 
Skala höchstens Level 1 erreicht haben in % dieser Altersgruppe. Für 2006 sind keine Daten 
verfügbar.

Niedrige Lesekompetenz
bei SchülerInnen1

 

2005 2006 2007
3.4. Berufliche Fortbildung 1

Männer 14,9 14,9 14,6
Frauen 15,4 15,7 15,8

Jugendliche (15-19 J.) 84,6 85,3 85,3
Junge Erwachsene (20-29 J.) 31,9 32,1 32,1
Haupterwerbsalter (30-49 J.) 14, 0 13,8 13,6
späteres Erwerbsalter (50-64 J.) 7,1 7,8 7,6
Pensionsalter (65+) 2,2 2,5 2,2

Risikogruppen
Bildungsferne : : 3,1
Migrationshintergrund : : 13,0
Alleinerziehend : : 20,2
Familien mit 3 und mehr Kindern : : 20,2
Familien mit Kindern unter 4 Jahren : : 7,1

: : 19,8

15,1 15,3 15,2
1 Anteil jener Personen ab 15 Jahren, die an einer schulischen oder beruflichen Aus- oder Fortbildung 
teilgenommen haben im Jahresdurchschnitt. 

AT

Gesamt

Quelle: Mikrozensus 2007

Familien mit Kindern zwischen 4 und 16 Jahren 

 
AT

2006
3.5. Vorschulbildung1

0,6
7,0

24,4
68,7
89,4
91,9

Quelle: Kindertagesheimstatistik 2006

1 Anteil jener Kinder im Vorschulalter, die entweder eine öffentliche oder private 
außerhäusliche Kinderbetreuungseinrichtung besuchen. Dieser Indikator wird als 
Anteil der Kinder, die eine Kinderbetreuungseinrichtung besuchen, in % aller Kinder 
der jeweiligen Altersgruppe dargestellt. 

3-Jährige
4-Jährige
5-Jährige

0-Jährige
1-Jährige
2-Jährige
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AT

2006
3.6. Bildungsferne Jugendliche1

Männer (16-24 Jahre) 11,9
Frauen (16-24 Jahre) 10,8

16- 19-Jährige 9,8
Männer 10,2
Frauen 9,4

20- 24-Jährige 12,5
Männer 13,2
Frauen 11,8

Gesamt 11,4
1Anteil jener jungen Menschen von 16 bis 19 bzw. von 20 bis 24 Jahren, die keine 
Bildungseinrichtung im Sekundarbereich II (Lehre, BMS oder Matura) oder höher 
abgeschlossen haben oder derzeit keine solche besuchen.

Quelle: Mikrozensus 2006  
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4. Indikatoren zum Bereich Gesundheit 
 

 

Überblick 
 
 
 

Trend
4.1. Lebenserwartung +
4.2. 0
4.3. Gesundheitsprobleme +
4.4. Gesundheitsvorsorge
4.5. Starkes Übergewicht
4.6. Soziale Differenzen in der Lebenserwartung

Indikator

Personen mit lang andauerndem Gesundheitsproblem oder Behinderung

 
 
 
 
 
 
 
 

___________________________________________________________________ 
 

Trend Entwicklung des Indikators im Zeitverlauf in Österreich. Ein positiver Trend 
bezieht sich auf die positive Entwicklung im Sinne einer verbesserten sozialen 
Eingliederung. 

+ Positive Veränderung von 1 bzw. 2 Prozentpunkten  
++ Verbesserung des Indikators im Zeitverlauf ab 2 Prozentpunkten 
- Verschlechterung des Indikators im Zeitverlauf von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
-- Verschlechterung des Indikators ab 2 Prozentpunkten 
0       Keine Veränderung 
 
 
Für Indikatoren mit fehlendem Referenzzeitraum bzw. mit einer heterogenen Entwick-
lung können keine Trendangaben gemacht werden. 
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2000 2002 2004 2006 2000 2002 2004 2006
4.1. Lebenserwartung1

Männer :
bei der Geburt 74,4 75,0 75,6 : 75,2 75,8 76,4 77,2
mit 45 Jahren 31,8 32,2 : : 32,4 32,9 33,4 34,0
mit 65 Jahren 15,7 16,0 : : 16,0 16,3 16,9 17,3

: : : : 64,6 65,6  :

Frauen :

bei der Geburt 80,8 81,2 81,7 : 81,2 81,7 82,1 82,8
mit 45 Jahren 37,2 37,5 : : 37,5 37,8 38,3 38,9
mit 65 Jahren 19,4 19,6 : : 19,6 19,8 20,2 20,7

: : : : 68,0 69,0  : :
1 Noch verbleibende Lebenserwartung (in Jahren).

Gesunde

Gesunde

ATEU25
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2004 2005 2006 2004 2005 2006 
4.2.

Männer : 29,9 29,7 21,4 20,1 21,4 
Frauen : 33,8 26,2 19,9 20,5 18,4 
18-44 Jahre : 16,6 16,8 10,2 7,7 7,4 
45-54 Jahre : 31,7 31,4 23,2 22,3 21,7 
55-64 Jahre : 44,3 43,4 33,7 32,4 31,3 
65-74 Jahre : 55,3 55,4 41,0 40,7 40,6 
75+ : 63,6 64,2 48,6 47,2 48,6 

: 37,6 37,9 26,5 28,1 29,9 
18-44 Jahre : 20,1 20,1 12,9 14,4 14,9 
45-54 Jahre : 40,5 38,9 27,5 30,9 31,5 
55-64 Jahre : 52,1 52,4 39,3 44,8 38,0 
65-74 Jahre : 57,3 57,5 45,6 44,9 47,3 
75+ : 62,1 62,4 46,0 45,5 45,1 

: 36,1 37,1 24,4 22,3 23,1 
18-44 Jahre : 17,9 18,5 11,4 10,3 10,9 
45-54 Jahre : 33,7 34,9 26,1 23,6 27,5 
55-64 Jahre : 50,1 49,0 38,0 31,5 33,6 
65-74 Jahre : 57,4 58,8 45,3 43,2 43,3 
75+ : 63,7 64,9 49,4 48,0 48,9 

: 32,9 32,4 21,6 22,6 21,9 
18-44 Jahre : 16,8 16,7 9,0 10,7 11,1 
45-54 Jahre : 32,9 31,2 25,6 22,0 18,9 
55-64 Jahre : 46,2 45,6 36,7 33,8 31,2 
65-74 Jahre : 56,6 55,7 38,1 40,7 39,0 
75+ : 65,1 65,3 52,3 51,4 48,0 

: 28,7 28,0 20,5 19,6 20,7 
18-44 Jahre : 15,3 15,2 10,0 10,9 9,3 
45-54 Jahre : 29,4 28,9 22,4 20,0 18,7 
55-64 Jahre : 40,9 39,6 31,3 30,0 32,8 
65-74 Jahre : 53,2 52,0 35,6 34,3 35,7 
75+ : 66,5 66,3 50,8 46,1 54,1 

: 24,7 25,2 19,6 19,1 17,4 
18-44 Jahre : 13,5 13,9 10,2 7,7 7,4 
45-54 Jahre : 26,0 26,5 18,1 18,0 15,8 
55-64 Jahre : 35,6 34,7 26,9 25,9 24,9 
65-74 Jahre : 47,7 48,3 36,2 39,1 34,7 
75+ : 60,5 62,9 46,2 46,3 51,3 

Gesamt : 32,0 32,1 22,5 22,3 22,4 

EU25 AT 

Personen mit lang andauerndem Gesundheitsproblem oder 
Behinderung 1

1 Anteil jener Personen, die durch ein gesundheitliches Problem oder eine 
Behinderung langfristig in der alltäglichen Lebensführung beeinträchtigt sind, 
dargestellt nach Einkommensgruppen.

< 20% des 
Medianeinkommen 

>20<40% des 
Medianeinkommen 

>40<60% des 
Medianeinkommen 

>60<80% des 
Medianeinkommen 

>80% des 
Medianeinkommen 

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC
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AT
2004 2005 2006

4.3. Subjektiv empfundene Gesundheitsprobleme1

Kinder (15-19 Jahre) 1 1 1
Junge Erwachsene (19-29 J.) 1 1 1
30-49 Jährige 4 4 4
50-64 Jährige 12 10 9
Pensionsalter (65+) 24 23 20

Männer 8 7 7
Kinder (15-19 Jahre) 3 1 1
Junge Erwachsene (19-29 J.) 1 2 2
30-49 Jährige 4 3 4
50-64 Jährige 14 11 10
Pensionsalter (65+) 18 20 17

Frauen 10 9 8
Kinder (15-19 Jahre) 0 0 1
Junge Erwachsene (19-29 J.) 1 1 0
30-49 Jährige 5 4 3
50-64 Jährige 10 9 8
Pensionsalter (65+) 28 24 23

Gesamt 9 8 8
1 Anteil jener Personen, die ihren Gesundheitszustand als problematisch einschätzen, auf Grund von 
starken gesundheitlichen Problemen oder einer Behinderung in der alltäglichen Lebensführung 
eingeschränkt sind oder an einer chronischen Krankheit leiden in % der jeweiligen Gesamtbevölkerung 
ab 15 Jahren. 
Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC  
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AT
2006

4.4. Gesundheitsvorsorge1

Junge Erwachsene (16 bis 29 Jahre) 20,4
Erwerbsalter 25,2
späteres Erwerbsalter 29,4
Pensionsalter 19,0

Männer 19,0
Junge Erwachsene (16 bis 29 Jahre) 12,6
Erwerbsalter 18,0
späteres Erwerbsalter 26,0
Pensionsalter 21,5

Frauen 28,2
Junge Erwachsene (16 bis 29 Jahre) 28,6
Erwerbsalter 32,4
späteres Erwerbsalter 32,6
Pensionsalter 17,3

Risikogruppen
Menschen mit Behinderung 15,1
Migrationshintergrund 16,4
Bildungsferne 16,7
Familien mit 3 und mehr Kindern 22,8
Armutsgefährdete 19,7

Gesamt 23,8

Quelle: ATHIS (Österreichische Gesundheitsbefragung) 2006/07

1 Anteil jener Personen, die sich in den vergangenen 12 Monaten einer 
Vorsorgeuntersuchung unterzogen haben in % der jeweiligen Gesamtbevölkerung ab 
15 Jahren.  Dazu zählen die Gesundenuntersuchung, Darmspiegelungen für ältere 
Personen, Prostatavorsorgeuntersuchungen für Männer und gynäkologische 
Untersuchungen und Mammographien für Frauen.
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AT

2006
4.5. Starkes Übergewicht1

Männer 12,0
Frauen 12,7

Junge Erwachsene (16 bis 29 Jahre) 4,8
Erwerbsalter 10,9
späteres Erwerbsalter 19,5
Pensionsalter 16,2

Risikogruppen
Menschen mit Behinderung 21,9
Migrationshintergrund 15,5
Bildungsferne 16,0
Familien mit 3 und mehr Kindern 15,6
Armutsgefährdete 13,7

Gesamt 12,4

Quelle: ATHIS (Österreichische Gesundheitsbefragung) 2006/07

1 Messung an  Hand des Body-Mass-Index (BMI). Nach WHO Definition übergewichtig 
sind Personen, wenn das Gewicht 30 mal größer ist, als die Körpergröße (in Metern) 
zum Quadrat. Dieser Indikator wird dargestellt als Anteil der an Adipositas leidenden 
Personen in % der jeweiligen Gesamtbevölkerung ab 15 Jahren.

 
 

1981/82 1991/92 2001/02
4.6. Soziale Differenzen in der Lebenserwartung1

Differenz Männer 5,46 6,57 6,16
fernere Lebenserwartung mit Hochschulabschluss 41,52 44,26 46,23
fernere Lebenserwartung mit Pflichtschulabschluss 36,06 37,69 40,08

Differenz Frauen 3,29 3,67 2,84
fernere Lebenserwartung mit Hochschulabschluss 46,01 48,15 49,42
fernere Lebenserwartung mit Pflichtschulabschluss 42,71 44,49 46,59

Quelle: Statistik Austria Verknüpfung von Volkszählungsdaten mit Gestorbenendaten

1 Unterschiede in der Lebenserwartung nach Bildungsabschlüssen; angegeben als Differenz der Lebenserwartung 
von Personen mit Pflichtschulabschluss im Vergleich mit Personen mit Hochschulabschluss.

AT

 
 
 
 
 
 



ANHÄNGE 

 100  

5. Indikatoren zum Bereich Wohnen 
 

 

Überblick 
 

 
 
Indikatoren Trend

5.1. Überbelag ++
5.2. Unzumutbarer Wohnungsaufwand 0
5.3. Prekäre Wohnqualität +
5.4. Belastung durch Wohnumgebung  

 
 

 
 
 
 
 

______________________________________________________________________ 
 

Trend Entwicklung des Indikators im Zeitverlauf in Österreich. Ein positiver Trend 
bezieht sich auf die positive Entwicklung im Sinne einer verbesserten sozialen 
Eingliederung. 

+ Positive Veränderung von 1 bzw. 2 Prozentpunkten  
++ Verbesserung des Indikators im Zeitverlauf ab 2 Prozentpunkten 
- Verschlechterung des Indikators im Zeitverlauf von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
-- Verschlechterung des Indikators ab 2 Prozentpunkten 
0       Keine Veränderung 
 
 
Für Indikatoren mit fehlendem Referenzzeitraum bzw. mit einer heterogenen Entwick-
lung können keine Trendangaben gemacht werden. 
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2004 2005 2006
5.1. Überbelag1

Männer 7 5 4
Frauen 7 5 4

11 9 7
7 5 5
8 6 5
7 5 4
4 3 2
2 1 1

Gesamt 7 5 4

späteres Erwerbsalter (50-64 J.)

Kinder (<15 Jahre)
Jugendliche (15-19 J.)
Junge Erwachsene (20-29 J.)
Haupterwerbsalter (30-49 J.)

1Anteil der Personen, deren Wohnqualität durch Überbelag gemindert  ist. Zahl der Wohnräume bei 
Überbelag: bei 2 Personen weniger als 2; 3-4 Personen weniger als 3; 5-6 Personen weniger als 4; 7-8 
Personen weniger als 5; 9 oder mehr Personen weniger als 6. Als Überbelag gilt auch, wenn weniger 
als 16m² zur Verfügung stehen oder die Wohnräume im Mittel kleiner als 8m² sind.  
Quelle: Mikrozensus 2007

AT

Pensionsalter (65+)

 
 

2004 2005 2006
5.2. Unzumutbarer Wohnungsaufwand1

Kinder (<19 Jahre) 17 16 17
22 19 20
17 16 17
15 15 15

Pensionsalter (65+) 17 17 16

Männer 16 15 15
Kinder (<19 Jahre) 16 15 17
Junge Erwachsene (19-29 J.) 21 18 18
30-49 Jährige 16 16 16
50-64 Jährige 12 12 12
Pensionsalter (65+) 12 10 10

Frauen 19 18 18
Kinder (<19 Jahre) 19 17 18
Junge Erwachsene (19-29 J.) 24 20 22
30-49 Jährige 17 17 17
50-64 Jährige 18 17 17
Pensionsalter (65+) 20 21 19

Gesamt 17 16 17

50-64 Jährige

AT

Junge Erwachsene (19-29 J.)

1 Anteil jener Personen, die für Wohnaufwand, einschließlich Betriebskosten und Kreditrückzahlungen, 
über ein Viertel des Haushaltseinkommens aufwenden müssen.

30-49 Jährige

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC  
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2004 2005 2006
5.3. Prekäre Wohnqualität1

Männer 4 3 4
Frauen 4 3 3

Kinder (<19 Jahre) 3 3 4
Junge Erwachsene (19-29 J.) 5 3 4
30-49 Jährige 4 3 3
50-64 Jährige 4 3 3
Pensionsalter (65+) 3 3 3

Gesamt 4 3 3
1 Prekäre Wohnqualität wird angenommen, wenn eines der folgenden Merkmale zutrifft: kein WC oder 
Badezimmer in der Wohnung, kein Waschmaschinenanschluss möglich, Feuchtigkeit, Schimmel 
und/oder dunkle Wohnungen.

AT

Quelle: Eurostat, Erhebung EU-SILC  
 

AT
2006

5.4. Belastung durch Wohnumgebung1

Männer 8
Frauen 9

Kinder (<19 Jahre) 8
Junge Erwachsene (19-25 J.) 9
30-49 Jährige 8
50-64 Jährige 10
Pensionsalter (65+) 8

Gesamt 9
1 Anteil jener Haushalte, die durch Kriminalität, Lärm und Umweltverschmutzung 
belastet sind. Belastung durch die Wohnumgebung wird angenommen, wenn 
mindestents zwei dieser Merkmale zutreffen. 
Quelle: EU-SILC 2006  
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5.3 ANHANG GESUNDHEIT 
 
Vereinbarung gem. Art. 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens 2008 – 2013 
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/2/6/CH0717/CMS1104315559331/bgbl_1
5a-vereinbarung_2005.pdf 
 
Bundesgesetz zur Qualität von Gesundheitsleistungen (GQG),  
BGBl. I – Nr. 179/2004 
www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/4/1/CH0703/CMS1043931577060/pdf_gesund
heitsqualitaetsgesetz.pdf  
 
Bundesgesetz über die Gesundheit Österreich GmbH (GÖGG),  
BGBl. I – Nr. 132/2006 
 
http://www.biqg.org/upload/files/GOeGG.pdf 
 
Gesundheitsziele Steiermark 
www.gesundheit.steiermark.at/cms/dokumente/10743729_9586209/e33cd577/Gesundh
eitsziele07_.pdf  
 
Gesundheitsausgaben 
www.statistik.at/web_de/statistiken/gesundheit/gesundheitsausgaben/019701.html  
 
Projekt „Gesunde Schule“  
www.gesundeschule.at  
 
Österreichische Gesundheitsbefragung 2006/2007 
www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/oesterr_ges
undheitsbefragung_2006_20071.pdf 
 
Sozio-demographische und sozio-ökonomische Determinanten von Gesundheit 
www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/endbericht_
soziooekonom.pdf

http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/2/6/CH0717/CMS1104315559331/bgbl_15a-vereinbarung_2005.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/2/6/CH0717/CMS1104315559331/bgbl_15a-vereinbarung_2005.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/4/1/CH0703/CMS1043931577060/pdf_gesundheitsqualitaetsgesetz.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/3/4/1/CH0703/CMS1043931577060/pdf_gesundheitsqualitaetsgesetz.pdf�
http://www.biqg.org/upload/files/GOeGG.pdf�
http://www.gesundheit.steiermark.at/cms/dokumente/10743729_9586209/e33cd577/Gesundheitsziele07_.pdf�
http://www.gesundheit.steiermark.at/cms/dokumente/10743729_9586209/e33cd577/Gesundheitsziele07_.pdf�
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/gesundheit/gesundheitsausgaben/019701.html�
http://www.gesundeschule.at/�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/oesterr_gesundheitsbefragung_2006_20071.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/oesterr_gesundheitsbefragung_2006_20071.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/endbericht_soziooekonom.pdf�
http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/attachments/1/1/8/CH0713/CMS1187768952223/endbericht_soziooekonom.pdf�
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5.4 BEITRAG DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALPARTNER11 
 
Allgemein: 
Eine zentrale Aussage des aktuellen Vorschlages der Europäischen Kommission für 
einen gemeinsamen Bericht über Sozialschutz und soziale Eingliederung ist, dass Sozi-
alpolitik und Wirtschaftspolitik sich gegenseitig ergänzen sollen. Die österreichischen 
Sozialpartner haben sich im Herbst 2006 im Rahmen einer gemeinsamen Deklaration 
anlässlich des 60 jährigen Bestehens der österreichischen Sozialpartnerschaft auf die-
ses gemeinsame zentrale Ziel verständigt und festgehalten, dass durch eine nachhalti-
ge Wachstumspolitik Vollbeschäftigung bis zum Jahr 2016 erreicht werden soll. Die So-
zialpartner haben im Rahmen der Deklaration betont ihre Verantwortung auch beson-
ders gegenüber jenen Menschen wahrzunehmen, die vom Tempo des Wandlungspro-
zesses besonders betroffen sind. Die Sozialpartner bekennen sich damit eindeutig zu 
gemeinsamen, nachhaltigen Schritten und Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut 
bzw. Armutsgefährdung in Österreich. 
Dieser gemeinsamen Deklaration der Sozialpartner im Herbst 2006 folgten weitere ge-
meinsame Vorschläge der Sozialpartner, die sich u. a. den Problemen von besonders 
von Arbeitslosigkeit gefährdeten Personengruppen, wie Lehrstellensuchenden und an-
deren (vor allem jugendlichen) BerufseinsteigerInnen, gering qualifizierten Personen, 
älteren Menschen widmen. Zentrales Anliegen ist, diese Personen wettbewerbsfähig zu 
machen, um ihnen eine nachhaltige Integration in den Erwerbsprozess zu ermöglichen. 
Dementsprechend folgte im Jahr 2007 ein gemeinsam erarbeitetes Konzept zum Le-
bensbegleitenden Lernen „Chance Bildung“, in dem sich die Sozialpartner zu einer ge-
meinsamen Mitverantwortung für die Aus- und Weiterbildung in unserem Land, vor al-
lem im beruflichen Bereich bekennen. Im Rahmen eines gemeinsamen Reformpapiers 
„Arbeitsmarkt 2010“ – ebenfalls im Herbst 2007 - wurde ein Maßnahmenbündel vor al-
lem im Bereich der Jugendbeschäftigung und Qualifizierung geschnürt. Derzeit laufen 
Sozialpartnerverhandlungen zu einem gemeinsamen Paket für ältere ArbeitnehmerIn-
nen.  
Durch diese Maßnahmen wollen die Sozialpartner Arbeitslosigkeit senken, vor allem 
auch bei der Gruppe der Langzeitarbeitslosen, die soziale Absicherung sowohl von er-
werbstätigen als auch von arbeitslosen Personen verbessern und das Qualifikationsni-
veau als Basis für eine langfristige Integration in den Arbeitsmarkt erhöhen. Besonders 
berücksichtigt werden dabei Frauen und Personen mit Migrationshintergrund, die auch 
in erhöhtem Maß armutsgefährdet sind.  
Die Regierung hat am 10.1.2008 im Dokument „Arbeitsmarkt – Zukunft 2010 – Verein-
barung der Sozialpartner mit der Bundesregierung zur Jugendbeschäftigung und zur 
Deckung des Fachkräfteebedarfs“ Sozialpartnervorschläge weitestgehend aufgegriffen, 
die legistische Umsetzung hat bereits das Stadium der Regierungsvorlage an das Par-
lament erreicht. Regierung, AMS und Sozialpartner arbeiten an weiteren Vorschlägen 

                                            
11 Anm.: Mit dem Ziel, einen möglichst vollständigen Überblick über die Projekte und Vorhaben der öster-
reichischen Sozialpartner in den für den vorliegenden Bericht relevanten Bereichen zu geben, wird der 
gemeinsame Beitrag der Sozialpartner zum österreichischen Strategiebericht für Sozialschutz und soziale 
Eingliederung 2008-2010 in der Folge ungekürzt wiedergegeben. 
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zur Verbesserung der Situation von älteren ArbeitnehmerInnen. Es wurde mit der Pla-
nung der speziellen Qualifizierungsmaßnahmen begonnen. 
 
Zu den gemeinsamen Vorschlägen der Sozialpartner im Detail: 
 
„Chance Bildung“ - Konzept der österreichischen Sozialpartner zum lebensbe-
gleitenden Lernen 
Im gemeinsamen Konzept „Chance durch Bildung“ des Sozialpartnergremiums „Beirate 
für Wirtschafts- und Sozialfragen“ bekennen sich die Sozialpartner – Österreichischer 
Gewerkschaftsbund, Wirtschaftskammer Österreich, Bundesarbeiterkammer und Land-
wirtschaftskammer - zu einer gemeinsamen Mitverantwortung für die Aus- und Weiter-
bildung in Österreich, vor allem im beruflichen Bereich. Die Sozialpartner definieren 
Leitlinien für eine umfassende und in sich konsistente Strategie des Lebensbegleiten-
den Lernens und bekennen sich dazu, alle Anstrengungen zu unternehmen, damit vor-
handene Begabungen sich entfalten und Reserven mobilisiert werden können. 
Vor dem Hintergrund der sich rasch verändernden Arbeitswelt betonen die Sozialpart-
ner  die Bedeutung der Berufsinformation. Im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik heben sie 
die Bedeutung von praxisbezogenen Weiterbildungen Arbeitsloser hervor, die hohe 
Reintegrationserfolge aufweisen. Sie unterstreichen die Bedeutung der Förderung be-
trieblicher Weiterbildung, vor allem auch für gering qualifizierte und ältere Beschäftigte. 
Geringqualifizierte und Ältere weisen eine geringe Weiterbildungsbeteiligung bei über-
durchschnittlichem Arbeitslosigkeitsrisiko auf und sind daher besonders armutsgefähr-
det. 
Maßnahmen für Jugendliche im Konzept „Chance Bildung“ 
Ein wichtiger Kern des Pakets sind Vorschläge im Bildungsbereich für Kinder und Ju-
gendliche. Die Sozialpartner zeigen deutliche Schwächen in der Grundausbildung Ju-
gendlicher auf und fordern u.a. Maßnahmen, um die Zahl der jugendlichen Drop outs zu 
senken.  

• Grundkompetenzen im Lesen, Schreiben und Rechnen sind die Basis für wei-
terführende Bildungsangebote. Daher fordern die Sozialpartner, dass der An-
teil der 15 jährigen die bei PISA nur Level 1 oder darunter erreicht haben, von 
derzeit rund 20 % auf unter 10 % gesenkt wird. 

• Drop Outs aufgrund fehlender Unterstützung und Förderung  sollen verhindert 
werden. Der Anteil der Jugendlichen, der keine über die Pflichtschule hinaus-
gehende Ausbildung abgeschlossen hat, soll bis 2012 halbiert werden. 

• Benachteiligte Jugendliche und solche mit besonderem Förderbedarf sollen 
durch passende Instrumente eine ihren Fähigkeiten und Möglichkeiten ent-
sprechende Qualifizierung erhalten. Für behinderte und lernschwache Jugend-
liche sollen die Betreuungsverhältnisse in der Berufsschule und Berufsausbil-
dungsassistenz verbessert werden. 

• Neben der Lehrlingsausbildung als gleichwertiger Alternative zur vollschuli-
schen Ausbildung und den berufsbildenden Schulen bekennen sich die Sozial-
partner zu einer Ausbildungsgarantie bis 18. Als Ziel sehen sie an, dass der 
aktuelle Anteil von 17 % eines Altersjahrganges der 20-24-jährigen, die keine 
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über die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung erfolgreich beenden, bis 
2012 halbiert wird. 

 
Das Sozialpartnerkonzept „Chance Bildung“ widmet sich damit Schlüsselthemen der 
Armutsbekämpfung. Eine abgeschlossene Berufsausbildung schafft Jugendlichen die 
Basis für die Teilnahme an späterer Weiterbildung im Erwachsenenalter und damit er-
folgreicher Teilnahme am künftigen Erwerbsleben, und ist besonders für benachteiligte 
Jugendliche von sehr großer Wichtigkeit. Weiterbildungsmaßnahmen im Erwachsenal-
ter sollen von Arbeitslosigkeit gefährdete Personengruppen, wie z.B. gering qualifizierte 
Menschen wettbewerbsfähiger machen und ebenfalls vor Armut schützen.  
 
Arbeitsmarkt 2010 
Im Herbst 2007 einigten sich die Sozialpartner (ÖGB, AK, WKÖ, LK) unter dem Titel 
„Arbeitsmarkt- Zukunft 2010“ vor dem Hintergrund des Fachkräftebedarfs und der be-
vorstehenden Öffnung des Arbeitsmarktes auf ein umfassendes Reformpaket für neue 
Wege in der Ausbildung und Arbeitsmarktintegration junger Menschen und den vom 
Arbeitsmarkt weiters benachteiligten Personengruppen der älteren und gering qualifi-
zierten Personen und von Frauen. 
 
Arbeitsmarkt 2010 - Maßnahmen zum Abbau von Langzeitbeschäftigungslosigkeit  
Die trotz der günstigen Arbeitsmarktentwicklung zu hohe Langzeitbeschäftigungslosig-
keit war ein Anlass des Reformpaketes. Mit dem Ziel, die Zahl der Langzeitbeschäfti-
gungslosen zu senken, und die Verfestigung von Arbeitslosigkeit zu verhindern, sollen 
Personen durch Um- oder Nachschulungen für Nachfragebereiche entsprechend ihrer 
vorhandenen Kompetenzen herangebildet werden, vor allem auch aus dem Kreis der 
Personen mit Migrationshintergrund.  
Gleichzeitig ist aus der Praxis bekannt, dass mitunter sinnvolle Schulungsmaßnahmen 
wegen nicht ausreichender Existenzsicherung nicht stattfinden können. Für solche Fälle 
sollte eine höhere Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes gewährt werden können. 
Eine Umsetzungsrichtlinie ist im Verwaltungsrat zu beschließen und die Maßnahmen zu 
evaluieren. 
Weiters werden Anreiz schaffende Maßnahmen zur stärkeren Integration wettbewerbs-
schwächerer Personen vorgeschlagen, etwa die Entwicklung eines Kombilohns neu und 
der stärkere Einsatz der Eingliederungsbeihilfe. 
Schließlich werden präventive Maßnahmen für ältere Beschäftigte vorgeschlagen. Die 
nähere Präzisierung des Maßnahmenpakets für Ältere erfolgt derzeit in weiteren Sozial-
partnerverhandlungen. 
 
Reformvorschläge für die Ausbildung Jugendlicher 
Ein Kernpunkt des Pakets bildet ein Bündel von Reformvorschlägen für die Ausbildung 
Jugendlicher. Die im Papier „Bildung Chance“ erwähnten Ansätze zur besseren Ausbil-
dung Jungendlicher wurden hier weiterentwickelt. Die Sozialpartner bekennen sich zu 
einer guten professionellen und wirksamen Bildungs-, Berufsberatung und Berufsinfor-
mation für die Jugend, um die Jugend in einer Zeit des  massiven Wandels von Berufen 
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und Tätigkeiten so frühzeitig bei ihren Entscheidungen zu unterstützen, dass möglichst 
berufliche Neuorientierung zu einem späteren Zeitpunkt wegen suboptimaler Grundla-
gen für die ursprüngliche Berufswahl vermeiden werden. Eine fundierte Erstausbildung 
ist der Schlüssel für einen nachhaltigen Einstieg in den Arbeitsmarkt. Aus diesem Grund 
wurden neue Fördermaßnahmen entwickelt um die Zahl der Lehrplätze zu erhöhen und 
die Qualität der Lehrausbildung zu steigern. 
Für jene, die auf dem regulären Lehrlingsmarkt nicht unterkommen, soll eine gleichwer-
tige Ausbildung durch eine Ausbildungsgarantie ( durch überbetriebliche Ausbildungs-
zentren, Facharbeiterintensivausbildungen oder Implacementstiftungen) sichergestellt 
werden. Ein besonderer Schwerpunkt soll auf der Förderung der Ausbildung von jungen 
Menschen und insbesondere jungen Mädchen in zukunftsträchtigen Bereichen und  
nichttraditionellen Berufen liegen. Die vereinbarte Erhöhung der während der außerbe-
trieblichen Ausbildung gewährten Ausbildungsbeihilfe ist ein maßgeblicher Faktor um 
den Abschluss der Ausbildung sicherzustellen. 
Jene Jugendliche , die sozial benachteiligt oder lernschwach sind und besondere Un-
terstützung (etwa durch sozialpädagogische Betreuung) benötigen werden sowohl im 
Rahmen der außebetrieblichen Ausbildung als auch bei der Lehrstellenförderung be-
sonders berücksichtigt. 
Ein entsprechendes Gesetzesvorhaben zur Umsetzung der auf den Sozialpartnervor-
schlägen beruhenden Einigung zwischen Sozialpartnern und Bundesregierungs vom 
10.1.2008 hat bereits den Ministerrat passiert.  
 
Zielgruppe WiedereinsteigerInnen 
Elternteile, in der Hauptsache Frauen, die nach Zeiten der Kinderbetreuung am Ar-
beitsmarkt wieder Fuß fassen wollen, haben es, zum Teil trotz guter Qualifikationen, 
nicht leicht. Vor allem nach längeren Berufsunterbrechungen und in Berufsfeldern mit 
einer sich rasch ändernden Tätigkeit ist Dequalifizierung und eine Verschlechterung der 
Einkommensposition ein Problem. Auch Einschränkungen bei der zeitlichen als auch 
örtlichen Mobilität kommen für die Arbeitsmarktintegration erschwerend hinzu. Letztlich 
wird WiedereinsteigerInnen das befürchtete höhere Ausfallrisiko infolge Kinderbetreu-
ungspflichten zum Nachteil. 
Diese spezifische Problemlage haben die Sozialpartner zum Anlass genommen, ein 
eigenes Maßnahmenbündel für WiedereinsteigerInnen zu schnüren, um Frauen nach 
der Unterbrechung durch Kinderbetreuung einen möglichst raschen, reibungslosen Be-
rufseinstieg zu erleichtern. (Unterlage der Verwaltungsratssitzung vom 1.4.2008, Top 8) 
Im Vordergrund sollten dabei dringende Verbesserungen bei den Kinderbetreuungsein-
richtungen stehen, die viel stärker auf den flexiblen Bedarf der Eltern zugeschnitten 
werden sollten. Durch Qualifizierungen und verstärkte Anreize zur Arbeitsaufnahme 
sollten Frauen mit Betreuungspflichten beim Wiedereinstieg unterstützt und dazu ermu-
tigt werden. Gerade alleinerziehende Frauen gehören zu den am meisten armutsge-
fährdeten Gruppen. Daher ist ausreichende Existenzsicherung und der entsprechende 
Einsatz von Fördermitteln (etwa in Form einer Beihilfe zur Unterstützung bei der Inan-
spruchnahme einer externen Kinderbetreuung) gerade auch für Wiedereinstiegerinnen 
wesentlich. Durch ein neues Kombilohnmodell sollen Wiedereinsteigerinnen beim Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt besonders gefördert werden. Die bestehenden Betriebsbera-
tungsangebote sollten im Sinn einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf Be-
triebe bei der Implementierung von familienfreundlichen Arbeitszeitmodellen unterstüt-
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zen. Die Sozialpartner sind dabei, gemeinsam mit dem AMS Schritte zu planen, um die 
in diesem Zusammenhang wesentlichen weiteren Entscheidungsträger (z.B. Gemein-
den, Länder), die Öffentlichkeit und Politik auf die anstehenden Probleme stärker auf-
merksam zu machen und eine Verbesserung der Situation zu erreichen. 
 
Zielgruppe Personen mit Migrationshintergrund 
Die Armutsgefährdungsrate von Migranten von nicht EU/EFTA-Staaten liegt bei 30 % 
und ist damit fast dreimal so groß wie die der österreichischen Gesamtbevölkerung, die 
2004 bei 11 % lag. Einer der Gründe dafür ist die geringe Ausbildung von Migranten, sie 
sind fast dreimal so oft Schulabbrecher und viel zu selten am lebensbegleitenden Ler-
nen beteiligt. 
Eine wirksame Integrationspolitik wird von den Sozialpartnern heute und künftig als be-
sonders dringlich gesehen.  
 
Hohes Armutsgefährdungsrisiko - Hohe Arbeitslosigkeit unter Migranten 
Fast die Hälfte der arbeitslosen Personen hat als höchste Ausbildung lediglich den 
Pflichtschulabschuss. Pflichtschulabsolventen haben das größte Risiko arbeitslos zu 
werden. Vor diesem Hintergrund und dem Umstand, dass ¾ der arbeitslosen Migranten 
schlecht qualifiziert sind, erklärt sich dringender Handlungsbedarf. Es bedarf einer bes-
seren Ausbildung von Migranten sowie deren Kindern ebenso wie einer gezielten Integ-
ration in den Arbeitsmarkt. Der Bildungsaufstieg ist offenkundig vor allem für viele Per-
sonen aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei nicht gelungen. 74 % der Per-
sonen mit türkischer Herkunft, rund 50 % der Personen aus dem ehemaligen Ex-
Jugoslawien weisen als höchste Ausbildung einen Pflichtschulabschluss auf. 
 
Forderungen der Sozialpartner nach besserer Ausbildung von Migranten: 
Um die Ausbildungssituation von Migranten, vor allem auch der 1. und 2. Generation, zu 
verbessern schlagen die Sozialpartner folgende Maßnahmen vor:  

• Schulung von Kindergartenpädagogen und Pflichtschullehrern im Bereich 
„Deutsch als Fremdsprache“ sowie von Integrations-Know-how und inter-
kulturelle Kompetenzen 

• Einführung eines verpflichtenden, gebührenfreien Vorschuljahrs für alle 
Kinder  
Gerade für Kinder mit Migrationshintergrund wäre ein verpflichtendes Kin-
dergartenjahr ein Gewinn, denn diese schneiden auch in der zweiten Ge-
neration beim Lesen signifikant schlechter ab als Kinder ohne Migrations-
hintergrund (und als jene, der 1. Generation). Lesekompetenz ist aber Le-
benskompetenz.  

• Garantie von Bildungsstandards  
Auf jeder Bildungsstufe, gerade aber an den Übergängen zu weiterführen-
den Ausbildungen bzw in den Arbeitsmarkt, müssen die Jugendlichen die 
Garantie haben, dass sie mit ihrem Abschluss auch jene Standards er-
reicht haben, die als Vermittlungsaufgabe dieser Bildungsstufe angesehen 
werden. 
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Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungssituation von Migranten 
Es ist ein umfassender, zum Teil bereits vom AMS praktizierter Maßnahmenmix erfor-
derlich, um die derzeit schlechte Beschäftigungssituation von Personen mit Migrations-
hintergrund zu verbessern.  
Die Sozialpartner kommen überein, die Arbeitsmarktpolitik verstärkt auf die besondere 
Problemlagen von Migranten zu fokussieren, und schlagen insbesondere vor: 

• Berücksichtigung von Migranten im längerfristigen Plan des AMS. Die Ar-
beitsmarktintegration von Migranten sollte im längerfristigen Plan des AMS 
Berücksichtigung finden, um spezielle Strategien und konkrete Maßnah-
men mit dafür notwenigen Personal- und Sachressourcen für Migranten zu 
formulieren. 

• spezielle Beratungen für Personen mit Migrationshintergrund, im Bedarf 
durch externe Berater 

• Adaption und Weiterentwicklung von bestehenden AMS-Maßnahmen an 
die speziellen Bedürfnisse von Migranten, vor allem auch jugendlichen 
Migranten 

• Weiterentwicklung erfolgreicher Deutschkombinationskurse: fachspezifi-
sche Ausbildungen in Verbindungen mit Deutschkursen bewähren sich 
sehr und sollten, nach dem Vorbild erfolgreicher Maßnahmen laufend wei-
terentwickelt werden 

 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
Das beste Mittel gegen Armut stellt die nachhaltige Aufnahme einer existenzsichernd 
entlohnten Beschäftigung dar. 
Personen, die arbeitslos sind, sind oftmals armutsgefährdet, insbesonders mit zuneh-
mender Dauer der Arbeitslosigkeit.  
Die BMS als Instrument zur Armutsgefährdung sollte daher so ausgestaltet werden, 
dass diese die Integration in den Arbeitsmarkt so effizient wie möglich unterstützt. Das 
Setzen von Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik um arbeitsfähige (derzeitige) 
SoziahilfebeziehrInnen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren ist ein wesentliches 
unterstützendes und begleitendes Element der bedarfsorientierten Mindestsicherung.  
Die Sozialpartner werden das AMS bei der Implementierung der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung unterstützen, damit die Arbeitsmarktintegration der arbeitsfähigen 
Sozialhilfebezieher bestmöglich gelingt.  
 
Mindestlohn von 1.000 Euro 
Erwerbsarbeit stellt ein zentrales Element der sozialen Teilhabe dar. Dabei ist eine an-
gemessene Entlohnung von zentraler Bedeutung. Um der Entwicklung der zunehmen-
den Marginalisierung von Menschen trotz Erwerbstätigkeit entgegenzuwirken, sind die 
Sozialpartner – aufbauend auf einer entsprechenden Festlegung im Regierungspro-
gramm - zu einer Übereinkunft über einen kollektivvertraglichen Mindestlohn gekom-
men. 
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Im Juli 2007 haben die Sozialpartner innerhalb ihres Wirkungsbereiches die Einführung 
eines in den jeweiligen Branchenkollektivverträgen verankerten Mindestlohns/-gehalts 
von 1.000 Euro für die gesetzliche oder kollektivvertragliche Normalarbeitszeit verein-
bart (14-mal jährlich). In Branchen deren niedrigster/s Bruttolohn/-gehalt zum Zeitpunkt 
der Vereinbarung zwischen 900 und 1.000 Euro gelegen ist, hatte die Anhebung spä-
testens mit 1.1.2008 zu erfolgen, in Branchen, in denen der/das niedrigste Bruttolohn/-
gehalt zum entsprechenden Zeitpunkt unter 900 Euro gelegen ist, spätestens mit 
1.1.2009. Die Umsetzung der Vereinbarung ist derzeit in vollem Gange, entsprechend 
den Erwartungen der Sozialpartner. 
Die Sozialpartner setzen sich auch außerhalb ihres unmittelbaren Wirkungsbereichs für 
eine universelle Geltung des Mindestlohns/-gehalts bis 2009 ein. 
 
Weitere gemeinsame Initiativen der Sozialpartner: 
 
Gemeinsame Internetplattformen: 
Die Sozialpartner führen seit einigen Jahren die Internetplattformen 
www.arbeitundbehinderung.at , www.arbeitundgesundheit.at sowie 
www.arbeitundalter.at .  
Die Homepages stellen einschlägige thematische Informationsplattformen für unter-
schiedliche AkteurInnen (ArbeitgeberInnen, PersonalistInnen, BetriebsrätInnen etc.) auf 
betrieblicher Ebene dar.  
 
Sozialpartnerinitiative „Chancen nutzen“ 
Im Rahmen der Sozialpartner-Initiative „Chancen nutzen“ wird Betrieben eine kostenlo-
se Beratung zum Thema „Arbeit und Behinderung“ angeboten. Diese Beratungen wer-
den sehr gut angenommen, sodass sie auch dieses Jahr weitergeführt werden. 
 
Beiträge der ArbeitnehmerInnenseite: 
Die Arbeiterkammern und der Österreichische Gewerkschaftsbund (ÖGB) vertreten in 
Kooperation die Interessen der unselbständig Erwerbstätigen in Österreich.  
In dieser Funktion haben sie in den vergangenen Jahren ihre Serviceleistungen für Ar-
beitnehmerInnen erheblich ausgebaut. Eine Vielzahl davon trägt zur Vermeidung und 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung bei. 
 
Zentrale armutsrelevante Aktivitäten: 
 
Mitsprache bei der Rechtsetzung  
Der ÖGB und die Arbeiterkammern sind insbesondere über ihre Begutachtungsrechte in 
die österreichische Rechtsetzung (im Vorfeld der parlamentarischen Behandlung von 
Gesetzesentwürfen) eingebunden. Sie beurteilen legislative Entwürfe aus Sicht der Inte-

http://www.arbeitundgesundheit.at/�
http://www.arbeitundalter,at/�
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ressen der Beschäftigten und berücksichtigen dabei auch die Komponente Armut und 
Ausgrenzung. 
 
Dienstleistungen für Ihre Mitglieder  
Der ÖGB und die Arbeiterkammern bieten ihren Mitgliedern kostenlos eine breite Palet-
te an Dienstleistungen an. Dazu zählen ua Information und Beratung in Angelegenhei-
ten des Arbeitsrechts, des Sozialversicherungsrechts, des Steuerrechts, der Frauen- 
und Familienpolitik, der Lehrausbildung sowie des ArbeitnehmerInnen- und Lehrlings-
schutzes.  
Speziell diese Leistungen haben eine sehr große armutsvermeidende Wirkung, da sie in 
hohem Maße armutsgefährdeten Personen zu Gute kommen (Rechtsberatung und er-
forderlichenfalls Rechtsvertretung bei Verlust des Arbeitsplatzes und bei Insolvenz des 
Arbeitgebers, Unterstützungsfonds für bedürftige Gruppen etc).  
Gerade für jene Gruppen, die armutsgefährdet sind und/oder ihren Arbeitsplatz verloren 
haben, sind kostenlose arbeits- und sozialrechtliche Beratungen und erforderlichenfalls 
die Vertretung vor Gericht als äußerst wichtig anzusehen. 
 
Von den Arbeiterkammern wurden in den Jahren 2006 und 2007 insbesondere 
folgende Leistungen erbracht: 

• Beantwortung von 4,3 Mio. Anfragen 
 Arbeits-, Sozial- und Insolvenzrecht: 3,1 Mio. 
 Steuerrecht: 280.000 
 KonsumentInnenrecht: 885.000 
 Bildung (inkl. Weiterbildung): 50.000 

• Außergerichtliche und gerichtliche Vertretung 
 In 82.022 Fällen wurden ArbeitnehmerInnen in arbeitsrechtlichen Angelegen-

heiten, in 45.979 Fällen in Konsumentenschutzfragen außergerichtlich vertre-
ten. 
28.575 Personen wurden von den Arbeiterkammern über den kostenlosen 
Rechtsschutz in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten, 21.150 in sozialrechtli-
chen Angelegenheiten, 51.253 in Insolvenzrechtsangelegenheiten und 451 im 
KonsumentInnenrecht vor Gericht vertreten. 

 Der Vertretungserfolg belief sich auf über 500 Mio. Euro. 

• 2001 wurde als „Startkapital für das Vorwärtskommen im Beruf“ von Arbeit-
nehmerInnen der Bildungsgutschein ins Leben gerufen. Der AK-
Bildungsgutschein fördert berufliche Weiterbildung, soll aber staatliche Leis-
tungen nicht substituieren. 130.510 Mal wurde dieses Angebot bisher genutzt, 
AK-Mitglieder wurden auf diese Weise mit 8.807.783 Euro gefördert. 
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Projekte der WKÖ im Bereich der sozialen Eingliederung  
 
Zielgruppe Migranten  
Mentoring für MigrantInnen 
Eines der wesentlichsten Kriterien für eine gelungene Integration ist die Aufnahme einer 
Beschäftigung. Genauso wichtig für eine gelebte Integration ist der Dialog zwischen 
Zuwanderern und einheimischer Bevölkerung. Diese beiden Punkte werden im Pro-
gramm Mentoring für MigrantInnen kombiniert. Anfang März 2008 startete die Wirt-
schaftskammer Österreich (WKÖ) mit dem Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) 
und dem Arbeitsmarktservice (AMS) eine gemeinsame Initiative mit dem Ziel Zuwande-
rer in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Personen mit Migrationshintergrund haben oft 
trotz guter Qualifikation einen schwierigen Zugang zum Arbeitsmarkt. Es fehlen ihnen 
die nötigen Kontakte und informelle Kenntnisse über den Arbeitsmarkt. Im Rahmen der 
Initiative Mentoring für MigrantInnen sollen mit Unterstützung von erfahrenen Personen 
des Wirtschaftslebens (Mentoren), Personen mit Migrationshintergrund (Mentees) der 
berufliche Einstieg erleichtert werden.  
 
Zielgruppe Frauen  
Maßnahmen der WKÖ zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Wie auch in den Jahren zuvor unterstützt die WKÖ weiterhin  

• Landeswettbewerbe sowie den Bundeswettbewerb frauen- und familien-
freundlichster Betrieb (Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich sind 
beispielsweise in der Jury) 

• die Initiative „Familienkompetenzen“, welche Wiedereinsteigerinnen ermög-
licht, die während der Babypause erworbenen persönlichen Kompetenzen in 
Form eines Zertifikates bestätigen zu lassen. (Dieses Zertifikat wird von der 
Wirtschaftskammer anerkannt) 

• das Zertifikat  Audit Familie und Beruf (Das Zertifikat soll und kann zu 
Werbezwecken verwendet werden und hebt damit auch das Firmenimage). 

• Girls’-day, um Frauen zu motivieren in männerdominierte Beschäftigungsfel-
der einsteigen. Der von der Wirtschaftskammer unterstütze „girls`-day“ ist 
daher ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Einkommenschancen für 
Frauen.  

 
Zielgruppe Jugendliche  
Projekt „Jugend eine Chance“ 
Das von der WKÖ und AMS im Herbst 2005 gemeinsam gestartete Projekt „Jugend 
Chance“ zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit unter Jugendlichen wurde auf-
grund der guten Erfolge 2007 ins Regelprogramm des AMS übernommen.  
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Zielgruppe Behinderte  
Veranstaltung „Handicap als Chance“ 
Um die Gesellschaft für das Thema "Arbeit und Behinderung" zu sensibilisieren, organi-
sierte die WKÖ im März 2008 eine Veranstaltung zum Thema "Handicap als Chance". 
Im Rahmen dieser Veranstaltung wurden die gesetzten Maßnahmen aus dem Behinder-
tengleichstellungspaket aus Sicht der behinderten ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebe-
rInnen sowie der Selbständigen mit Behinderung beleuchtet. In einer Expertenrunde 
wurde Bilanz über die gesetzten Maßnahmen gezogen und über Verbesserungsvor-
schläge diskutiert. Weiters erzählten behinderte UnternehmerInnen und Unternehme-
rInnen, die behinderte Menschen beschäftigen, von ihren positiven Erfahrungen. 
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5.5 GOOD PRACTICES 
 

Name of Measure Member State 
Habenkonto für Armutsbetroffene bzw. nicht liquide 
Personen 
 

Austria 

End Purpose of the Measure 
• soziale Teilhabe und Wiedereinbindung ins reguläre Wirtschaftsleben mittels 

Girokonto  
• Unterstützung bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
• Schaffung einer Basis für Finanzangelegenheiten, Sicherheit im Umgang mit 

Geld 
• Stärkung individueller Selbstverantwortung 
• Wiederaufbau von Vertrauen  
• Lernprozess für den regulären Bankbetrieb 
 

Main Results in summary 
Stand: Juli 2008: 
Mittlerweile konnten fünf Zweigstellen (Wien, Innsbruck, Salzburg, Graz, Klagenfurt) 
eröffnet werden. 
Mittlerweile gibt es knappe 2.000 KundInnen und pro Tag kommen derzeit im Schnitt 
10 KundInnen hinzu. 
Alle rund 400 MitarbeiterInnen sind ehrenamtlich tätig. 
Es gibt eine enge Kooperation zwischen der Bank vor allem mit den 
Schuldenberatungsstellen und Sozialberatungsstellen der Caritas. 
 
Nach Einschätzung von ExpertInnen beträgt die Anzahl der möglichen Kunden über 
50.000 Personen in Österreich.  
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
    
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]    
Personen, die von Banken 
keinen Zugang zu 
Kontoführung und 
Finanzdienstleistungen 

 DIE ERSTE österreichische 
Sparkasse Privatstiftung in 
Kooperation mit der 
Schuldenberatung und der 

 



ANHÄNGE 

 118  

erhalten; insb. Ver- und 
Überschuldete Personen 

Caritas 

    
Context/Background to the Initiative 
In Österreich gibt es, im Gegensatz zu anderen Ländern, kein allgemeines Recht, 
das Banken verpflichtet, mit jemandem eine Kontoführungsvereinbarung zur 
Erledigung von Finanzgeschäften abzuschließen.  
 
Ein Bankkonto ist aber grundlegende Voraussetzung für ein geordnetes 
Finanzmanagement – auch im privaten Haushalt - und ermöglicht aktive Teilhabe am 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben. Wenn Menschen wegen mangelnder 
Bonität kein Konto mehr zur Verfügung steht, verlieren sie die Übersicht über ihren 
persönlichen Finanzhaushalt. Zahlungsrückstände bei regelmäßigen Ausgaben 
(Miete, Heizung, Raten) sind die Folge und gefährden die existenziellen 
Lebensgrundlagen.  Ein Konto ist überdies oft Voraussetzung für eine Beschäftigung 
und damit für die Reintegration in den Arbeitsmarkt in vielen Fällen unverzichtbar. 
 
Durch die Einrichtung eines zeitlich befristeten Habenkontos für sozial 
schwache/verschuldete Menschen soll die Stabilisierung der Lebenssituation 
unterstützt und begünstigt werden.  
 
Das Habenkonto der Sparcasse ist ein sinnvoller Teil eines Gesamtpakets an 
Betreuungs- und Beratungsleistungen, die in erster Linie von den 
Schuldenberatungseinrichtungen und den Caritas-Sozialberatungsstellen erbracht 
werden. 
 
Details of the Initiative 
  
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 Die Sparcasse mit Habenkonto wurde bereits in fünf Bundesländern 

eingerichtet und soll sukzessive auf das gesamte Bundesgebiet 
ausgedehnt werden. 
 
Der Ablauf gestaltet sich wie folgt: 
 
Die Betroffenen müssen in einem aufrechten Betreuungsverhältnis bei einer 
NGO sein und es muss sichergestellt sein, dass sie kein Konto bei einer 
anderen Bank führen können.  
 
Anschließend wird ein ausgefülltes Anamneseblatt mit den Kerndaten des 
Betroffenen per e-mail an die Sparcasse des Habenkontos gesendet.  
 
Schließlich wird ein Termin zwischen dem Betroffenen und einem Ver-
treter/einer Vertreterin der Sparcasse vereinbart. Hier findet eine kurze 
Abklärung statt. Dann wird das befristete Konto eröffnet.  
 

2. Specific Objectives  
 Die Anzahl sozial benachteiligter Personen, die aufgrund mangelnder 

Bonität kein Bankkonto eröffnen können, reduziert sich.  
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Durch professionelle Beratung (SozialarbeiterInnen, Bankangestellte) 
gelingt es, die finanzielle Haushaltsgebarung der KlientInnen wieder zu 
ordnen. Die Tatsache, dass jemand über keine Kontonummer verfügt, wirkt 
auf potentielle Arbeitgeber oft abschreckend. Dieses Hemmnis bei der 
Arbeitssuche fällt weg.  
 

3. How did the initiative address these objectives? 
 SozialarbeiterInnen unterstützten KlientInnen bei der Planung ihres 

Haushaltsbudgets.  
KlientInnen eröffnen ein “Habenkonto” und wickeln ihre regelmäßigen 
Zahlungen über dieses Konto ab. Einnahmen gehen auf diesem Konto ein.  
 
Erfahrene BankmitarbeiterInnen betreuen die Kunden ehrenamtlich und 
lernen dabei indirekt sehr viel für ihre reguläre Berufstätigkeit in der Bank.  
Damit werden auch präventive Wirkungen erzielt.  
 
Zusatzangebote wie eine günstige Haushaltsversicherung zur Abdeckung 
von Schadensfällen im Haushalt werden angeboten.  
 
Das Konto verursacht keine Kosten.  
Nach Ablauf einer vereinbarten Frist, kann der/die Kunde/in (wieder) ein 
Konto bei einer regulären Bank eröffnen.  
 

Monitoring and Evaluation 
 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Berichte der LeiterInnen der Bankstellen;  

Berichte der SozialarbeiterInnen 
Reflexionstreffen 
 

Outcomes 
  
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Knapp 2.000 Habenkonten wurden bereits eröffnet.  

 
Sozialberatungsstellen und Schuldenberatungsstellen sind in die Beratung 
eingebunden.  
 
Angestellte der Sparcasse oder bereits pensionierte ehemalige 
MitarbeiterInnen beraten KlientInnen ehrenamtlich. 
 
Mittelfristige Effekte können auf Grund der erst zweijährigen Erfahrung 
noch keine berichtet werden. 
 

2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 Zu Beginn der Aktion konnte schwer abgeschätzt werden, ob 

zahlungsschwache KlientInnen überhaupt bereit sein würden, das Angebot 
anzunehmen. Da das Konto nicht bei einer herkömmlichen Bank geführt 
wird, sondern bei einer eigenen, extra dafür gegründeten Bank, deren 
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Kunden ausschließlich Menschen in finanziellen Schwierigkeiten sind, 
bestand die Gefahr, dass der Besuch dieser Bank als ausgrenzend oder 
stigmatisierend erlebt werden würde. Dies ist durch gezielte 
Gegenmaßnahmen nicht eingetreten. 
 

3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 Umfassende Information der KlientInnen; Information der 

SozialarbeiterInnen und Bankangestellten; Vermeidung von 
stigmatisierenden Rahmenbedingungen 
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
 Völlig unerwartet war, dass sich so viele Menschen ehrenamtlich zur 

Verfügung stellen werden, sodass die Bankgeschäfte allein auf dieser Basis 
abgewickelt werden können. 
 
Unerwartet waren auch die hohe Akzeptanz für dieses Angebot und der 
Lerneffekt für die beteiligten Personen und Organisationen. 
 
Im Zuge der Umsetzung ergab sich eine Kooperation mit einer 
Versicherung. Dadurch wurde es möglich, den KundInnen, die zumeist über 
keine Haushaltversicherung verfügen, aber doch immer wieder von 
Schadensfällen im Haushalt betroffen sind, ein günstiges 
Versicherungsangebot anzubieten.  
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Name of Measure Member State 
KomenskýFond: Eine Initiative der ERSTE Stiftung und 
Caritas  

Österreich 

End Purpose of the Measure 
Der KomenskýFond wurde geschaffen… 

1) um Menschen in schwierigen sozialen und wirtschaftlichen Situationen zu helfen 
Bildungschancen wahrzunehmen  

2) und um das Bewusstsein zu fördern, dass Bildung der wirkungsvollste Weg aus der  
      Armut ist. 

Main Results in summary 
Das Projekt „Lernen fürs Leben“ des KomenskýFond der ERSTE Stiftung verfolgt folgende 
Ziele: 

• Das Unterstützen und Ermöglichen von Bildungsmaßnahmen verhindert die konkrete 
Armutsgefährdung von Menschen. Ihre Lebensperspektiven werden durch Bildung 
wesentlich verbessert und weiterentwickelt.  

• Einen Beitrag zum sozialen und ethnischen Zusammenhalt in Europa zu leisten. 
Bildung verstärkt und fördert die soziale Kompetenz und das Miteinander 
verschiedener Ethnien.  

Zur Erreichung des Projektzieles werden Teilprojekte in folgenden Ländern realisiert: 
Österreich, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Kroatien, Serbien, Rumänien, Moldawien und 
künftig auch in der Ukraine. Einen besonderen Schwerpunkt bilden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Situation der Romabevölkerung v.a. in den CEE-Ländern, die nach wie 
vor zu den am stärksten von Armut betroffenen Bevölkerungsgruppen in Europa zählt. 
Während der ersten beiden Projektjahre konnten rund 950 Personen in Österreich und 1900 
Personen in den Partnerländern von den Maßnahmen profitieren.  
 
Dass Bildungs- und/oder bildungsbegleitende Maßnahmen positive Auswirkungen auf die 
Lebenssituation haben, zeigen die Ergebnisse deutlich. An dieser Stelle seien einige 
Beispiele genannt:  
 

• Bei manchen KlientInnen hat sich durch Umschulungen die Einkommenssituation um 
bis zu 100% verdoppelt. Dadurch konnte sich die finanziell prekäre Situation in 
einigen Familien deutlich entspannen. 

• Der Entschluss von Familienmitgliedern sich weiterzubilden, wirkte sich in manchen 
Fällen auf die gesamte Familie aus. Denn wenn erwachsene Familienmitglieder 
beginnen regelmäßig Kurse zu besuchen und zu lernen, motiviert dies auch deren 
Kinder. Sie beginnen sich stärker für ihre schulischen Belange zu interessieren und 
erkennen, wie wichtig es ist einen positiven Schulabschluss zu haben.  

• Nach Berichten der SozialberaterInnen hätten einige der KlientInnen die Ausbildung 
nicht geschafft, wären sie nicht immer wieder unterstützt und motiviert worden. Daher 
sind vor allem längerfristige Beratungen zielführend und nachhaltig – eine 
Besonderheit die durch den KomenskýFond gewährleistet werden kann. 

• Durch Bildungsmaßnahmen, die durch den KomenkýFond gewährt wurden, schafften 
zwei KlientInnen den Sprung von der Sonderschule in die Hauptschule, wodurch sich 
die Zukunftschancen der beiden erheblich verbessern.  

• Durch die Zusammenarbeit mit externen Stellen wie AMS, Bildungseinrichtungen etc. 
konnte im manchen Fällen das Netzwerk um den Klienten gestärkt und die Situation 
des Betroffenen erleichtert werden.  

• In zwei Regionen in Moldawien konnte mit Hilfe der Lernbetreuungsprojekte die Zahl 
der Schulabbrüche unserer Zielgruppe deutlich verringert werden.  
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Einzigartig an dieser Kooperation zwischen ERSTE Stiftung und der Caritas ist, dass wir 
Projekte mit der gleichen Zielrichtung sowohl in Österreich als auch in den Mittel- und 
Osteuropäischen Ländern realisieren können. Darüber hinaus ist hervorzuheben, dass der 
KomenskýFond von Beginn an gemeinsam zwischen den Projektpartnern entwickelt wurde 
und somit auf die Bedürfnisse der Zielgruppen bestmöglich ausgerichtet ist.  
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
    
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]     
         Caritas  
    
Context/Background to the Initiative 
Die ERSTE Stiftung arbeitet für die Entwicklung einer inklusiven und partizipativen 
Gesellschaft in Europa, in der Menschen frei und auch bereit sind, Verantwortung zu 
übernehmen und diese für das Gemeinwohl auszuüben. Ihr soziales Engagement ist 
getragen von dem Gedanken, dass das menschliche Zusammenleben in modernen 
Gesellschaften vor enormen Herausforderungen steht und dass, damit Europa „gelingt“, mit 
dem geistigen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Kapital in gleich wirksamer Weise 
für soziale Integration in Europa gearbeitet werden muss. 
 
Die Caritas und die ERSTE Stiftung verbindet ein langjähriges, erfolgreiches Engagement für 
benachteiligte Menschen. Vor diesem Hintergrund ist der KomensýFond als gemeinsame 
Initiative entstanden, der von der Überzeugung getragen wird, dass Bildung ein 
wirkungsvoller Weg aus der Armut ist.  
 
Details of the Initiative 
  
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 Der Komenský Fond entstand als gemeinsame Initiative der ERSTE Stiftung und 

der Caritas und wurde über einen Zeitraum von 1,5 Jahren gemeinsam entwickelt. 
Seit Mai 2006 läuft das Projekt, aktuell befindet es sich in der dritten Projektphase. 
Die Dauer einer Projektphase beträgt jeweils 12 Monate.  
 

2. Specific Objectives  
 Ziel ist es, die Bildungschancen sozial benachteiligter Personen und Personen-

gruppen in Mittel- und Südosteuropa durch bildungsfördernde Projekte und indivi-
duelle Unterstützungen zur Aus- und Weiterbildung zu verbessern.  
 
Weiters soll der Dialog und Wissenstransfer zwischen den an der Projektumset-
zung beteiligten Organisationen gefördert werden.  
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Dazu werden Teilprojekte in folgenden Ländern realisiert: Österreich, Slowakei, 
Tschechien, Ungarn, Rumänien, Rep. Moldau, Serbien, Kroatien und künftig auch 
in der Ukraine. 
 

3.  How did the initiative address these objectives? 
 Österreich:  

Zur Umsetzung der Vorhaben kooperiert die Österreichische Caritaszentrale mit 
den insgesamt 32 Sozialberatungsstellen der diözesanen Caritasorganisationen. 
Diese Einrichtungen beraten und betreuen Menschen in schwierigen sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen. Die MitarbeiterInnen der Sozialberatungen fördern 
zudem das Selbsthilfepotenzial der unterstützten Personen und aktivieren weitere 
Ressourcen um die Nachhaltigkeit der gewährten Unterstützungsmaßnahme si-
cherzustellen (Hilfe zur Selbsthilfe). 
 
Rund 950 Personen konnten in Österreich während der ersten beiden Projektjahre 
ihre eigenen Bildungschancen oder die ihrer Kinder verbessern. Sie erhielten aus 
Mitteln des 
KomenskýFond konkrete Hilfestellung in Form einer finanziellen Zuwendung. Die 
Unterstützung diente zur (Teil-)Finanzierung einer Bildungs- oder bildungsbeglei-
tenden Maßnahme. Wenn durch eine akute Notlage die Aus- und Weiterbildung 
von Kindern gefährdet war, wurde zudem eine Unterstützung zur existenziellen 
Absicherung gewährt. 
 
CEE-Länder:  
Zur Projektumsetzung arbeitet die Caritas mit langjährigen Partnern in der 
Slowakei, Tschechien, Ungarn, Rumänien, Rep. Moldau, Serbien, Kroatien und 
künftig auch in der Ukraine zusammen.  
Die Zielgruppen der Projekte sind benachteiligte Kinder und Jugendliche, die aus 
schwierigen familiären und sozialen Verhältnissen kommen sowie junge Erwach-
sene, die 
mit Hilfe von Bildungsmaßnahmen eine große Chance haben ihre Zukunftsper-
spektiven zu 
verbessern. Die Projektaktivitäten leisten einen Beitrag, damit sich die Lebensbe-
dingungen der Kinder verbessern und die Mädchen und Buben in ihrer sozialen 
und emotionalen Entwicklung gefördert werden. Oft braucht es entsprechende 
Anreize (z.B. Mittagessen in der Schule, gemeinsame Freizeitaktivitäten), damit 
Bildung erst möglich wird. 
Rund 1900 Personen konnten während der ersten beiden Projektjahren unterstützt 
werden.  
 
Um den Wissens- und Informationsaustausch der SozialberaterInnen der Caritas 
in Österreich sowie der ProjektmitarbeiterInnen in den Partnerländern zu fördern, 
fanden Vernetzungstreffen sowie eine Fachtagung statt. Somit vertiefen die 
MitarbeiterInnen ihr Wissen über die Zusammenhänge zwischen Bildung, Armut 
und sozialer Teilhabe.  
 

Monitoring and Evaluation 
 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Für jede Projektphase stellt Caritas einen neuen Antrag an die ERSTE Stiftung, in 

dem Ziele formuliert werden.  
Die Projektumsetzung findet in enger Abstimmung mit den Diözesen und Partnern 
der Caritas in den CEE-Ländern statt. Regelmäßiger Austausch und Abstimmung 
sowie Projektbesuche und Evaluierung wird durch die Caritas Österreich 
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gewährleistet.  
Die Erreichung der Ziele wird in regelmäßigen Berichten an die Stiftung 
(Zwischenbericht & Abschlussbericht) umfassend dokumentiert.  
 

Outcomes 
  
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Die Ziele wurden wie folgt erreicht:  

 
Ziel ist es, die Bildungschancen sozial benachteiligter Personen und Personen-
gruppen in Mittel- und Südosteuropa durch bildungsfördernde Projekte und indivi-
duelle Unterstützungen zur Aus- und Weiterbildung zu verbessern.  rund 950 
Personen in Österreich sowie rund 1900 Personen in den Partnerländern konnten 
durch den KomenskýFond während der ersten beiden Projektphasen unterstützt 
werden. Konkrete Fallbeispiele verdeutlichen die positiven Auswirkungen (z.B. 
neuer Job nach Umschulungsmaßnahmen; erhöhte Anzahl an Schulbesuchen 
durch Anreize wie warme Mahlzeiten etc. ) Die Beispiele zeigen, dass es mit die-
sen Maßnahmen gelungen ist, die akute Nothilfe mit Maßnahmen zu ergänzen, die 
darauf ausgerichtet sind, nachhaltige Verbesserungen der Lebenssituation zu er-
zielen.  
 
Wissens- und Informationsaustausch der ProjektpartnerInnen:  Dazu haben 
Vernetzungstreffen sowie eine Fachtagung zum Thema „Armut und Bildung“ 
stattgefunden. Eine weitere Tagung ist für September 2008 in Ungarn in Planung.  
 

2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 1) Österreich: Der KomenskýFond stellt ein neues Instrument in der 

Sozialberatung dar. Bisher war spezifisches Geld für Bildungsmaßnahmen nicht 
vorhanden. Für die Inanspruchnahme von Bildungsmaßnahmen ist oft mehr 
notwendig, als die Begleichung der Kursgebühren. Die Kosten für die 
Existenzgrundlagen (Miete, Heizung, Nahrung) müssen beglichen oder die Kinder 
während der Kurszeiten betreut werden. Daneben ist umfassende Beratung und 
Motivation notwendig.  
 
2) Partnerländer: Der Stellenwert von Bildung ist nicht in allen Ländern und 
Familien der gleiche bzw. wird Bildung nicht immer als Weg aus der Armut 
erkannt. Hier ist eine Vermittlung zwischen Projektpartner, Eltern, Kinder und 
Schule besonders wichtig.  
 

3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 1) Österreich: Durch den KomenskýFond werden nicht nur Bildungsmaßnahmen 

(z.B. Kurse) unterstützt, sondern auch bildungsbegleitende Maßnahmen (z.B. 
Kinderbetreuung, Fahrtkosten zum Kursort…) und Maßnahmen zur sozialen 
Absicherung (z.B. Miete) gewährt.  
 
2) Partnerländer: Ein enger Austausch zwischen Projektpartner, Schulen und 
Familien erleichtert die Zusammenarbeit. “Bildungsanreize” wie z.B. eine warme 
Mahlzeit täglich während des Schulbesuchs fördert die Anzahl der Schulbesuche.  
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
 Nachdem der KomenskýFond noch sehr jung ist, ist eine Aussage darüber noch 

nicht möglich. Unerwartet positive Entwicklungen in Einzelfällen bestärken ERSTE 
Stiftung und Caritas in der Fortsetzung und Intensivierung dieser Initiative.  
 



ANHÄNGE 

 125  

 
Name of Measure Member State 
„Mama lernt Deutsch“ an Wiener Kindergärten und 
Schulen 

Austria 

End Purpose of the Measure 
Das Ziel ist neben der Verbesserung bzw. dem Erlangen von Deutschkenntnissen auch der 
Aufbau sozialer Kontakte, die Entwicklung einer positiven Einstellung zum Aufenthaltsland 
sowie insgesamt eine Zunahme an sozialen Handlungsmöglichkeiten. 
Zielgruppe:  
Mütter mit geringer bis keiner Schulbildung, die oft nach jahrelangem Aufenthalt in Österreich 
und bisherigem Scheitern beim Spracherwerb nun motiviert werden sollen, in angstfreier 
Atmosphäre in einem bekannten und niederschwelligen Ort (Schule, Kindergarten des 
Kindes) Deutsch zu lernen. Die Kurse zielen nicht nur auf eine Verbesserung bzw. das 
Erlangen von Deutschkenntnissen, sondern auch auf den Aufbau sozialer Kontakte, auf die 
Entwicklung einer positiven Einstellung zum Aufenthaltsland sowie insgesamt auf eine 
Zunahme an sozialen Handlungsmöglichkeiten, womit die „Mama-lernt-Deutsch"-Kurse in 
ihrer Praxis und ihren Auswirkungen weit mehr darstellen als reine Deutschkurse und zur 
Integration der Kursteilnehmerinnen einen essenziellen Beitrag leisten. 
 
Main Results in summary 
Was den Lernfortschritt der Kursteilnehmerinnen betrifft, so glauben 60,8 %, dass es ihnen 
"eher" bzw. "sehr" gelungen ist, Grundkenntnisse der deutschen Sprache zu erarbeiten und 
zu festigen. Jeweils knapp über 50% sehen ebenfalls eine Verbesserung in den Bereichen 
Sprechen, Schreiben, Lesen und Hören.  
Im Bereich der innerschulischen Kommunikation, deren Verbesserung als eines der 
Hauptziele der Kursreihe zu betrachten ist, nehmen die Kursleiterinnen vor allem vermehrt 
Gespräche der Mütter mit LehrerInnen, Sekretariat und Direktion wahr (zu 58,8 %).  
 
Die "Mama-lernt-Deutsch"-Kurse wurden als neuer Förderschwerpunkt der MA 17 für 
nichtdeutschsprachige Mütter erstmals im Schuljahr 2006/ 2007 an 90 Schulen durchgeführt. 
Im Schuljahr 2007/2008 wurden die Schulstandorte nach einer Pilotphase um insgesamt 59 
private und städtische Kindergärten erweitert. Der Umfang der Kurse betrug 150 UE 2 x 3 
Stunden pro Woche. Die Kurse wurden schuljahresbegleitend geführt.  
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]     
         Province Administration of 

Vienna/Vienna City Administration 
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Context/Background to the Initiative 
Wienweit niederschwellige Basisdeutschkurse an Kindergärten und Schulen, auch für 
Personen mit Alphabetisierungsbedarf ergänzt durch integrative Bildungsmodule (Vorträge / 
Workshops / Exkursionen). Alle Kurse finden mit Kinderbetreuung statt. 
 
Aufgrund des Spracherwerbs und den am Kursort (Kindergärten / Schulen) geknüpften 
Kontakten zu PädagogInnen und anderen Eltern, der Teilnahme an Elternabenden, 
Elternforen, Kindergarten- und Schulfesten ist eine langfristige Nachhaltigkeit gewährt. 
 
Details of the Initiative 
  
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 1.  Projektjahr – April 2006 bis Juni 2007 

2. Projektjahr – März 2007 bis Juni 2008 
Für des Schuljahr 2008/09 ist die Weiterführung und Etablierung des Projekts 
geplant. 
 

   Specific Objectives  
 • Frauen mit Kindern/Kinderbetreuungspflichten zu einem Deutschkurs 

motivieren, indem neben dem Deutschkurs Kinderbetreuung angeboten wird 
• Deutsch lernen bis zum Niveau A2 (GER) 
• Kommunikation zwischen Müttern und Schulen bzw. Kindergärten verbessern 
• Techniken erlernen, um das Kind beim Lernen unterstützen zu können 
• Alphabetisierung für Frauen, welche im Heimatland ungenügend oder in einer 

anderen Schrift alphabetisiert wurden 
• durch Infoelemente (Vorträge zum Thema Gesundheit/ Bildungssystem …),  

Exkursionen zu wichtigen Einrichtungen im Bezirk und der Stadt,  
Austausch innerhalb der hinsichtlich Herkunftsland heterogenen Kursgruppe 
über Themen im Deutschunterricht wie Kennenlernen / Wohnen / positives 
Hervorheben der linguistic diversity and cultural diversity 
Begegnungen mit anderen Müttern der Schule – beispielsweise beim 
Elternabend / Elternforum / Schulfest  - die Selbständigkeit und Unabhängigkeit 
der Frauen zu erhöhen 

 
3. How did the initiative address these objectives? 
 Unterrichtet werden die Kursteilnehmerinnen entweder von ausgebildeten DaF/ 

DaZ-Trainerinnen oder Kursleiterinnen, die sich im Rahmen eines 
Kurzausbildungsseminars speziell für die Durchführung von "Mama lernt Deutsch"-
Kursen qualifiziert haben. Die Kursleiterinnen bilden sich laufend fort. Z.B. förderte 
die MA 17 ein Weiterbildungsseminar „Alphabedarf erkennen“ für Herbst 2007 und 
Frühjahr 2008, damit die MLD -Kursleiterinnen den Alphabetisierungsbedarf der 
Mütter besser erkennen und darauf reagieren können.  
Neben dem Sprachunterricht werden zusätzliche „integrative Bildungsmodule“ 
angeboten, die die Kommunikation zwischen den Müttern und den Institutionen 
Kindergarten/Schule verbessern und die Mütter grundsätzlich befähigen sollen, 
sich im Alltag in der Stadt Wien zurecht zu finden. Die großen Kernthemen der 
integrativen Bildungsmodule orientieren sich an der Lebenswelt der Mütter und 
decken folgende Themen ab:  

 Einander Kennen lernen, z.B.: Angaben zur Person machen, ein einfaches 
Formular ausfüllen, sich vorstellen 

 Wohnen in Wien, z.B.: Wien und seine Bezirke, der Bezirk, in dem ich 
wohne, die wichtigsten Sehenswürdigkeiten, Verkehrsverbindungen, 
Freizeit in der Stadt 
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 Kindergarten/Schule, z. B: Grundwortschatz: was das Kind verstehen sollte 
(Hunger, Durst, Toilette...), Formulieren einer Nachricht, wenn das Kind 
nicht in den Kindergarten oder die Schule kommen kann (Krankheit, 
Urlaub, …), Utensilien für den Kindergarten, was Kinder gerne essen und 
„die gesunde Jause“, Schulreife, Schuleinschreibung, Unterrichtszeiten, 
Mitteilungsheft, Aufgabenheft, Leistungsbeurteilung,... 

 Bildung und Beruf, z.B.: das österreichische Schulsystem, 
Berufsbezeichnungen, Lebenslauf, Erwachsenenbildung / Weiterbildung, 
Stellenangebote, Bewerbungen 

 Gesundheit, z.B.: Beschwerden artikulieren, Sozialversicherung, 
Körperteile,  Arztbesuch, nach dem Befinden fragen, Kinderkrankheiten, 
Sozialversicherung, Krankenhaus und Ambulanz, Bezeichnung der 
wichtigsten Fachärzte, Sozialleistungen der Stadt Wien 

 Feste, Feiern, soziale Kontakte, z.B.: Zu- und Absagen formulieren, 
Termine und Treffpunkte vereinbaren, Einladungen aussprechen, 
Festvorbereitungen 

 
Monitoring and Evaluation 
 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Ein Projektteam der Universität Wien (Institut für Sprachwissenschaften), 

bestehend aus Univ.Prof. Mag. Dr. Rudolf de Cillia, cand. phil. Verena Blaschitz 
und cand. phil. Niku Dorostkar, wurde im August 2006 mit der Durchführung der 
Evaluation der “Mama-lernt-Deutsch” – Kurse von der MA 17 beauftragt. Es 
begleitete das Projekt von September 2006 bis August 2007 und evaluierte die 
Kursmaßnahmen mit unterschiedlichen Methoden (qualitativ und quantitativ im 
Sinne der Triangulierung). Konzept, Curricula, Datenblatt, Interviews, Fragebogen, 
Lernmappen, Lernfortschrittsdokumentation, Gruppendiskussionen. (siehe: 
http://www.wien.gv.at/integration/deutschlernen/pdf/evaluation.pdf) 
 

Outcomes 
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Die meisten der Teilnehmerinnen haben ihre Deutschkenntnisse wesentlich 

verbessert. 94,4% der SchuldirektorInnen gaben an, dass sich durch diese 
Kursmaßnahme der Kontakt zwischen Schule und Elternhaus wesentlich 
verbessert hat. 
Durch die zusätzlichen Infoelemente und Exkursionen wurden die Mütter darin 
bestärkt Kultur- und Freizeitangebote in Wien für sich selbst und ihre Familien in 
Anspruch zu nehmen. 
 

2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 Eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen der Maßnahme war und ist die 

funktionierende Kooperation mit den Schulen. Nicht alle Schulen haben in dem 
gleichen hohen Maß sich im Projekt engagiert. Schwierige Rahmenbedingungen 
bzgl. Organisation und Durchführung für KursleiterInnen in Schulräumen mussten 
bewältigt werden. Nicht immer passende Räume für die Kinderbetreuung und oft 
große Kindergruppen mit vielen Kleinkindern und Babys waren ein Problem. 
 
Die Gefahr der Fluktuation der KursteilnehmerInnen war durch späte Einstiege, 
bzw. vorzeitige Ausstiege gegeben. Dies war für die Gruppenbildung eher störend. 
Die Maßnahme wurde im ersten Jahr mit einer drop out Quote von 24,7% 
durchgeführt. Der am häufigsten genannte Grund für einen Ausstieg war 
Schwangerschaft. 
 

http://www.wien.gv.at/integration/deutschlernen/pdf/evaluation.pdf�
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3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 Die Magistratsabteilung 17 hat als Fördergeberin auch die Aufgabe der 

Vernetzung und Koordination zwischen den beteiligten Institutionen inne, d.h. es 
wurde regelmäßig mit VertreterInnen der Schulverwaltung, mit den Kursträgern 
und den involvierten Magistratsabteilungen Kontakt gehalten, für das Projekt 
geworben, für den möglichst reibungslosen Ablauf gesorgt und in Kursträgertreffen 
die inhaltliche Weiterentwicklung gesteuert. So wurden etwa Schulungen für 
Kinderbetreuerinnen subventioniert und der Betreuungsschlüssel je nach Zahl der 
Kleinstkinder in einer Gruppe erhöht. 
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
 (+)  

 An manchen Schulen hat über den Kurs hinaus eine Vernetzung der Mütter 
stattgefunden. Gemeinsame Aktivitäten wie ein Müttercafe, gemeinsames 
Fahrradlernen, gemeinsame Ausflüge, u.v.m. haben schon stattgefunden.  

 Für viele der muttersprachlichen Kinderbetreuerinnen war dies ein erster 
„Probelauf“ in Richtung Berufstätigkeit, den sie nun – bestärkt um diese 
Erfahrung weitergehen. 

 „Mama lernt Deutsch Fest“: bereits zum zweiten Mal fand heuer im Mai ein 
Abschlussfest im Rathaus statt. Die Präsentation ihrer Arbeiten und 
Kenntnisse vor allem ihren eigenen Männern und Kindern, gibt den 
Teilnehmerinnen ein neues Selbstbewusstsein, was auch positive 
Auswirkungen auf die Kinder der KursteilnehmerInnen hat. Zudem sind 
wichtige Schritte in Richtung Empowerment und Öffnung der Frauen 
gegenüber ihrer deutschsprachigen Umgebung in Gang gesetzt worden. 

(-)  
 Der Erfolg hängt sehr stark vom Engagement der Schule ab und lässt sich 

durch die Projektverantwortlichen nur sehr beschränkt beeinflussen. 
 Eine stärkere Einbindung der Elternvereine und muttersprachlichen 

LehrerInnen, insbesondere durch die KlassenlehrerInnen, passierte nicht 
im gewünschten Umfang. 

 Die Kosten von EUR 150.- (EUR 1/Unterrichtseinheit) aufzubringen, war für 
manche Frauen sichtlich ein Problem. 

 Die Teilnahme von Frauen, die die Integrationsvereinbarung erfüllen 
müssen, führte dazu dass der Druck auf die Kursleiterin erhöht wurde auf 
ein bestimmtes Prüfungsziel hinarbeiten zu müssen.  
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Name of Measure Member State 
Mit dem Thema Arbeitsmarktintegration von MigrantInnen 
und Asylberechtigten beschäftigen sich drei Projekte der 
Stadt Wien - Magistratsabteilung 17:  
1. „Perspektive“: Berufs- und Bildungsberatung für 

Asylberechtigte und finanzielle Unterstützung der 
Weiterbildung 

2. „Kompetenzzentrum“: Anerkennungs- und 
Weiterbildungsberatung für neuzugewanderte 
MigrantInnen; 

3. Das dritte Projekt, die „Muttersprachliche 
Berufserstinformation“ für Neuzugewanderte, wird 
vom Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds 
durchgeführt in Kooperation mit weiteren 
Abteilungen der Stadt Wien und dem 
Arbeitsmarktservice Wien. Ziel dabei ist die 
muttersprachliche Berufserstinformation und 
Erhebung der Qualifikationen und Berufserfahrungen 
von neuzugewanderten MigrantInnen. 

 

Austria 

End Purpose of the Measure 
• Verbesserung des beruflichen Einstiegs in Österreich neu zugewanderter Personen und 

Asylberechtigter 
• Nutzung des Potentials an Ausbildung/Berufserfahrung von MigrantInnen und 

Asylberechtigten 
• Verringerung der Dequalifizierung von MigrantInnen und Asylberechtigten am 

Arbeitsmarkt 
 
Main Results in summary 
→ Perspektive – Berufs- und Bildungsberatung für Asylberechtigte 2007: es wurden 462 
Personen (66% männlich, 34% weiblich) beraten, mit durchschnittlich 4,1 
Beratungsgesprächen pro Person (individuelle Beratung). 
Es wurden 174 Weiterbildungsmaßnahmen finanziert, für insgesamt 127 asylberechtigte 
Personen. Es wurden bereits mehrere qualifizierte Dienstverhältnisse erreicht.  
 
→ Kompetenzzentrum – Anerkennungs- und Weiterbildungsberatungsstelle 2007 
(September-Dezember): 108 Personen (72% weiblich, 28% männlich) wurden in 197 
Beratungsgesprächen beraten (individuelle Beratung). 
 
→ Muttersprachliche Berufserstinformation: 2007 wurden 27 Gruppentermine angeboten. 
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
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Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]     
         Province Administration of 

Vienna/Vienna City Administration 
 

 

Context/Background to the Initiative 
Um eine qualifizierte Einstiegsunterstützung für alle neu zugewanderten Personen – 
MigrantInnen wie Asylberechtigte in Wien – anzubieten, wurden aufeinander aufbauende 
Teilprojekte entwickelt, die in einem ersten Schritt muttersprachliche Berufserstinformation 
bieten, weiters bereits erworbene Qualifikationen und Berufserfahrungen erheben und über 
deren Anerkennung in Österreich informieren. Damit soll gewährleistet werden, dass neue 
BürgerInnen über den Wiener Arbeitsmarkt informiert werden und entsprechend ihrem Know 
how beim Einstieg in diesen adäquat unterstützt werden können. NeuzuwanderInnen 
erhalten so gezielte Informationen und Beratung bei der Anerkennung / Nostrifikation ihrer im 
Ausland erworbenen Abschlüsse. Asylberechtigte Personen werden bei der Weiterbildung 
überdies auch finanziell unterstützt.  
 
Details of the Initiative 
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 2006 wurde das Projekt „Perspektive - Berufs, Weiterbildungs- und 

Anerkennungsberatung für Asylberechtigte“ gestartet.  
2007 wurde die muttersprachliche Berufserstinformation sowie das 
Kompetenzzentrum für NeuzuwanderInnen – Anerkennungs- und 
Weiterbildungsberatungsstelle neu geschaffen. 
 

   Specific Objectives  
 • Neu zugewanderten Personen in Wien sollen eine Erstberatung hinsichtlich 

ihrer (zukünftigen) Berufstätigkeit erhalten, nach Möglichkeit in der 
Muttersprache 

• Auf der Grundlage einer umfassenden Information zu den Möglichkeiten der 
Anerkennung bestehender Ausbildungen bzw. Weiterbildung und Qualifizierung 
in Wien sollen gemeinsam Perspektiven für eine berufliche Veränderung in 
Zusammenhang mit etwaiger Weiterbildung entwickelt und umgesetzt werden 

• Verringerung dequalifizierter Einstiege in den Arbeitsmarkt 
• Aufzeigen von Möglichkeiten eines beruflichen Einstiegs/Umstiegs/Aufstiegs 

sowie die Unterstützung und Begleitung der einzelnen Schritte zu diesem Ziel 
• Finanzielle Unterstützung von Asylberechtigten Personen bei der Weiterbildung 
 

3. How did the initiative address these objectives? 
 Die muttersprachliche Berufserstinformation findet in jeweils dreistündigen 

Gruppenveranstaltungen statt. Behandelt werden die Themen 
• Arbeitsmarktsituation in Wien (wo gibt es stärkere Arbeitskräfte - Nachfrage, wo 

sind die Jobaussichten weniger gut?) 
• rechtliche Rahmenbedingungen 
• Informationen über Unterstützung bei der Jobsuche sowie nach der Aufnahme 

einer Beschäftigung (Angebote von AMS und waff) 
• Erfassung von arbeitsmarktrelevanten KundInnendaten (rechtlicher 

Aufenthaltstitel, bisherige schulische Ausbildung, bisherige berufliche 
Tätigkeiten, Selbsteinschätzung der Deutsch-Kenntnisse, etc.).  

 
Um die inhaltliche Auseinandersetzung der TeilnehmerInnen mit den Themen der 
Veranstaltung sicherzustellen, wird die Berufserstinformation in den Sprachen 
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Albanisch, Arabisch, Bosnisch/Serbisch/Kroatisch, Bulgarisch, Chinesisch, 
Englisch, Polnisch, Rumänisch, Russisch und Türkisch angeboten.  
Nähere Informationen unter http://www.wien.gv.at/integration/waff.html 
 
Kompetenzzentrum – Anerkennungs- und Weiterbildungsberatungsstelle für 
NeuzuwanderInnen in Wien  
Die Beratung wird durch ein breit gefächertes Hilfs- und Serviceangebot in Form 
von Einzelfallhilfe, gegebenenfalls Gruppenarbeit, teilweise mutter-/mehrsprachige 
Beratung und Betreuung durchgeführt. Der Schwerpunkt liegt in der individuellen 
Beratung, Information und Unterstützung und ist auf Problemlösung ausgerichtet. 
Hilfe zur Selbsthilfe steht im Vordergrund. 
Nähere Informationen:  
http://www.migrant.at/homepage-2006/kompetenzzentrum/kompetenzzentrum.htm 
 
Berufs-, Weiterbildungs- und Anerkennungsberatung für Asylberechtigte: 
Erhebung der schulischen und beruflichen Qualifikationen, Abklärung der 
beruflichen Chancen am Wiener Arbeitsmarkt, Information über Anerkennung der 
mitgebrachten Qualifikationen, Abklärung von finanziellen 
Unterstützungsmöglichkeiten bei der Weiterbildung bzw. finanzielle Unterstützung, 
Begleitung beim Anerkennungsverfahren. Individuelle Beratung und Begleitung in 
den Sprachen Russisch, Persisch, Deutsch, Englisch. 
Nähere Informationen:  
http://www.migrant.at/homepage-2006/perspektive/perspektive.htm 
 

Monitoring and Evaluation 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Jahresbericht bzw. Zwischenbericht über die Projekte Perspektive und 

Kompetenzzentrum.  
WAFF Geschäftsbericht 
 

Outcomes 
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Durch die muttersprachliche Beratung kann der Prozess der Berufsplanung früher 

begonnen werden (bei Asylberechtigten unmittelbar nach Asylgewährung), der 
Eintritt in den Arbeitsmarkt kann schneller erfolgen. Durch die individuelle 
Beratung werden Berufswünsche und Vorstellungen konkretisiert, die aus dem 
Herkunftsland mitgebrachten beruflichen Kompetenzen den Anforderungen in 
Österreich gegenübergestellt, dadurch können realistische Berufspläne und Ziele 
ausgearbeitet werden. Einerseits werden die Arbeitsmarktchancen verbessert, 
anderseits die Frustration der Arbeitssuchenden verringert; letztendlich eine 
Dequalifizierung am Arbeitsmarkt verringert. Die gute Vernetzung der 
Beratungsstellen ermöglicht die umfassende Information der MigrantInnnen und 
Asylberechtigten über Weiterbildungs- und Fördermöglichkeiten, Behördenwege 
und Praktikumsplätze. 
 

2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 Schwierigkeiten gibt es bei der Ausgabe des Weiterbildungsgeldes (Projekt 

Perspektive): das bestehende Bildungsprogramm berücksichtigt die speziellen 
Bedürfnisse von Asylberechtigten nicht; maßgeschneiderte 
Ausbildungsprogramme scheitern öfters an der geringen Teilnehmerzahl und dem 
Interesse für spezielle Kurse. Voraussetzung für die meisten 
Weiterbildungsprogramme sind höhere Deutschkenntnisse (ab B1 nach dem 
Europäischen Referenzrahmen), viele TeilnehmerInnen brauchen daher vor dem 
Einstieg weitere Deutschkurse. 

http://www.wien.gv.at/integration/waff.html�
http://www.migrant.at/homepage-2006/kompetenzzentrum/kompetenzzentrum.htm�
http://www.migrant.at/homepage-2006/perspektive/perspektive.htm�
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Das Angebot des Kompetenzzentrums - Anerkennungs- und 
Weiterbildungsberatungsstelle wurde bisher vor allem von AkademikerInnen und 
MaturantInnen in Anspruch genommen. Es sollen in Zukunft auch MigrantInnen 
mit Berufsausbildung (unter Maturaniveau) angesprochen werden.  
Neuzugewanderte Personen mit höherer Schulbildung bzw. ZuwanderInnen aus 
EWR-Länder sind gesetzlich nicht verpflichtet, ihre Deutschkenntnisse 
nachzuweisen. Entsprechende Deutschkenntnisse sind aber wichtig, um 
Weiterbildungsangebote in Anspruch zu nehmen, bzw. um am Arbeitsmarkt 
bessere Chancen zu haben.  
Anerkennung bzw. Nostrifizierung ist ein langwieriger Prozess.  
 
Muttersprachliche Berufserstinformation: die Zielgruppe wurde nur teilweise 
erreicht. 
 

3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 Neues Projekt der MA 17: Startcoaching für MigrantInnen und die Einführung des 

Wiener Bildungspasses ab Oktober 2008, wo alle neuzugewanderten 
MigrantInnen sofort nach Zuwanderung erreicht, und nach Möglichkeit in der 
Muttersprache beraten werden. Informationen über bestimmte Themen wie 
Bildungssystem, Arbeitsmarkt, Politisches System werden in der Muttersprache 
vermittelt; bei individuellen Beratungsbedarf wird an die zuständige 
Beratungseinrichtungen weiter verwiesen. Kooperationspartner der MA 17 sind in 
diesem Projekt: MA 35, WAFF, AMS, AK, WK, Beratungszentrum für 
MigrantInnen. 
 
Start-Begleitung für Asylberechtigte: die erste ganzheitliche Beratungsstelle für 
Asylberechtigte Personen in Wien wurde  im Frühjahr 2008 bei Interface Wien 
eröffnet. Umfassendes Beratungsangebot für Asylberechtigte und subsidiär 
Schutzberechtigte. Die Vernetzung mit Perspektive, Beratungsstelle für Bildung 
und Beruf ist gegeben.  
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
 Das Erreichen der Zielgruppe im Projekt „Muttersprachliche Berufserstinformation“ 

ist nur teilweise gelungen. Das weiterführende Projekt – Start Coaching für 
NeuzuwanderInnen und Bildungspass baut auf diesen Erfahrungen auf. 
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Name of Measure Member State 
“Nach Herzenslust” - -Favoritner Frauen leben gesund 
 

Österreich 

End Purpose of the Measure 
Das im Zeitraum September 2005 bis August 2007 durchgeführte Projekt „Nach Herzens-
lust – Favoritner Frauen leben gesund“ war ein multidisziplinäres und interkulturelles Inter-
ventionsprojekt zur Gesundheitsförderung und Prävention von Herz-
Kreislauferkrankungen bei erwachsenen Frauen mit Lebensmittelpunkt im 10. Bezirk, wo-
bei die Fokussierung auf sozial benachteiligte Frauen mit hohem Risikopotential für Herz-
Kreislauferkrankungen erfolgte. Übergeordnetes Projektziel war Information und Be-
wusstseinsbildung zum Thema „Herzgesundheit“ bei Frauen, MultiplikatorInnen sowie in 
der breiten Öffentlichkeit. Um eine möglichst breite Verankerung des Projekts zu gewähr-
leisten, begleitete eine interdisziplinäre sowie multiprofessionelle Strategiegruppe das 
Projekt. Wesentlicher Bestandteil des Projekts war darüber hinaus die Vernetzung und 
Kooperation mit themen- bzw. bezirksrelevanten Institutionen, wie etwa dem Herz-
Kreislaufpräventionsprojekt "Ein Herz für Wien“, der MA 38, der MA 57 sowie „Bewegung 
findet Stadt“.  
 
Design und Methoden 
Im 10. Wiener Gemeindebezirk wurde eine breit angelegte Sensibilisierungs- und 
Aufklärungskampagne (Modul I; Startveranstaltung am Keplerplatz, Aktionstage zum 
Thema „Einkaufen nach Herzenslust“ in Supermärkten, Erstellung und Distribution 
mehrsprachiger, kulturspezifischer Informationsfolder, niederschwelliges Telefon- und E-
Mailservice, Medien- und Öffentlichkeitsarbeit) durchgeführt. Zur Gesundheitsförderung 
von Frauen wurden in Favoriten im Rahmen von Modul II eine Frauenlauf- sowie eine 
Nordic-Walking-Gruppe implementiert, die für alle interessierten Frauen offen und kostenlos 
war. Frauen der Zielgruppe konnten weiters am dreimonatigen Herzprogramm „Leben nach 
Herzenslust“ teilnehmen (Ernährungs- und Bewegungskurs, Beratungsgespräche, 
Kochworkshops). Wohnortnahe Angebote, zielgruppenfreundliche Termine, geringe Kosten 
für die Programmteilnahme sowie Kinderbetreuungsmöglichkeiten sollten den Zugang zu 
sozial benachteiligten Frauen gewährleisten. Um Migrantinnen zu erreichen, wurden die 
Maßnahmen auch in türkischer und serbisch/kroatisch/bosnischer Sprache angeboten. 
Zentraler Bestandteil des Projektes war eine ständige begleitende Evaluierung, die 
Erwartungen, Zufriedenheit und Zielerreichung der Teilnehmerinnen dokumentierte. Dadurch 
konnten nötige Änderungen aufgezeigt und das erarbeitete Programm direkt auf die 
Bedürfnisse der Teilnehmerinnen zugeschnitten werden. 
 
Main Results in summary 
Im Rahmen des Projektes „Nach Herzenslust – Favoritner Frauen leben gesund“ wurden die 
gesetzten Ziele zur Gänze erreicht – der Zugang zur Zielgruppe sozial benachteiligter 
Frauen ist gelungen. Sowohl die Sensibilisierungs- und Aufklärungskampagne als auch die 
Gesundheitsförderung von Frauen konnte planungsgemäß durchgeführt werden und führten 
zu annähernd 10.000 Kontakten zu Frauen aus der Zielgruppe. 
Sensibilisierung und Aufklärung: mehrsprachige Informationsträger über 
Frauenherzgesundheit und das Projekt wurden erstellt und in hoher Stückzahl (60.000) 
distribuiert. Durch laufende mediale Beiträge über das Projekt konnte eine breite 
Öffentlichkeitswirksamkeit gewährleistet werden. Das projektspezifische Infotelefon „herzline“ 
sowie die Homepage www.herzenslust.at wurden regelmäßig genützt. Insgesamt wurden 
vier Einkaufsaktionswochen abgehalten, an denen mehrsprachige Beraterinnen den Frauen 
an zentralen Plätzen sowie im Supermarkt aufsuchend Informationen über gesundes 
Einkaufen gaben. 

http://www.herzenslust.at/�
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Schulung und Sensibilisierung von MultiplikatorInnen: Im Rahmen des 
BezirksärztInnentreffens im Kaiser Franz Josef-Spital, SMZ Süd, erfolgte ein Vortrag über 
frauenspezifische Aspekte, Risiken und Symptome von Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowie 
deren Prävention. Weiters wurde das Projekt vorgestellt und zur Kooperation eingeladen.  

Vernetzung mit bezirks- und themenrelevanten Institutionen fand regelmäßig auf mehreren 
Ebenen und in unterschiedlichen Settings statt.  

Gesundheitsförderung von Frauen: Im Laufe der Projektzeit wurden annähernd 10.000 
Kontakte zu Frauen aus der Zielgruppe hergestellt – 253 Frauen konnten für das „Herzstück“ 
des Projektes, das langfristige Kursprogramm „Leben nach Herzenslust“ gewonnen werden. 
Die Teilnehmerinnengruppe war äußerst multikulturell, über die Hälfte der Kurskontakte kam 
mit fremdsprachigen Frauen zustande (56%). 
Lauf- und Nordic-Walking-Gruppen fanden wöchentlich statt, die Kurse „Essen nach 
Herzenslust“ (Vorträge) und „Bewegen nach Herzenslust“ (Bewegungsangebot) wurden fünf 
Mal durchgeführt – zusätzlich wurde auf Wunsch der Frauen ein follow-up-Kurs abgehalten. 

Die begleitende Evaluierung zeigt erfreuliche Ergebnisse. Das Projekt erreicht die 
Zielgruppe: sozial benachteiligte Frauen mit erhöhtem Herz-Kreislauf-Risiko (Übergewicht, 
Stress, Bewegungsmangel, ungesunde Ernährung). Die durchgeführten fünf 
Kursdurchgänge wurden von 253 deutsch- und fremdsprachigen Frauen in Anspruch 
genommen. Die Teilnehmerinnen gaben als wesentliche Zielsetzungen gesünder zu essen 
sowie mehr Bewegung und Sport an. Diese Ziele wurden von dem überwiegenden Teil der 
Teilnehmerinnen auch langfristig erreicht. Das Durchschnittsgewicht sank um 3,1 kg, die 
Zufriedenheit mit dem eigenen Bewegungs- und Ernährungsverhalten sowie das 
Selbstbewusstsein und Wohlbefinden der Teilnehmerinnen stieg deutlich. Diese Effekte 
konnten auch noch nach drei bis sechs Monaten nachgewiesen werden. Besonders 
hervorgehoben wurden immer wieder die Wichtigkeit der Gruppe und das Zusammensein mit 
anderen Frauen. 
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
    
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]     
sozial benachteiligte Frauen mit 
hohem Risikopotential für Herz-
Kreislauferkrankungen 

 Folgende Förder-/ 
SubventionsgeberInnen 
ermöglichten die Realisierung des 
Projektes: Wiener Programm für 
Frauengesundheit, Fonds 
Gesundes Österreich, Ein Herz für 
Wien,  
MA 38 – Wiener Lebensmittel- 
und Ernährungsservice, MA 57 – 
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Frauenabteilung der Stadt Wien. 
Sponsoring erfolgte durch die 
Bezirksvorstehung Favoriten, 
BAWAG, Novartis und Guidant. 
 

    
Context/Background to the Initiative 
Bei Frauen unter 75 Jahren findet sich laut Wiener Gesundheitsbericht 2000 im 10., 11. und 
12. Bezirk eine erhöhte Mortalität, die auf die hohe Sterblichkeit im Bereich Herz-Kreislauf-
Erkrankungen zurückzuführen ist. Trotz Aufklärungs- und Informationskampagnen scheinen 
sowohl das Wissen um Symptomatik und Risikofaktoren von Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
als auch die Ausschöpfung des Potentials präventiver Maßnahmen unbefriedigend. 
Außerdem finden herkömmliche Strategien zur Gesundheitsförderung und Prävention kaum 
Zugang zu sozial benachteiligten Frauen mit hohem Risikopotential für Herz-
Kreislauferkrankungen (Frauen aus niedrigen Bildungs- und Einkommensschichten, 
Migrantinnen, Alleinerzieherinnen, Arbeitslose...). 
 
Details of the Initiative 
  
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 Die Projektlaufzeit war auf 2 Jahre festgesetzt (September 2005 bis August 2007). 

Im September 2005 startete das Projekt mit einem Kick Off. 
Über die gesamte Projektdauer liefen folgende Aktivitäten: 

 Vernetzung und Kooperation 
 Information und Bewusstseinsbildung 
 Telefon- und E-Mailberatung 
 Medien- und Öffentlichkeitsarbeit 
 Laufgruppe 
 Nordic walking Gruppe 
 Evaluierung 

Im Rahmen des Projektes wurden 5 Kursdurchgänge –jeweils dreisprachig – 
durchgeführt. Zusätzlich erfolgte auf den großen Wunsch der Teilnehmerinnen hin 
ein Follow-up. 

1. Kursdurchgang: Oktober 05 bis Jänner 06 
2. Kursdurchgang: Jänner 06 bis April 06 
3. Kursdurchgang: April 06 bis Juli 06 
4. Kursdurchgang: Oktober 06 bis Februar 07 
5. Kursdurchgang: März 07 bis Juni 07 

Follow up: März – April 07 
 

2. Specific Objectives  
 1. Sensibilisierung und Aufklärung zum Thema „Herzgesundheit bei Frauen“ 

bei erwachsenen Frauen mit Lebensmittelpunkt im 10. Bezirk 
2. Sensibilisierung und Aufklärung zum Thema „Herzgesundheit bei Frauen“ 

und „Zusammenhang zwischen Herzgesundheit und sozialer 
Benachteiligung“ bei MultiplikatorInnen 

3. Sensibilisierung und Aufklärung zum Thema „Herzgesundheit bei Frauen“ 
und „Zusammenhang zwischen Herzgesundheit und sozialer 
Benachteiligung“ in der Öffentlichkeit 

4. Erreichung und Akzeptanz der Zielgruppe 
5. Wissenszuwachs und Verhaltensänderung  der Teilnehmerinnen in den 

Bereichen „Ernährung“ und Bewegung. 
6. Positive Beeinflussung des kardiovaskulären Risikos der Teilnehmerinnen 
7. Steigerung des Wohlbefindens der Teilnehmerinnen 
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3.  How did the initiative address these objectives? 
 Ad 1.  

 Produktion und Verteilung kulturspezifischer Informationsbroschüren 
„Wegweiser zum gesunden Frauenherz“ in Deutsch, Türkisch, 
Bosnisch/Kroatisch/Serbisch 

 10 Aktionstage „Einkaufen nach Herzenslust“ in lokalen Supermärkten 
 Medien- und Öffentlichkeitsarbeit 

 
Ad 2. 

 Strategiegruppe, Vernetzung und Kooperationen 
 Direktansprache der ÄrztInnen im Bezirk 
 Medien- und Öffentlichkeitsarbeit  

 
Ad 3. 

 Publikumsveranstaltung „Favoritner Frauen in Bewegung“ 
 Persönliches Anschreiben von Bezirksvorstehung, FGP und FEM Süd an 

alle im 10. Bezirk ansässigen, erwachsenen Frauen.  
 Direktansprache der erwachsenen Frauen im Bezirk 
 Medien- und Öffentlichkeitsarbeit 

 
Ad 4. 

 Implementierung eines Favoritner Lauftreffs  
 Telefon- und E-Mail-Beratung 
 Schaffung eines attraktiven Angebots 

 
Ad 5.  

 Herzprogramm (Essen, Bewegung, kochen nach Herzenslust), 
Ernährungscoaching,  Informationsmaterialien  

 Bewegungsgruppen, Lauftreffs, Favoritner Frauenlauf, Einzelcoaching, 
Informationsmaterialien 

 
Ad 6. und 7. 

 Interventionsmaßnahmen Ernährung, Bewegung im Gruppensetting, 
Einzelcoaching 

 
Monitoring and Evaluation 
 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Erhebungsinstrumente, Methoden und Zeitpunkte der begleitenden 

Evaluierung 
 
Als Messinstrumente wurden Fragebögen und qualitative Interviews 
herangezogen. 
Erhebungsinstrumente, -methoden, -zeitpunkte sowie Ergebnisse werden im 
folgenden vorgestellt und sind im Anhang zu finden: 
 
Fragebogen: 
Folgende Bereiche wurden mittels Fragebogen erhoben: 

- soziodemografische Daten (Geburtsland, Muttersprache, Kinder, 
Schulbildung, berufliche Situation...) 

- Gewichts – und körperbezogene Daten (Körpergewicht, Grösse, BMI..) 
- Medizinische Daten (aktuelle Krankheiten und Beschwerden, 

Medikamente, Allergien, koronare Risikofaktoren) 
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- individuelle Essgewohnheiten (Fragebogen zur Erfassung des 
Gesundheitsverhaltens, FEG, Dlugosch & Krieger, 1995) 

- psychologische Faktoren des Essverhaltens (FEG, Dlugosch & Krieger, 
1995) 

- individuelle Bewegungsgewohnheiten (FEG, Dlugosch & Krieger, 1995) 
- subjektiver Informationsstand über gesunde Nahrungsmittel  
- persönliche Ziele/ Veränderungswünsche in bezug auf Essverhalten und 

Bewegung (FEG, Dlugosch & Krieger, 1995) 
- bisherige Barrieren (FEG, Dlugosch & Krieger, 1995) 
- psychisches Wohlbefinden 
- Zufriedenheit mit dem eigenen Körper (Fragebogen zur Beurteilung des 

eigenen Körperbildes, Skala 1 (4-Faktorenlösung), Strauß und Richter-
Appelt, 1996) 

- Körperlicher Gesundheitszustand 
- Seelischer Gesundheitszustand  
- Skala zur Bewertung des Kursangebotes 

 
Zeitpunkt und Methode: 
Die Erhebung erfolgt zu drei Zeitpunkten: 

- vor Kursbeginn im Rahmen eines ausführlichen Screening- und 
Beratungsgesprächs 

- nach Kursende, bzw. beim letzten Kursbesuch 
- 3 - 6 Monate nach Kursende, um Langzeiteffekte zu messen. 

Es erwies sich als sinnvoll, mit nicht deutschsprachigen Teilnehmerinnen die 
Fragebögen, wenn möglich, im Interviewcharakter durchzuführen. 
 
Interviews: 
Zentrales Anliegen der Evaluierung war neben der Erhebung von quantitativen 
Daten auch die kontinuierliche Messung der Zufriedenheit der Teilnehmerinnen mit 
dem Kursprogramm. Partizipative Teilnahme und „Mitspracherecht“ erfolgten 
kontinuierlich im Rahmen qualitativer Erhebungen der Stimmungsbilder. 
 
Zeitpunkt und Methode: 

- 6 Wochen nach Beginn (ca in der Mitte des Kurses), um die Zufriedenheit 
mit dem aktuellen Verlauf zu messen und gegebenenfalls noch 
korrigierend eingreifen zu können. 

Es wurden pro Kurs 2-3 Teilnehmerinnen befragt, pro Kurszyklus also 6-9 Frauen 
(ca. 3 deutschsprachige, 3 türkischsprachige und 3 bosnisch-, kroatisch-, 
serbischsprachige Teilnehmerinnen). 
Die Interviews erfolgten in der Muttersprache und wurden anschließend übersetzt. 
 
Herzpass: 
Jeder Teilnehmerin wurde ein persönlicher Herzpass mit folgenden Daten 
ausgehändigt: 

 Anwesenheit bei den ausgewählten Bewegungsangeboten, 
 Körpergewicht, BMI 
 Bauchumfang 
 Blutdruck 
 Blutzucker 
 Gesamtcholesterin/ HDL-Cholesterin, LDL-Cholesterin 
 Werte nach 1 Monat 
 Werte nach 3 Monaten 
 Werte nach 6 Monaten 

Die Teilnehmerinnen wurden bereits bei Aushändigung gebeten, die ausgefüllten 
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Herzpässe nach Kursende zur Dateneingabe dem Projektteam zur Verfügung zu 
stellen. Leider erwies sich dieser Weg der selbständigen Kontrolle und 
Dokumentation als nicht praktikabel. Es liegt keine ausreichende Anzahl an 
ausgefüllten Herzpässen vor, um statistisch aussagekräftige Auswertungen 
durchführen zu können. 
 

Outcomes 
  
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Ergebnisse 

Das Projekt „Nach Herzenslust – Favoritner Frauen leben gesund“ kann als höchst 
erfolgreiches Interventionsprojekt zur Prävention von Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
bei sozial benachteiligten Frauen betrachtet werden. Sowohl die Sensibilisierungs- 
und Aufklärungskampagne als auch die Gesundheitsförderung von Frauen lief 
optimal. Das Konzept der frauenspezifischen Gestaltung, wie z.B. wohnortnahe 
Angebote, frauenfreundliche Termine, Kinderbetreuung, ganzheitliches Angebot, 
Partizipation und Empowerment erwies sich als zielführend. 
 
Im Laufe der Projektzeit wurden annähernd 10.000 Kontakte zu Frauen aus der 
Zielgruppe hergestellt – 253 Frauen konnten für das „Herzstück“ des Projektes, 
das langfristige Kursprogramm „Leben nach Herzenslust“ gewonnen werden.  
 
Im Zuge des Projektes wurden Handlungsempfehlungen zur 
Gesundheitsförderung für sozial benachteiligte Frauen entwickelt, die übertragbar 
sind für zukünftige Vorhaben für diese Zielgruppe. 
 

2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 Der frauenorientierte, zielgruppenspezifische und ganzheitliche Ansatz des 

Projektes hat sich bewährt und kann die oft zitierte schwierige 
Zielgruppenerreichbarkeit entkräften. Das große Interesse an 
Gesundheitsförderung und die hohe Motivation unserer Teilnehmerinnen war 
deutlich, insbesondere bei Migrantinnen. Adäquate Gesundheitsförderung für die 
Zielgruppe sozial benachteiligter Frauen ist möglich – allerdings unter bestimmten 
Voraussetzungen. Die Erfahrungen, die aus dem Projekt „Nach Herzenslust“ – 
Favoritner Frauen leben gesund -  mündeten in Handlungsempfehlungen für die 
Arbeit mit sozial benachteiligten Frauen. Diese Leitlinie soll und kann in ähnlichen 
Vorhaben als Grundlage dienen.  
 
Die Handlungsempfehlungen umfassen folgende Bereiche: 

 Frauengerechte Planung  
 Einbettung in den Alltag (kein zusätzlicher Stressfaktor) 
 Vertrauenspersonen als Vermittlerinnen nützen 
 Ganzheitliche, integrierte Programme 
 Aufsuchende, dezentrale Angebote 
 Ansetzen am Wissensstand 
 Kostenlos bzw. –günstig 
 Partizipativ 
 Empowerment 
 Kontinuität sichern 
 Realistische Zielsetzung 
 Realistische Ressourcenplanung  
 Sozialer Charakter (Gruppenangebote) 
 Nicht-stigmatisiertes Setting (Kindergarten, Schule, Betrieb) 
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Es zeigte sich allerdings auch, dass es längerfristige Interventionen braucht für 
Lebensstil-Veränderungen, die nachhaltig sein sollen. Die im Sinne der 
Nachhaltigkeit oft gewünschte „Selbstorganisation“ ist gerade bei sozial 
benachteiligten Frauen schwer zu realisieren.  
 
Die Projektkonzeption von „Nach Herzenslust“ war zugeschnitten auf Frauen mit 
Gewichtsproblemen bzw. Übergewicht. Im Zuge der Projektdurchführung wurde 
deutlich, dass ein hoher Prozentsatz der Teilnehmerinnen mit einem BMI > 30 als 
adipös einzustufen war. Hier bedarf es einer spezifischen, längerfristigen 
Intervention, die im Nachfolge-Projekt „Nach Herzenslust – leichter leben“ ihren 
Niederschlag findet. 
 

3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 Das neu eingereichte Projekt „Nach Herzenslust – leichter leben“ baut auf den 

Erfahrungen der vorangegangenen Projekte auf, hat aber eine deutlich veränderte 
Zielgruppenausrichtung: zum einen sollen diesmal nur Frauen mit manifester 
Adipositas (d.h. mit BMI >30) angesprochen werden, zum anderen werden 
erstmalig auch Mädchen mit starkem Übergewicht als Zielgruppe ausgewählt, da 
auch hier bislang wienweit kein Gesundheitsförderungsangebot zur Verfügung 
steht. Wie in den letzten beiden Projekten sollen gezielt Migrantinnen 
angesprochen werden, aufgrund der evidenten hohen Adipositasprävalenz. 
 
Die Nachfrage nach dem Projekt „Nach Herzenslust“ hat schließlich gezeigt, dass 
es in Wien großen Bedarf an niederschwelligen, auf die Zielgruppe sozial 
benachteiligter Frauen zugeschnittenen Bewegungs- und Gruppenangebote  gibt. 
Das Gesundheitsbewusstsein und Interesse der Frauen ist vorhanden – jetzt liegt 
es an den AkteurInnen, hier Unterstützung anzubieten und langfristige Lebensstil- 
Veränderungen zu ermöglichen. 
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
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Name of Measure Member State 
“… trotz allem gesund!”  
 

Österreich 

End Purpose of the Measure 
Das Ziel ist die Gesundheitsförderung von armutsgefährdeten oder von Armut betroffenen 
Erwachsenen und Familien. Der Zugang  zur Zielgruppe geht über MitarbeiterInnen von  3 
großen Sozial-Einrichtungen (Familiendienste, Schuldenberatung), die bereits  persönlich-
professionelle Kontakte zu dieser Personengruppe unterhalten.     
 
Ein gesundheitsbezogener Ressourcen- Risiko- Fragebogen wurde entwickelt und einge-
setzt. Gesundheitseinstellungen und Gesundheitsverhalten aller TeilnehmerInnen werden 
mit dem Fragebogen erfasst. Dieser soll einerseits den Hintergrund für die allgemein berich-
tete geringe Erreichbarkeit der Zielgruppe mit niedrigem sozioökonomischem Status erhellen 
und gleichzeitig als Evaluationsinstrument zur Auswertung der Wirksamkeit der gesetzten 
Interventionen dienen.  
 
Sowohl im Einzel- als auch im Gruppensetting werden Interventionen gesetzt, die eine 
bessere Nutzung der vorhandenen Gesundheitsvorsorgeeinrichtungen sowie ein Stress-
reduzierendes, Ernährungs- und Bewegungs-förderndes Verhalten erzielen sollen. 
Interventionen betreffen das Gesundheitsverhalten der Erwachsenen selbst aber auch ihren 
gesundheitlichen Umgang mit den Kindern und sind auf den sozioökonomischen Status der 
Zielgruppe abgestimmt. 
Main Results in summary 
Es gibt noch keine Ergebnisse in Bezug auf die Wirksamkeit der Interventionen. 
(Evaluation Ende 2008)  
 
Targeted Beneficiaries Policy Focus 
    
General Population  Social Exclusion  
Children  Healthcare  
Single-parent Families  Long-term Care  
Unemployed  Governance  
Older People    
Young People  Geographical Scope 
People with disabilities    
Immigrants / Refugees  National  
Ethnic Minorities  Regional  
Homeless    
Specific Illness/disease  Implementing Body  
Other [Please specify:]     
  sozioökonomisch Benachteiligte  IfS-Familienarbeit gemn. 

GmbH 
 

    
Context/Background to the Initiative 
Armut macht krank und führt zu Kettenreaktionen im gesundheitlichen Bereich: 
wer arm ist, stirbt ca. 7 Jahre früher, erkrankt eher schwer, verunfallt häufiger, usw.  Durch 
ein spezielles Setting soll die Zielgruppe armer bzw. von Armut bedrohter Personen erreicht 
werden:Sozialeinrichtungen, die im Rahmen ihrer gewöhnlichen Beratungstätigkeit face to 
face Kontakte zu ökosozial benachteiligten Personen haben, bieten diesem Klientel zusätz-
lich Gesundheitsförderung an. 
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Details of the Initiative 
  
1. What is/was the timescale for implementing the initiative? 
 2003  Planung 

3/2004   Beginn 
3/2004   - 9/2004 Entwicklung Fragebögen 
10/2004 – 9/2005 Interventionen Jahr 1 
12/2005  Zwischenauswertung 
10/2005 – 9/2006 Interventionen Jahr 2 
10/2006 – 9/2007 Interventionen Jahr 3 
12/2007  Endauswertung 
2/2008  Ende 
 

2. Specific Objectives  
 Interventionsbereiche:  

• Motivation zur Vorsorgeuntersuchung 
• Verbessertes Nutzen der Vorsorgeeinrichtungen für Kinder 

(Mutterkindpass, Elternberatung, etc.) 
• Setzen von Konsequenzen aus Schul- und Kindergarten-Untersuchungen 

durch die Eltern 
• Verbesserung des Ernährungs- und Bewegungsverhaltens bei 

Erwachsenen und Kindern 
• Reduzierung des Suchtverhaltens 
• Erlernen von Strategien zur Stressbewältigung 

 
3.  How did the initiative address these objectives? 
 2 Interventionsformen:  

 
1) Individuelle Gesundheitsförderungs-Interventionen bei Erwachsenen durch 
Gespräche, Anregung und Unterstützung in der Umsetzung 
 
2) Gesundheitsförderungs-Interventionen in Gruppen.  

• Erwachsengruppe zum Thema Existenzstress (3 Gruppen) 
• Familiengruppen (4 Gruppen) 
• Sozialpädagogische Jahresgruppen mit Jugendlichen (9 Gruppen)  

 
Monitoring and Evaluation 
 
 How is/was the measure monitored/evaluated? 
 Die begleitende Evaluation des Projektes wird von der „Fachhochschule für 

Technik und Soziales St. Gallen“ durchgeführt 
 
Fragebogen 1 – Interventionen (5-10 Monate) – Fragebogen 2 – Fragebogen 3 
(Nachuntersuchung 6 Monate nach Abschluss der Interventionen)  
 

Outcomes 
  
1. To what extent have the specific objectives been met? 
 Da die evaluatorische Auswertung noch nicht durchgeführt ist, kann der Erfolg der 

Interventionen erst Ende 2008 beurteilt werden.  
 
Es gibt aber erste Ergebnisse in Bezug auf die Zusammensetzung bzw. auf 
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gesundheitliche Parameter der Zielgruppe.   
Folgende Ergebnisse erbrachte eine erste Auswertung von ca. 350 Fragebögen: 
 

• Fast zwei Drittel der erreichten Zielgruppe haben über 30.000 € Schulden 
und sehen sich in ihrer Existenz bedroht. 

• 75% der Befragten hatten im vergangenen Jahr große Existenz- und 
Zukunftssorgen: finanzielle Krisen (80%), Wohnungswechsel (40%), 
Arbeitsplatzverlust (36%). Bei fast 40% der TeilnehmerInnen häuften sich 
gleichzeitig drei oder mehrere kritische Ereignisse. 

• Während 80% der ÖsterreicherInnen angeben, sich als „(sehr) gesund" zu 
erleben, machen diese Aussage nur 50% der Befragten. 

• 11% beurteilen ihren Gesundheitszustand sogar als „(sehr) schlecht" - 
doppelt so viele wie in der Durchschnittsbevölkerung.  

• Die TeilnehmerInnen rauchen doppelt so häufig als der Durchschnitt im 
Bundesland 

• Auch in der untersuchten sozialen Schicht scheinen das Wissen, wie man 
gesünder leben könnte, und das Bewusstsein, keinem Schicksal 
ausgeliefert zu sein, klar vorhanden. Offensichtlich wird dieses Wissen 
aber nicht entsprechend in gesundes Verhalten umgesetzt. 

 
2.  What obstacles/risks were faced in implementing the initiative? 
 Die Kombination von gesundheitsbezogenen Interventionen mit den Interventionen 

in der herkömmlichen Beratungsform war für die beteiligten MitarbeiterInnen nicht 
immer leicht zu bewerkstelligen.  
 

3.  How were these obstacles and risks addressed? 
 Unterstützung der MitarbeiterInnen durch häufige Fallbesprechungen und 

Supervision 
 

4.  Were there any unexpected benefits or weaknesses? 
 Die etwa 60 MitarbeiterInnen der drei beteiligten Sozialeinrichtungen wurden für 

gesundheitsrelevante Aspekte in der eigenen Institution und ihrer weiteren Arbeit 
im herkömmlichen Beratungssetting sehr stark sensibilisiert. 
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